
Nachrichten wie die über die jüngste Erkrankung von Bene-
dikt XVI. an einer Gesichtsrose wird es immer wieder geben.
Zuerst kam die Schreckensnachricht: Der emeritierte Papst
ist schwer erkrankt. Sein Gesundheitszustand habe sich dra-

matisch verschlechtert. AmMontagabend dannmachte der vatikanische
Pressedienst die beruhigende Mitteilung von Erzbischof Georg Gäns-
wein öffentlich bekannt, dass der Zustand „nicht besonders besorgniser-
regend“ sei. Benedikt befinde sich „in der akuten Phase einer schmerz-
haften, aber nicht ernstenKrankheit“. Inzwischen ist auch bekannt, dass
die Nervenerkrankung imGesicht zwei Tage vor der Reise des Emeritus
zu seinem sterbenden Bruder festgestellt wurde – Benedikt aber auf je-
den Fall aufbrechen wollte. Die roten Flecken, die bei demEmeritus auf
Fotos während seines Aufenthalts in Regensburg zu sehen waren, sind
inzwischen wieder abgeheilt. Aber die überfallartigen Schmerzen, die
ihn dann amSprechen hindern, noch nicht.
Das hat auch Peter Seewald erlebt, der am vergangenen Samstag den

wegen der Corona-Epidemie immer wieder aufgeschobenen Besuch bei
Benedikt im Vatikan-Kloster „Mater Ecclesiae“ nachholen konnte, um
die umfangreiche Biografie zu Joseph Ratzinger/ Benedikt XVI. per-
sönlich zu überreichen. Kaum zurück in Deutschland hat Seewald von
der Erkrankung des emeritierten Papstes die „Passauer Neue Presse“
unterrichtet. Musste das sein? Wie schon gesagt: Wenn es um einen 93
Jahre alten Mann geht, kann immer wieder mal von einer Erkrankung,
vielleicht auchmal von einer längerenUntersuchung in einerKlinik, von
einem Krankenhausaufenthalt, von weiteren größeren oder kleinen Ge-
brechen die Rede sein. Aber ist jede Viruserkrankung ein Grund, damit
sogleich an die Presse zu gehen – zumal in Zeiten desNachrichten-Som-
merlochs, wenn die Redaktionen auch die kleinen Sachenmal ganz groß
erscheinen lassen. Wohltuend waren die Diskretion und die Zurückhal-

tung, mit denen dieMedien den Abschied Benedikts von seinem Bruder
Georg in Regensburg begleitet haben. Das war dem traurigen Anlass
angemessen. Angemessen sollte auch die weitere Berichterstattung über
die letzte Phase im Leben des emeritierten Papstes sein, in der es auch
Gebrechen und Erkrankungen geben muss, der Schutz der Privatsphäre
aber jeder Sensationsberichterstattung den Riegel vorschieben sollte.
Für viele war es eine Neuigkeit, dass Seewald die Nachricht aus Rom

mitgebracht hat, dass der Emeritus als seine letzte Ruhestätte die Stelle
in der Krypta des
Petersdoms verfügt habe, wo der Sarkophag seines heiliggesproche-

nenVorgängers stand, da er sich Johannes Paul II. besonders verbunden
fühle. Kaum ein anderer Papst der Neuzeit hat am Ende seines Lebens
dieWelt so sehrAnteil an seinemLeiden nehmen lassen.DerVerlauf der
unheilbaren Parkinson-Erkrankung führte schließlich zu Lähmungser-
scheinungen und Schwierigkeiten beim Sprechen. Eine schwere Arthri-
tis machte ihn mehr und mehr bewegungsunfähig. Die letzten Wochen
und Monate von Papa Wojtyla waren dramatisch. Das ist der letzte Ab-
schnitt imLeben vonPapstBenedikt nun einmal nicht. Gegenüber „kath.
net“ fasste Seewald den Eindruck von seinem letzten Besuch so zusam-
men: „Papst Benedikt selbst ist optimistisch, dass er baldwieder zuKräf-
ten kommt. Er nimmt die Erkrankung demütig an und will kein großes
Aufsehen darummachen. Insgesamt ist er gutenMutes.“ Auch schreiben
wolle der Emeritus wieder. Da wäre es gut, auch manche ungute Seite
im Alltag des Emeritus – dazu gehören Erkrankungen wie die üblichen
altersbedingten Einschränkungen, denen kein alt gewordener Mensch
entgehen kann – mit der gebührenden Diskretion zu behandeln, wie das
beim Abschiedsbesuch in Regensburg der Fall gewesen ist. Nicht nur,
weil nicht jedeErkrankung sofort in dieMedien gehört. Sondernweil der
emeritierte Papst ein Recht darauf hat.

Entwarnung zuBenedikt XVI.
Auch in Alter undKrankheit haben die Päpste ein Recht aufDiskretion. Die jüngsten Schlagzei-
len zumEmeritus waren überflüssig VON GUIDO HORST

CAUSA KENTENICHEin SchreibenKardinal Ratzingers belegt,
dass der Schönstattgründer nie rehabilitiert wurde S. 12

DieBilder sind unvergesslich: Am23. Februar 1981 stürmte
Oberstleutnant Tejeromit zweihundert Polizisten das spanische
Parlament, schoss amRednerpult in dieDecke und schrie: „Klappe
halten, verdammt!“ Einige Panzer rasselten aus ihrenKasernen,
aber derOberbefehlshaber der Armee, König JuanCarlos, be-
fahl denGenerälen denRückzug und hielt in vollerUniform eine
Fernsehansprache. Der Putsch brach zusammen, derMonarch gilt
seither als Retter derDemokratie in Spanien.
Dieses strahlende Bild hat er in den letzten Jahren tief ver-

dunkelt. Skandale häuften sich. Heute gilt er als Elefanten- und
Schürzenjäger, als korrupt und auch ein wenig senil. Königin
Sophia litt still, Kronprinz Felipe zog die Reißleine und zwang den
charakterlich schwankendenKönig zur Abdankung. Als die Kette
der Skandale nicht abriss, strich er die Apanage, um die offizielle
Trennung vomKönigshaus zur Person des unkontrollierbaren
Altkönigs zu demonstrieren. Ob gewollt oder gedrängt:Mit seinem
fluchtartigen Abgang hat JuanCarlos derMonarchie in Spanien
noch einen letztenDienst erwiesen.
Es ist jetzt Thema der Klatschpresse, wasmit demAltkönig pas-

siert, ob er noch vor Gericht kommtwegen Steuerhinterziehung
oder imExil die letzten Jahre verbringt. Der edlere Teil der Fami-
lie, Königmutter Sophia, die täglich in dieMesse geht, undKönig
Felipemit Familie werden dieHauptfunktion des royalenHauses
erfüllen: das Land zusammenhalten. Das war übrigens auch die In-
tention Francos: mit der Rückkehr eines Bourbonen-Sprösslings
und der Fortsetzung derMonarchie das von fanatisiertenKommu-
nisten undNationalisten gespaltene Landwieder zu vereinen. Das
ist heute dringender denn je. Nationalisten vor allem inKataloni-
en, sowie Autonomiebestrebungen in anderen Regionen bedrohen
die Einheit Spaniens. Auch geistig ist das Land gespalten. Vom
katholischen Erbe vergangener Jahrhunderte ist nichtmehr viel
übrig. Die sozialistischen und auch bürgerliche Regierungen ha-
ben es zu politischen Schleuderpreisen feilgeboten. Der König ist
die letzte Klammer. Die sollte ethisch rostfrei bleiben.

KOMMENTAR

VON JÜRGEN LIMINSKI

SpaniensKlammer
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KATHOLISCHE WOCHENZE ITUNG FÜR POL IT IK , GESELLSCHAFT UND KULTUR

75 JahreHiroshima undNagasaki

Soll der Papst
Atomwaffen
ächten?
Franziskus hält schon denBesitz von
Atomwaffen für verwerflich undwill den
Katechismus ändern.Was sagt die katholische
Friedensethik?EineDebatte S. 2/3/18
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HORROR TRADITION?

KeineAngst vor
dem „Retroka-
tholizismus“
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SindAtomwaffen
immer

DiePäpste und dieBombe
SiebenPäpste haben dieGeschicke derWeltkirche

seit Erfindung derAtomwaffe gelenkt. Sie alle
– bis auf Johannes Paul I. –mussten sichmit ihrer
Vernichtungskraft auseinandersetzen.Die heiligen
Väter haben sich zumEinsatz oder zumBesitz als
Instrument derAbschreckung geäußert.Hierbei
nahmen sie grundsätzlich einheitlichePositionen ein,
gleichwohl gibt es in gewissenAspekten durchaus
nennenswerteDifferenzen:

PiusXII., in dessenPontifikat der ZweiteWelt-
krieg und somit dieErfindung sowie bisher

einzigeNutzung vonAtomwaffenfielen,missbilligte
denEinsatz selbst imVerteidigungsfalle dann, wenn
die Schäden derAtomwaffen „unvergleichlich größer
sind als die der geduldetenUngerechtigkeit“.Man
könne dann trotzVerteidigungsfall „verpflichtet

sein, dieUngerechtigkeit auf sich zu nehmen“, so der
Pacelli-Papst 1953.DerBesitz vonKernwaffenmüsse
„als unmoralisch abgelehntwerden“, sofern sich
dieserBesitz „dermenschlichenKontrolle entzieht“,
wie der Papstwährend desBesuches einer internati-
onalenÄrzteschaft inRom1954mitteilte.Was hier
anklingt, ist bereits eineVorahnung dieses besonne-
nenPapstes, dieNutzung vonNukleartechnologie
könne ein hohesRisikomit sich bringen. Strahlenun-
fälle, wie beispielsweise beimAbsturz eines atomar
bewaffnetenUS-Bombers über Spanien 1966 oder
beimReaktorunglück vonTschernobyl 1986, sollten
ihm späterRecht geben.

Pius‘ Nachfolger, der heilige Papst Johannes
XXIII., wünschte sich in derEnzyklika „Pacem in

terris“ 1963 das baldige und vollständigeVerbot von

Kernwaffen.Darüber hinaus sei es in einer Zeit, in
derKriegemitMassenvernichtungswaffen ausge-
fochtenwerden könnten, „sinnlos, denKrieg noch als
geeignetesMittel zurWiederherstellung verletzter
Rechte zu betrachten“, wie derRoncalli-Papst in der
Enzyklikaweiter ausführte. Damit stellte Johannes
XXIII. nicht nurKernwaffen inFrage, sondern einen
jedenKrieg desmodernenZeitalters, da ein bellum
iustum, ein nach katholischer Lehre gerechterKrieg,
mit diesenWaffen nichtmehr gerecht geführtwerden
könne.Dennmindestens zwei Prinzipien des bellum
iustumkönnten beimEinsatz strategischer, also auf
dieMassenvernichtung ausgerichteter, Atomwaf-
fen verletzt werden: das Prinzip der discriminatio,
welches besagt, dasUnschuldige –Nichtkombattan-
ten beziehungsweise Zivilisten – nicht angegriffen

werden dürfen, sowie das Prinzip der Proportionali-
tät, welches dieVerhältnismäßigkeit bei derWahl der
Mittel betont.

Durch den heiligenPapst PaulVI. fand dieAusei-
nandersetzungmitMassenvernichtungswaffen

1965Eingang in dasAbschlussdokument „Gaudium
et spes“ des ZweitenVatikanischenKonzils: „Jede
Kriegshandlung, die auf dieVernichtung ganzer
Städte oderweiterGebiete und ihrer Bevölkerung
unterschiedslos abstellt, ist einVerbrechen gegen
Gott und gegen dieMenschen, das fest und entschie-
den zu verwerfen ist.“ ZugleichwagtenPaulVI. und
dasKonzil den Spagat zwischenmoralischer Ableh-
nung derAtomwaffe auf der einen und pragmatischer
Tolerierung auf der anderen Seite: Siewussten, dass
dasGleichgewicht des Schreckens einen fragilen,
gleichwohl fortwährendenFriedenszustand zwischen
denSupermächten zementiert hatte. DiesenZustand

Am6. Augustwarfen die Amerikaner die erste Atombombe aufHiroshima. Am9. Augustwurde auch
Nagasaki angegriffen.Hunderttausende starben. 75 Jahre später übertrifft die Zerstörungskraft heu-
tiger Atombomben die damaligen umeinVielfaches. Papst Franziskuswill deshalb schon denBesitz
vonAtomwaffen ächten und imKatechismus festschreiben.Das hat er imNovember 2019 auf dem
Rückflug aus Japan angekündigt.Wörtlich sagte er: „DieVerwendung vonNuklearwaffen ist gegen

dieMoral – dasmuss in denKatechismus derKatholischenKirche kommen –, und nicht nur die
Verwendung, sondern auch derBesitz, denn einUnfall wegen eines solchenBesitzes oder dieVer-

rücktheit irgendeinesRegierenden, dieVerrücktheit von irgendjemandemkann die ganzeMenschheit
zerstören.“ PeterKohlgraf, Bischof vonMainz undPräsident der katholischenFriedensbewegung

„pax christi“, unterstützt denVorstoß des Papstes. Franziskus folge der Bergpredigt.Manfred Spieker,
emeritierter Professor fürChristlicheGesellschaftslehre an derUniversitätOsnabrück, hält dagegen.

Ermeint: DerKatechismus ist nicht derOrt, über Fragen derMilitärstrategie zu entscheiden

Aus tiefer Überzeugung möchte ich
bekräftigen, dass der Einsatz von
Atomenergie zu Kriegszwecken
heute mehr denn je ein Verbre-
chen ist, nicht nur gegendenMen-
schen und seine Würde, sondern
auch gegen jede Zukunftsmög-

lichkeit in unserem gemeinsamen Haus. Der
Einsatz von Atomenergie zu Kriegszwe-
cken ist unmoralisch, wie ebenso der Besitz

vonAtomwaffen unmoralisch ist (…).“Mit diesen
Worten hat Papst Franziskus im November 2019 am Frie-
densdenkmal in Hiroshima vor den Augen der Weltöffent-
lichkeit den Besitz von Atomwaffen für unmoralisch erklärt
– unddamit zugleich derPolitik der nuklearenAbschreckung
eineAbsage erteilt.
Die katholische Friedenslehre lehnt den Einsatz vonMas-

senvernichtungswaffenkategorischab.DiesstandnieinZwei-
fel. Bereits Johannes XXIII. forderte ein Verbot von Atom-
waffen („Pacem in terris“ 60). „Gaudium et spes“ spricht von
der Gefahr, dass „wissenschaftliche Waffen“ ihren Besitzern

die Mittel zu einer verbrecherischen Kriegsführung
in die Hände geben (GS 80,4); der Katechismus, der

dies aufgreift, nennt ausdrücklich atomare (sowie biolo-
gische und chemische)Waffen (2314). Die atomareAbschre-
ckungsstrategie galt allenfalls unter Vorbehalt als vertretbar,
insofern sie die Verhütung eines Krieges zum Ziel hat. Sie

war geduldet als Übergangslösung,
gebunden an die Verpflichtung der
Regierungen, ernsthaft nach der
Überwindung dieses fragilen Si-
cherheitskonzepts zu streben und
den Weg der Abrüstung und des
Aufbaus einer Weltordnung zu
beschreiten, die den Verzicht auf
Atomwaffenmöglichmacht.
Wenn Papst Franziskus den Be-

sitz von Atomwaffen und die atomare
Abschreckungsstrategie verurteilt, dann
nimmt er diese Bedingungen ernst. Er trägt
der Erkenntnis Rechnung, dass das Abschre-
ckungssystem allenfalls eine labile, stets bedrohte Si-
cherheit hervorgebracht hat, die weit entfernt ist von Frie-
den als einem „Werk der Gerechtigkeit“ (Jes 32, 17). Das
Vernichtungspotenzial der Atomwaffen ist letztlich nicht zu
kontrollieren. Die Abrüstungsbemühungen der Vergangen-
heit waren nur von begrenztem Erfolg. Wir erleben die Auf-
lösung der Architektur der nuklearen Abrüstung und Rüs-
tungskontrolle, ein neues Wettrüsten zeichnet sich ab. Und
schließlich: Die Abschreckungsstrategie gründet auf Angst
und Misstrauen, auf einer Logik, die keinen echten Frieden
ermöglicht: „Wie können wir Frieden anbieten, wenn wir be-
ständig die Drohung eines Atomkrieges als legitimes Mittel
zurKonfliktlösung einsetzen?“, fragt der Papst inHiroshima.

An ihre Stellemuss eine „glo-
bale Ethik der Solidarität“
treten, eine Friedenslogik,
die getragen ist von Dialog,
Vertrauen und der gemein-
samen Verantwortung für
dieMenschheit.
Richtschnur der kirch-

lichen Friedenslehre ist die
Bergpredigt mit ihrem Gebot

der Gewaltlosigkeit und der
Feindesliebe. Über weite Stre-

cken ist die Auslegungsgeschichte
der Bergpredigt jedoch eine Geschichte

der Anpassung an die Realität einer von Sünde
geprägtenWelt – wobei sich die Frage stellt, warummanche
Weisung als unbedingt gültig angesehenwird, während ande-
re voll Verständnis für die sündhafte Begrenztheit der Welt
„entschärft“werden.AuchdiekirchlicheLehrevonKriegund
Frieden ist einStückRealpolitik.Vielleicht gibt es tatsächlich
Haltungen, die sich erst inderVollendungdesReichesGottes
erfüllen. Ich bin Papst Franziskus dankbar, dass er mit sei-
nem Eintreten gegen Atomwaffen und Abschreckungspolitik
und für eine Logik des Friedens, sich von den Prinzipien der
Bergpredigt leiten lässt. Er erinnert eindrücklich daran, dass
Jesus seineWorte ernst meint, und sucht nachWegen, sie in
unsererWeltWirklichkeit werden zu lassen.

SchonPiusXII. äußerte sich zu nuklearenWaffen. Alle seineNachfolger auch. VON MICHAEL SABEL

Ja.DennAbschreckung gründet auf Angst.
Daraus entsteht keinFriede
VON BISCHOF PETER KOHLGRAF

Die Tagespostñ6. August 2020
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unmoralisch?

konnte undwollte auch dieKirche zumdamaligen
Zeitpunkt nicht aufbrechen, immerhinwaren die
Erfahrungen derKubakrise noch sehr präsent. Des-
halb formulierte sie imKonzilsdokument „Gaudium
et spes“, dass einAnhäufen von „wissenschaftlichen
Waffen“, wasKernwaffen implizierte, „kein sicherer
Weg ist, denFrieden zu sichern“. DasKonzil enthielt
sich aber einerweiterenVerurteilung. PaulVI. folgte
somit der Linie seinerVorgänger, denEinsatz von
Kernwaffen kritisch zu sehen, aber betrachtete den
Besitz zumZwecke derAbschreckung differenziert.

An dieser Linie änderte sich unter Johannes Paul
II. nichts. DerEinsatz vonNuklearwaffenwurde

abgelehnt, ihr Besitz als Instrument der gegensei-
tigenAbschreckung umderWahrung desFriedens
willen hingegen toleriert. Johannes Paul II. bezeich-
netewährend einerRede vor denVereintenNatio-
nen 1982 die atomareAbschreckungsstrategie als

„moralisch akzeptabel“. Dabei betonte er, dass diese
nur dannmoralisch akzeptabel sein könne, wenn sie
eineEtappe auf demWegderweiterenAbrüstung
darstelle. Grundsätzlich teilte der polnischePontifex
dieBedenken seinerVorgänger. Davon zeugt derKa-
techismus derKatholischenKirche, der unter Papst
JohannesPaul II. ausgearbeitet und veröffentlicht
worden ist.Hierwird unterstrichen, dass gegenüber
einer Abschreckung durchWettrüsten „schwere
moralischeVorbehalte anzubringen“ sind.

BenediktXVI. ist ebenfalls nicht von dieser Linie
abgewichen. Er betonte, wie „trügerisch“ und

„verhängnisvoll“ einFrieden sein könne, wenn dieser
nur auf der gegenseitig bedrohlichen, atomarenZer-
störungskraft der jeweiligenKontrahenten beruhe.

Eine neueDynamik hat die Positionierung der ka-
tholischenKirche durchPapst Franziskus erfah-

ren. Anlässlich seiner Japanreise imNovember 2019

sprach der Pontifex inHiroshima und inNagasaki
überAtomwaffen.Dortmachte er klar, dass eineFrie-
densordnung nicht auf einer „falschen, von der Logik
derAngst und desMisstrauens gestützten Sicherheit“
aufbauen könne – ganz in der Logik seines direkten
Vorgängers Benedikt. Franziskus verurteilte darü-
ber hinaus sogar schon denBesitz vonAtomwaffen.
Ähnlich hatte sichFranziskus bereits 2017 in einer
Ansprache an dieTeilnehmer eines internationalen
Abrüstungssymposiums geäußert.Hier hatte Fran-
ziskus verdeutlicht, schon derBesitz vonAtomwaffen
sei „entschieden zu verurteilen“, da „dieGefahr einer
unbeabsichtigtenExplosion solcherWaffen“ zu groß
sei. Auf demRückweg seiner Japanreise hat Papst
Franziskus gegenüber den Journalisten verlauten
lassen, dieseVerurteilung desBesitzes vonAtom-
waffen in denKatechismus derKatholischenKirche
aufnehmen lassen zuwollen.

Es bleibt abzuwarten, ob Franziskus seinen
Worten auch Taten wird folgen lassen. Eines ist

jedoch jetzt schon klar: Franziskus legt eine
akzentuierte Frieden-
sethik an den Tag,
die sich bisweilen
von der seiner Vor-
gänger abhebt. Das entschiedene „Nein“ zum
bloßen Besitz von Atombomben untermauert diese
Akzentuierung. Insgesamt kann festgehal-
ten werden, dass die Kirche
und ihre Päpste seit Beginn
des Atomzeitalters – von
Pius XII. bis Franziskus –
diesermenschenunwürdigenWaffe stets
und ausdrücklich kritisch gegenüberstanden.

Leben und Freiheit der Bürger gegen einen
Angriff mit Waffen zu verteidigen, gehört zu
den unverzichtbaren Aufgaben staatlicher
Gewalt. Daran hat die Soziallehre der katho-
lischen Kirche, vom Römerbrief des Apos-
telsPaulusüberAugustinusundThomasvon
Aquin bis zum II. Vatikanischen Konzil, nie

gezweifelt. Auch Papst Franziskus hat sich in der Pressekon-
ferenz auf demRückflug von Japan nach Rom am26.11.2019
zu dieser Aufgabe bekannt.
Damit eine Verteidigung mit Waffen legitim ist, muss sie

eine Reihe von Bedingungen erfüllen, die in der Lehre vom
„bellum iustum“ zusammengefasst sind, die derKatechismus
der Katholischen Kirche (2309) bestätigt hat. Sie muss un-
ter anderem den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit beach-
ten, also das Schadensrisiko einermilitärischenVerteidigung
gegen das Schadensrisiko einer hingenommenen Aggression
abwägen. Sie muss gewährleisten, dass die Wirkung der ein-
gesetzten Waffe kontrollierbar und die Unterscheidung zwi-
schenKombattanten undNichtkombattantenmöglich bleibt.
Eine Verteidigung mit strategischen Atomwaffen, die über

bewohntenGebieten eingesetztwerden,würdediesenBedin-
gungen nie entsprechen. Das gilt auch für den Einsatz che-
mischer, biologischer und vieler herkömmlicher Waffen, die
imZweitenWeltkrieg auf beiden Seiten derKriegsgegner zur
ZerstörungvielerStädte führten.DasKonzil hat dieVerurtei-
lung desKrieges deshalb nicht an dieWaffengattung, sondern

andie IntentionderKriegführendengebunden: „JedeKriegs-
handlung, die auf die Vernichtung ganzer Städte oder weiter
Gebiete und ihrer Bevölkerung unterschiedslos abstellt, ist
einVerbrechen gegenGott und gegen denMenschen, das fest
und entschieden zu verwerfen ist.“
Denkbar ist aber eine Verteidigung mit taktischen Atom-

waffen, die zielgenau eingesetzt werden und die Beachtung
derKriterien einer gerechtenVerteidigung nicht von vornhe-
rein ausschließen. Siemuss sich allerdings immer desRisikos
einer katastrophalen Eskalation bewusst bleiben. Die Beur-
teilung, ob alle Bedingungen einer gerechten Verteidigung
vorliegen, kommt, so der Katechismus der KatholischenKir-
che, „demklugenErmessenderer zu, diemit derWahrungdes
Gemeinwohls betraut sind“ (2309).
DasKonzil hat zwar erklärt, dass dieEntwicklung der „wis-

senschaftlichen Waffen“ dazu zwinge, die Frage des Krieges
mit einer ganz neuen inneren Einstellung zu prüfen. Aber es
hat den Besitz von Atomwaffen, so die deutschen Bischöfe in
ihremHirtenbrief „Gerechtigkeit schafftFrieden“ 1983, nicht
verurteilt und die sittliche Beurteilung der nuklearen Ab-
schreckung offengelassen.
EsgibtFragen, indenenChristenbei gleicherGewissenhaf-

tigkeit ihres Glaubens zu unterschiedlichen Antworten kom-
men können. Eine solche Frage war Anfang der 80er Jahre
die Nachrüstung der NATOmit nuklearenMittelstreckenra-
keten. In dieser Kontroverse führten die amerikanischen Bi-
schöfe in ihrem Hirtenbrief zum Frieden 1983 eine wichtige

Unterscheidung
ein zwischen
Urteilen zu mo-
ralischen Prin-
zipien einerseits,
die für Katholi-
ken verpflichtend
sind, und Aussagen
zu konkreten Fragen,
sogenannte „prudential
judgements“, andererseits,
die auf Bedingungen beruhen, „die
sich ändern können oder die von Menschen guten Willens
unterschiedlich interpretiert werden können“. Chris-
ten können zu konkreten Fragen der Rüstungstech-
nologie und der Militärstrategie unterschiedlicher
Meinung sein.
Der Katechismus ist nicht der geeignete Ort, um Fragen

der Rüstungstechnologie oder der Militärstrategie zu ent-
scheiden. Aufgabe der Kirche ist es vielmehr, einerseits die
Staaten an ihre Pflicht zu erinnern, Konflikte nicht mili-
tärisch, sondern diplomatisch zu lösen und den Frieden
nicht allein durch Abschreckung, sondern durch politische,
ökonomische und kulturelle Kooperation zu sichern und
andererseits alle Menschen daran zu erinnern, dass wir den
Frieden in derWelt allein durch menschliche Kraft nicht er-
reichen können.
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Nein. Bei Abschreckung könnenChristen
unterschiedlicherMeinung sein
VON MANFRED SPIEKER

75 JahreAtomwaffen in derWelt
„Trinity“, „Little Boy“ und „Fat Man“ – hinter diesen harmlos klingenden, ja
beinah infantilen Bezeichnungen verbergen sich die tödlichsten Waffen seit
Menschengedenken. Dies sind die Namen der ersten drei Atombomben, die auf
der Erde gezündet wurden. Als „Trinity“, Dreifaltigkeit, wurde die Bombe be-
nannt, die am 16. Juli 1945 zu Testzwecken im Rahmen des sogenannten Man-
hattan-Projektes in der Nähe von Los Alamos, New Mexico, gezündet wurde.
Die erste Atombombe der Welt hatte eine Sprengkraft von 21 Kilotonnen TNT.
Nur wenige Wochen später folgte diesem Test der erste Einsatz. Am heutigen
Tag genau vor 75 Jahren explodierte „Little Boy“ um 8.16 Uhr Ortszeit in einer
Höhe von 600 Metern über Hiroshima mit einer Sprengkraft von 12500 Kiloton-
nen TNT. Innerhalb einer Sekunde wurden 80 Prozent der Innenstadt komplett
zerstört, 70000 bis 80000 Menschen wurden unmittelbar getötet, abertausen-
de starben – teils qualvoll – an den Folgen der Verstrahlung. Die Wucht der
Atombombe war so groß, dass ihr Lichtblitz Schatten von Menschen auf Fassa-
den einbrannte. Am 09. August wurde schließlich auch Nagasaki, Zentrum des
Christentums in Japan, mit der Atombombe „Fat Man“ angegriffen. Insgesamt
fielen beiden Atombombenabwürfen etwa 230000 Menschen zum Opfer.

Wettrennen umdiemächtigste Bombe
Nur wenige Jahre lang konnten sich die Vereinigten Staaten unangefochten
als einzige Atommacht der Welt halten, ehe die Sowjetunion 1949 aufschloss.
Es folgten Großbritannien 1952, Frankreich 1960 und China 1964. Was nun ge-
schah, war ein bizarres Wettrennen um die mächtigste Bombe der Welt, die zu
immer leistungsfähigeren Kernwaffen und größeren Arsenalen führte. Mit der
Wasserstoffbombe wurde eine Kernwaffe entwickelt, die über das Vielfache

an Sprengkraft im Vergleich zu den herkömmlichen Atombomben verfügte.
Als die Sowjetunion 1961 die sogenannten Zar-Bombe testete, wurde
die – bis heute – stärkste Bombe aller Zeiten gezündet. Sie entwickelte
eine Sprengkraft von 57 Megatonnen, also umgerechnet etwa 57 Millio-
nen Tonnen TNT, was dem etwa 4000-fachen der Atombombe von Hiroshima
entspricht.

Der „Overkill“ – diemehrfacheAuslöschung der
Menschheit
Seither wurden über 2000 Tests durchgeführt. Das weltweite Atombombenar-
senal wäre dazu imstande, die Menschheit mehrere Male auszulöschen – man
spricht hierbei vom sogenannten Overkill. Neben den USA, Russland, Großbri-
tannien, Frankreich und China gelten inzwischen auch Pakistan, Indien, Israel
und Nordkorea als Atommächte. Dem Stockholm International Peace Research
Institute (SIPRI) zufolge verfügen die neun Atommächte zusammen über ein
Arsenal von knapp 13000 Sprengköpfen, wobei die meisten – jeweils etwa
6000 – auf die USA und Russland entfallen. Auch, wenn der Atomwaffensperr-
vertrag, den 191 Staaten ratifiziert oder unterzeichnet haben, eine Abrüstung
der Atomwaffen sowie einen Verzicht auf Verbreitung vorsieht, nimmt die
Anzahl an atomaren Sprengköpfen nur allmählich ab. Hinzu kommt, dass nach
gegenseitigen Vorwürfen der Vertragsverletzung die USA und Russland 2019
den INF-Vertrag aufkündigten, der ein Verbot von atomar bestückten Kurz-
und Mittelstreckenraketen vorsah. Von einer nuklearen Abrüstung kann zum
gegenwärtigen Zeitpunkt daher nur bedingt die Rede sein. ms
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„Es ist der alten Linken ge-
lungen, das sozial-ökono-
mische Gleichheitsideal des
Sozialismus in kulturmar-
xistische Vorstellungen von
einer Gleichheit der Kul-
turen zu überführen“

„ Kultureller Konservatis-
mus, wirtschaftlicher Libe-
ralismus, Autorität im
Rechtsstaat und eine för-
dernde und fordernde So-
zialstaatlichkeit sind sich
ergänzende
Gegenseitigkeiten.“

Das Prinzip der Mitte hat die politische Kultur in besonderer Weise geprägt. Trotzdem ist die EU-Politik zu wenig durch diesen Ansatz bestimmt. Foto: dpa

Zurück zurMitte
Die politische
Kultur hat den
Sinn für die
Mitte verloren.
Das hat Auswir-
kungen auf die
Innen- wie die
Außenpolitik.
Eine Analyse
VON HEINZ THEISEN

D
emVerlust der politischenMitte
ging der Niedergang des dialek-
tischen Denkens voraus. An die
Stelle des differenzierenden

Einerseits–Andererseits traten neue Ein-
deutigkeiten durch bloß moralisierende
Unterscheidungen nach Gut und Böse. Mit
dem Streit in Alternativen hat die „offene
Gesellschaft“ ihre wichtigste Erkenntnis-
und Problemlösungsmethode verloren.
Diffamierung und Polarisierung drohen

einige Globalisierungskritiker in die Falle
der Radikalisierung zu treiben, womit sich
deren Kritiker bestätigt und zu neuerlichen
Attacken ermutigt fühlen. Das Engagement
der meisten Jugendlichen beschränkt sich
auf eine naiv-gutmeinende Anti-Haltung:
gegen „Rechts“, gegen „Nationalismus“,
gegen „Faschismus und Rassismus“. In
ihrer radikalen Variante verbindet die Anti-
fa-Bewegung ihr Gutmenschentummit ver-
mummtem Revoluzzertum, darin schon
dem zivilen Verbrechen nahe. An den
Hochschulen und in den Medien haben sie
mit der maoistischen Strategie „Bestrafe
einen, erziehe Hundert“ weltanschauliche
Gleichschaltung erreicht.

Der „Kampf gegen rechts“ höhlt die poli-
tische Mitte weiter aus, weil in ihm nicht
einmal zwischen denjenigen differenziert
wird, die als Konservative die Demokratie
bewahren und denjenigen, die als Rechts-
extreme die Demokratie bekämpfenwollen.
Der antitotalitäre Grundkonsens, wonach
eine Demokratie sich gleichermaßen gegen
linken als auch rechten Totalitarismus zu
wehren hat, ist verloren gegangen. Dritte
Wege kommen in dieser Diskursunkultur
erst gar nicht in den Blick.
Das Vakuum in der politischen Mitte

wird heute mit Absurditäten jeder Art ge-
füllt, insbesondere in Gestalt des Identitäts-
wahns, der die alten Links-Rechts-Konflik-
te beerbt hat. Über die inneren Konflikte
werden äußere Bedrohungen verdrängt.
Obwohl der totalitäre Islamismus aus dem
Nahen Osten, der chinesische Wirtschafts-
imperialismus und das trojanische Pferd
Türkei längst zu inneren Konflikten Euro-
pas beitragen, bleiben die Debattenmeist in
provinzieller Selbstbezüglichkeit stecken.

Diese Seltsamkeit lässt sich nur aus der re-
lativ neuen Weltanschauung des Globalis-
mus erklären.
Im Globalismus gelten alle Kulturen und

Mächte als gleichwertig. Unübersehbare
Unterschiede müssen daher der erfolgrei-
chen westlichen Kultur und den nur von ihr
zu verantwortenden „postkolonialen Struk-
turen“ in die Schuhe geschoben werden.
Selbst massive Korruption wird auf diese
Weise entschuldigt und stattdessen der
Westen bis zum Selbsthass beschuldigt.
Offenkundig ist es der alten Linken ge-

lungen, das sozial-ökonomische Gleich-
heitsideal des Sozialismus in kulturmarxis-
tische Vorstellungen von einer Gleichheit
der Kulturen zu überführen. Dies endete im
Kulturrelativismus, weil die eigene Kultur
nichts Besonderes sein darf.
Im Gefolge dieses Kulturrelativismus

sind bereits endlose Entwicklungshilfepro-
jekte gescheitert. Noch fataler waren die
militärischen Interventionen im Orient, die
nicht zuletzt mit einer voraussetzungslosen
Universalität der Demokratie begründet
worden waren.
Umgekehrt geht der Mangel an Selbstbe-

grenzung nach außen mit einemMangel an
Selbstbehauptung nach innen einher: im
Globalismus verschwimmen notwendige
Unterscheidungen zwischen Freund, Geg-
ner und Feind und damit die eigene Bünd-
nis- und Selbstbehauptungsfähigkeit.
Bei der sogenannten „neuen Rechten“

handelt es sich imKern umProtektionisten,
die – im Gegensatz zu alten „Nazis“ – den
Nationalstaat defensiv verteidigen wollen.
Dieser ist – wie nicht zuletzt die Corona-
Pandemie gezeigt hat – unverzichtbar, aber
er ist angesichts der Interdependenzen
nicht mehr ausreichend. Selbst Deutsch-
land als größter Staat der EU wäre gegen-
über Großraummächten ohne Einfluss. So
wichtig die europäischen Nationalstaaten
für innere Herausforderungen sind, so sehr
sind sie auf Bündnisse gegenüber äußeren
Bedrohungen angewiesen. Eine Renationa-
lisierung wäre eine Regression, der Natio-
nalstaat und die internationalen Bündnisse
müssen sich ergänzen.
Im „Sozialen Kapitalismus“ (Paul Col-

lier) wäre Globalität mit demNationalstaat,
Liberalität mit Ordnung und Offenheit mit
Begrenzung zu verbinden. Auch die Welt-
wirtschaft ist divers.
Für die globale Ebene genügt eine dünne

Schicht einfacher Verkehrsregeln. Mit der
größeren inneren Handlungsfähigkeit von
Local Playern – in der Region und im Na-
tionalstaat –würde dieDemokratie gestärkt
und regressiven Tendenzen der Wind aus
den Segeln genommen.
Die in Europa heute vorherrschende Aus-

klammerung des religiösen Erbes aus den
politischen Diskursen schlägt sich in deren

Hohlheit und mangelnder Tiefe nieder.
Kulturkonservative Bemühungen um eine
„Renovatio Europae“ (David Engels) rufen
daher nach einer Wiederkehr der Religion,
aber diese ist längst nicht mehr ohne Auf-
klärung möglich. Christentum und Aufklä-
rung als Grundlagen der westlichen Kultur
können sich nicht wechselseitig ersetzen,
sie müssen sich gegenseitig ergänzen.

Das Christentum war die wichtigste
Quelle für Personalität und für die Freiheit
des Menschen. Mit diesem Freiheitsver-
ständnis – ein Blick auf den Atlas genügt –
wurden auch die Voraussetzungen für Wis-
senschaft und Kapitalismus, für die Gleich-
heit der Menschen vor Gott und dem Ge-
setz und für die Entwicklungserfolge der
Moderne gelegt.
Bei der Suche nach einer neuenMitte gilt

es, alte Borniertheiten abzulegen. Kulturel-
ler Konservatismus, wirtschaftlicher Libe-
ralismus, Autorität im Rechtsstaat und eine
fördernde und fordernde Sozialstaatlichkeit
sind überhaupt keine Gegensätze, sondern
sich ergänzende Gegenseitigkeiten. Nicht
nur die Abgrenzung von überspannten
Ideologien und Extremen, sondern auch
eine konsequente Ausdifferenzierung der
Funktionssysteme dient einer Politik der
Mitte. Bei der Bewältigung der Folgen von
Flucht undMigration geht es umWege zwi-
schen humanitären Anliegen und eigenen
sozial-ökonomischen Interessen. Beim Kli-
mawandel müssen langfristige Ängste und
kurzfristige Bequemlichkeiten und in der
Pandemie Gesundheit und ökonomische
Interessen ausgeglichen werden.
Utopisch ist dies nicht, sondern europä-

isch. Denn das Genie Europas hatte nach
den Entfesselungen der Moderne in der
Kraft zu den sich ergänzenden Gegenseitig-
keiten bestanden: von Rechten und Pflich-
ten des Bürgers, von Macht und Freiheit im
Rechtsstaat und von Kapital und Arbeit in
der Sozialen Marktwirtschaft. In diesem
Sinne müssen den Europäern auch neue lo-
kale Gegenseitigkeiten gelingen.
Der Autor lehrt als Professor für Poli-
tikwissenschaft an der Katholischen
Fachhochschule Köln.

Gauland stützt
Brandenburger AfD
BERLIN (DT/dpa) Der Vorsitzende der
AfD-Bundestagsfraktion, Alexander Gau-
land, hält die Entscheidung der Branden-
burger Landtagsfraktion der AfD zur künf-
tigen Rolle ihres bisherigen Fraktionschefs
Andreas Kalbitz für klug und ausgewogen.
„Ich glaube, es ist für Andreas Kalbitz ein
Erfolg, weil der Vorschlag, den er gemacht
hat, einstimmig angenommen wurde“, sagte
Gauland gestern der Deutschen Presse-
Agentur. Die AfD-Landtagsfraktion in
Potsdam hatte am Dienstag in einer Sit-
zung, an der Gauland als Gast teilnahm, be-
schlossen, dass Kalbitz sein Amt als Frak-
tionschef im Landtag vorerst ruhen lassen
wird. Hintergrund ist die Annullierung sei-
ner Mitgliedschaft durch den Bundesvor-
stand im Mai, gegen die sich Kalbitz juris-
tisch wehren will. Die Landtagsfraktion
folgte mit ihrer Entscheidung einem Vor-
schlag von Kalbitz. Dieser erklärte, erst sol-
le eine juristische Klärung durch das Land-
gericht Berlin abgewartet werden.
Der AfD-Bundesvorstand hatte als

Grund für den Rauswurf angeführt, Kalbitz
habe bei Parteieintritt eine frühere Mit-
gliedschaft in der inzwischen verbotenen
rechtsextremen „Heimattreuen Deutschen
Jugend“ (HDJ) und bei den Republikanern
nicht angegeben.
Kalbitz bestreitet die Mitgliedschaft in

der HDJ. Das Bundesschiedsgericht der
AfD gab dem Vorstand Ende Juli Recht.
Gauland, der Ehrenvorsitzender der AfD

ist, hatte daraufhin die Unabhängigkeit des
Bundesschiedsgerichts in Frage gestellt. Er
machte deutlich, dass er sich in dem Fall
„einzig und allein nach den Entscheidungen
und Urteilen der ordentlichen Gerichtsbar-
keit richten“ werde. „Denn beim Bundes-
schiedsgericht geht es offensichtlich um be-
stimmte politische Interessen, die hier aber
nichts zu suchen haben dürfen“, sagte er in
einem Interview. Die Schiedsrichter und
mehrere Landesvorsitzende reagierten em-
pört auf seine Äußerung.
Gauland verteidigte sich jetzt. Er sagte:

„Das Urteil eines Schiedsgerichts darf öf-
fentlich kritisiert werden“. Schließlich hät-
tenmehrere führende AfD-Politiker im ver-
gangenen Jahr Kritik an der Entscheidung
des AfD-Landesschiedsgerichts in Schles-
wig-Holstein, Doris von Sayn-Wittgenstein
nicht aus der Partei auszuschließen, geäu-
ßert. Daran habe sich damals kaum jemand
gestört.

Aufregung um
Tempelbau
NEU DELHI (DT/KNA) Als Macht-
demonstration der Hindus über Indiens
Minderheitsreligionen hat Premierminister
Narendra Modi am Mittwoch die Grund-
steinlegung zum Bau des Rama-Tempels in
Ayodhya inszeniert. Gleichzeitig feierte er
den ersten Jahrestag seinerMachtübernah-
me im mehrheitlich muslimischen Kasch-
mir. Bei der Grundsteinlegung betonte Mo-
di, der Gott Rama sei das „moderne Symbol
unserer nationalistischen Gefühle“, wie das
Nachrichtenportal „Times of India“ berich-
tet. Weiter sagte Indiens Premier: „Trotz
der Versuche, die Existenz des Gottes Ram
auszulöschen, lebt er in unseren Herzen
fort und ist die Basis unserer Kultur.“ Beob-
achter sehen darin einen kaum verhüllten
Angriff auf die Muslime in Indien, denen
die hindu-nationalistische Indische Volks-
partei (BJP) den Kampf angesagt hat.
Als erster der muslimischen Mogul-Kai-

ser, die Nordindien bis 1858 beherrschten,
hatte Babur 1528 an der Stelle eines Ram-
Tempels eine Moschee errichten lassen.
1992 wurde sie von Hindu-Extremisten
zerstört. Bei den gewaltsamen Auseinan-
dersetzungen zwischen Hindus und Musli-
men kamen damals mehr als 2000 Men-
schen ums Leben.
Nach hinduistischer Überlieferung wurde

Rama, einer der wichtigsten Götter imHin-
du-Kosmos, vor 900000 Jahren in Ayod-
hya geboren. Er wird als unveränderliche
Urkraft oder auch als Weltenseele von den
Hindus verehrt
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Thilo
Sarrazin

VON SEBASTIAN SASSE

Thilo Sarrazin ist nicht mehr Mitglied
der SPD, aber ist er auch kein Sozial-
demokrat mehr? Vieles spricht dafür,
dass sich der ehemalige Berliner
Finanzsenator immer noch als ein
solcher sieht. Anders lässt sich nicht
erklären, warum er die Mühe eines
Parteischiedsgerichtsverfahrens, das
jetzt mit seinem Ausschluss endete,
auf sich genommen hat und auch die-
se Entscheidung anfechten will. Die
SPD ist ihm in 47-jähriger Mitglied-
schaft zur politischen Heimat gewor-
den. Dabei steht der 75-Jährige für
eine ganz bestimmte Spielart des So-
zialdemokratischen – die heute in der
Parteispitze zwar nicht mehr mehr-
heitsfähig ist, bei einstigen Stamm-
wählern sicher schon. Der Fall Sarra-
zin ist nicht nur einfach eine Persona-
lie, er ist ein Symptom für den Nie-
dergang der SPD als Volkspartei.

DER SOZI-PARIA

Als Sarrazin sein Parteibuch erhielt,
im Jahr 1973, da stand die Sozial-Li-
berale Koalition gerade in ihrem Ze-
nit. Denn der Regierung war etwas ge-
lungen, was nicht jede Administration
schafft, sie prägte den Zeitgeist – und
zwar in einer interessanten Mischung:
inhaltlich ambitioniert (Willy Brandt:
„Wir schaffen das moderne Deutsch-
land) gepaart mit einem nüchtern-
pragmatischen Stil in der Umsetzung
(Helmut Schmidt: „Wer Visionen hat,
der soll zum Arzt gehen.“). Es war
wohl dieser Politik-Lifestyle, der die
SPD für den späteren Karrierebeam-
ten Sarrazin attraktiv gemacht hat.
Denn dies alles passte zu seinen Ta-
lenten: der Fähigkeit zur kalten Ana-
lyse, dem Blick des Ökonomen für die
Zahlenverhältnisse, seiner Lust an der
technokratischen Gestaltung.
Und dies sind auch die Eigenschaften,
die Sarrazin sensibel für die Probleme
der Integration und des politischen
Islam gemacht haben. Kann man die
Gefahren, die hier drohen, doch schon
seit langem aus den Daten ablesen.
Die Macher aus der Sozi-Generation
Sarrazin folgten der Devise: Zahlen
lügen nicht. Und Probleme müssen
gelöst werden. Dass Sarrazin dann,
vertrauend auf seine alten Stärken,
ans Werk ging, Vorschläge zur Lösung
dieser Probleme zu formulieren – klar
und kalt, wie es eben seine Art ist –
zeigt, dass Pragmatismus auch mit
Naivität einhergehen kann. Denn in-
zwischen waren in der SPD die Ma-
cher von der Generation Sozialarbei-
ter abgelöst worden. Sie denken nicht
nur anders, sie sprechen auch so. Dass
Sarrazin für sie zum Paria wurde, war
abzusehen. Dass allerdings viele
Stammwähler sich eher mit Sarrazin
identifizieren würden als mit Kevin
Kühnert, ebenfalls. Sarrazin war für
die SPD eine Chance, verlorenen Bo-
den wieder gut zumachen. Keiner hat
sie genutzt. Auch nicht Sigmar Gabriel
der ja neuerdings auch gerne den So-
zi-Dissidenten gibt. So schreiten
Sarrazin und die Genossen nun wohl
endgültig nicht mehr Seit an Seit.

Ein Beispiel für Kirchenasyl: Flüchtlinge sind in einer Kirche untergebracht. Foto: dpa

Kein rechtsfreier Raum
Das Kirchenasyl
steht wieder in
der Diskussion.
Staat und Kirche
hatten sich auf
ein Verfahren
geeinigt. Dies
muss aber auch
eingehalten wer-
den. Ein Gast-
beitrag
VON WINFRIED BAUSBACK

D
as Kirchenasyl steht in einer
langen christlichen Tradition.
Es ist heute Ausdruck des gro-
ßen humanitären Engagements

von Kirchengemeinden, Ordensgemein-
schaften und Bistümern vor Ort für einzel-
ne Menschen in Not. Der konkrete Einsatz
für Flüchtlinge ist vielen ein Gebot tätiger
Nächstenliebe und Ausdruck christlichen
Werteverständnisses.
Auch für unseren säkularen Verfassungs-

und Rechtsstaat stehen humanitäre Werte
im Mittelpunkt. Das Grundgesetz stellt die
Garantie der Menschenwürde und der
zentralen Menschen- und Bürgerrechte ge-
meinsam mit den Strukturprinzipien des
Staates in sein Zentrum. Um dies auf Dauer
zu gewährleisten, darf er keine rechtsfreien
Räume akzeptieren. Davon macht auch das
Kirchenasyl keine Ausnahme. Die Durch-
setzung der Territorial- und Personalhoheit
über die nationalen und europäischen Nor-
men des Ausländer- und Flüchtlingsrechts
gehört zu den Kernelementen der Staat-
lichkeit. Es gibt insoweit kein Reservats-
recht der Kirchen imHinblick auf Kirchen-
asylfälle. Die Letztentscheidung und
Durchsetzung der entsprechenden nationa-
len und europäischen Gesetze im Rahmen
der rechtsstaatlichen Verfahren liegt bei
den zuständigen und demokratisch legiti-
mierten Behörden und Gerichten.
Dies findet auch demGrundsatz nach Ak-

zeptanz. Von offiziellen Stellen der Kirchen
wird heute auch in Bezug auf das Kirchen-
asyl weder ein Reservatsrecht behauptet
noch gefordert. Vielmehr betonen Vertreter
der beiden großen christlichen Kirchen,
dass man gerade nicht im „rechtsfreien

Raum“ agieren will. Man akzeptiere, dass
niemand von der Beachtung von Recht und
Gesetz entbunden sei. Im spezifischen
Zusammenhang mit der Anerkennung oder
Nichtanerkennung von Flüchtlingen und
Asylbewerbern könne es aber – so wird ar-
gumentiert – im Interesse des Rechtsstaa-
tes liegen, sich die Kompetenz kirchlicher
Gemeinden und Ordensgemeinschaften zu
Nutze zu machen, um besorgten Hinweisen
in Einzelfällen staatlicherseits nochmals
nachzugehen. Trotz aller rechtsstaatlichen
behördlichen und gerichtlichen Verfahren
könnten einzelne Entscheidungen zu un-
erträglichenHärten führen. Hierauf ist man
staatlicherseits eingegangen: Auf Ebene der
Länder wurden Härtefallkommissionen ge-
bildet, in denen Vertreter der großen Kir-
chen sitzen. Auf Bundesebene wurde 2015
ein besonderes Verfahren zwischen dem
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
(BAMF) auf der einen und Vertretern der
beiden großen christlichen Kirchen auf der
anderen Seite vereinbart. Danach informie-
ren Kirchengemeinden die Behörden un-
verzüglich über jeden Kirchenasylfall und
erarbeiten möglichst innerhalb eines Mo-
nats ein Dossier, aus dem sich die besonde-
re Härtesituation ergibt. Das BAMF über-
prüft daraufhin diese Fälle nochmals. Dabei
können aber weder geltende gesetzliche Vo-
raussetzungen für die Gewährung oder
Nichtgewährung von Asyl oder Flüchtlings-
schutz in Frage gestellt werden; noch kann
es darum gehen, bewusst auf eine Verfri-

stung in denDublin-III Fällen hinzuwirken.
Auch ist es im Blick auf die staatliche Letzt-
entscheidung selbstverständlich, dass das
Ergebnis einer solchen nochmaligen Über-
prüfung – mag sie positiv oder negativ sein
– akzeptiert wird.
Die Einhaltung dieses Verfahrens hat

auch unmittelbar Auswirkungen auf die
strafrechtliche Seite. Fragen des Einwande-
rungs- und Aufenthaltsrechts betreffen –
wie ausgeführt – Kernelemente der Staat-
lichkeit. Deshalb sind die entsprechenden
Normen auch mit strafrechtlichen Sanktio-
nen abgesichert. Das ist nach meiner Über-
zeugung auch richtig. Ich habe Verständnis
dafür, dass manches Einzelschicksal gerade
die Menschen bewegt, die sich – wie gerade
auch die Kirchen vor Ort – in der Flücht-
lingshilfe engagieren. Aber: In einem
Rechtsstaat ist niemand von der Beachtung
von Recht und Gesetz entbunden. Und die
Staatsanwaltschaften sind nach dem soge-
nannten „Legalitätsprinzip“ verpflichtet,
bei Verdacht einer Straftat zu ermitteln.
Und ein solcher Verdacht kann sich bei Fäl-
len des Kirchenasyls dann ergeben, wenn
die Schritte des vereinbarten Verfahrens
nicht beachtet werden – nicht nur gegen
den betroffenen Ausländer selbst, sondern
eben auch gegen Organisatoren oder maß-
gebliche Helfer. Wobei Staatsanwaltschaf-
ten und Gerichte die Besonderheiten eines
jeden Einzelfalles berücksichtigen undmei-
nem Eindruck nach mit Augenmaß agieren.
Vor dem Hintergrund einzelner Fälle wird

nun eine „Entkriminalisierung des Kir-
chenasyls“ gefordert. Dies wäre ein Irrweg.
Letztlich ginge das nur, wenn man Verstöße
gegen das Einwanderungsrecht insoweit
ganz aus dem strafrechtlichen Schutz he-
rausnimmt. Ein Kernelement der Staatlich-
keit schutzlos zu stellen, ist weder im Blick
auf die Funktionsfähigkeit unseres Staates
noch der Europäischen Union verantwort-
bar. Christliche Verantwortung heißt für
mich, nicht nur den Einzelnen zu sehen,
sondern auch die Funktionsfähigkeit der so-
zialen Gemeinschaft insgesamt.
Der Autor war von 2013 bis 2018
Bayerischer Staatsminister der Justiz.
und lehrte als Professor für Öffentli-
ches Recht an der Universität
Wuppertal.

HINTERGRUND

Der Fall der Äbtissin des Klosters
Kirchschletten, Mechthild Thürmer,
hat eine neue Debatte über das Kir-
chenasyl entfacht. Mutter Mechthild
hatte in über 30 Fällen in der Vergan-
genheit Flüchtlingen in ihrem Kloster
Kirchenasyl gewährt. Nun muss sie
sich vor Gericht verantworten, es
droht eine Freiheitsstrafe.
In der nächsten Ausgabe wird ein Bei-
trag erscheinen, der das Thema aus
einer anderen Perspektive beleuchtet.

Armenier fühlen sich nicht sicher
Es gab in Deutschland in den letzten Tagen verschiedene Übergriffe auf armenische Geschäfte V O N M I C H A E L L E H

Vor dem Kanzleramt in Berlin haben Ver-
treter von mehr als 30 armenischen Ge-
meinden und Organisationen zu Frieden
und Deeskalation im neu aufgeflammten
Konflikt zwischen Aserbeidschan und Ar-
menien aufgerufen. Auf der Kundgebung
am vergangenen Mittwoch wurden auch
Angriffe auf Armenier in Deutschland be-
klagt. In der Nacht zum 23. Juli wurde in
Berlin ein Fahrzeug der Botschaft Arme-
niens direkt vor dem Botschaftsgebäude an-
gezündet. Da es sich um ein Botschaftsfahr-
zeug handelt, ermittelt der Polizeiliche
Staatsschutz.
Der Zentralrat der Armenier in Deutsch-

land erklärte, unmittelbar nach dem An-
schlag auf das Fahrzeug der Botschaft seien
„etliche vonArmeniern betriebeneGeschäf-

te und Unternehmen von Aserbaidschanern
in Köln angegriffen und verwüstet worden,
so unter anderem die InVenus-Bar einer ar-
menischen Familie in Köln-Mülheim und
eines Taxiunternehmers in Köln. Mehrere
Mitglieder der Gemeindeorganisationen er-
hielten in den letzten Wochen telefonische
Drohungen oder Drohbriefe.“ Es wird ange-
nommen, dass die Vorfälle mit der neuen
Eskalation des Konfliktes zwischen Arme-
nien und Aserbeidschan zusammenhängen.
Die Botschaft Aserbeidschans wies solche
Vorwürfe zurück und erklärte: „Straftaten
müssen durch die jeweiligen Justizbehör-
den aufgeklärt werden. Ohne eine rechtliche
Beurteilung der Ereignisse jemanden zu be-
schuldigen, ist nichts anders als Verleum-
dung.“ Ein junger Armenier aus Hamburg

erklärte in einer Ansprache vor dem Kanz-
leramt: „Früher bin ich sorglos durch die
Stadt gelaufen und musste meine Identität
nicht verstecken. Heute muss ich mich sor-
gen, wenn ein Türke oder Aserbeidschaner
meine Identität kennt. Das Kreuz, welches
mich im Auto beschützen soll, muss ich he-
rausnehmen, damit mein Auto nicht zer-
stört, angezündet oder damit ich nicht ange-
griffen werde. Und das hier in Deutschland.
Die deutsche Regierung schweigt, und die
Medien berichten zu wenig.“ Gayane Kha-
chatryan, die Vorsitzende des „Armenisch-
deutschen und internationalen Kulturver-
eins“ in Berlin, sagte zu den neuenKämpfen
an denGrenzen Armeniens: „In der armeni-
schen Gemeinschaft in Deutschland besteht
große Sorge, dass sich derKonflikt zu einem

regionalen Krieg mit unumkehrbaren Fol-
gen zuspitzen könnte.“ Und: „Die Armenier
als erstes christliches Volk sind gegen jegli-
che Gewalt und gegen jeglichen Krieg.“
Auch Experten rätseln jedoch, wer die

neuen militärischen Konflikte ausgelöst hat
und warum. Es kam seit dem 12. Juli wie-
derholt zu Grenzgefechten in der Provinz
Tawusch im Nordosten Armeniens. Es gab
Tote und Verletzte, auch unter der Zivilbe-
völkerung. Das Verteidigungsministerium
Aserbeidschans erklärte, Armenier hätten
„aserbaidschanischeDörfermit großkalibri-
gen Waffen“ beschossen. Das Verteidi-
gungsministerium Armeniens hingegen er-
klärte, es seien „armenische Dörfer mit
Mörsergranaten und Haubitzen“ beschos-
sen worden.
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Ruth Bader Ginsburg ist von Präsident Bill Clinton 1993 in den US-Supreme
Court berufen worden. Die 87-jährige Richterin gilt als exponierte Vertreterin
der liberalen Lagers. Sie hat dort den Status einer Symbolfigur. Foto: dpa

Der liberale Fels wankt
Ruth Bader
Ginsburg gilt am
Obersten Ge-
richtshof der
USA als letzte
„Bastion“ zur
Verteidigung
progressiver
Werte. Warum
ihr Gesundheits-
zustand Amerika
in Atem hält
VON MAXIMIL IAN LUTZ

R
uth Bader Ginsburg darf nicht
sterben. So könnte man die Ein-
stellung auf den Punkt bringen,
mit der das liberale Amerika der-

zeit die Nachrichten über den Gesundheits-
zustand der ältesten Richterin am US-Sup-
remeCourt verfolgt – ihrer letzten „Bastion“
zur Verteidigung progressiverWerte. Vor gut
einer Woche war Bader Ginsburg mal
wieder in ein New Yorker Krankenhaus ein-
geliefert worden – aufgrund eines „minimal-
invasiven, nicht-chirurgischen Eingriffs“,
wie der Oberste Gerichtshof in einer knap-
pen Presseerklärung mitteilen ließ. Dabei
soll ein sogenannter Gallengang-Stent aus-
getauscht worden sein – laut Medizinern
eine häufig durchgeführte Maßnahme, um
ein Infektionsrisiko zu verringern.
Erst im Juli war die 87-Jährige aufgrund

des Verdachts einer Infektion ins Kranken-
haus gebracht worden. Während des statio-

nären Aufenthalts wurden ihr Gallensteine
entfernt. Zudem ist sie erneut an Krebs er-
krankt und wird mit einer Chemotherapie
behandelt. In den vergangenen 20 Jahren
litt Bader Ginsburg bereits mehrmals an der
Krankheit, bezeichnete sich selbst aber erst
im Januar dieses Jahres als genesen.
Immer dann, wenn sich der Gesundheits-

zustand der Juristin offenbar verschlechtert,
horcht Amerika auf. Liberale, da sie fürch-
ten, eine ihrer wortgewandtesten Vertrete-
rinnen am Obersten Gerichtshof zu verlie-
ren; Konservative, da sie genau dies hoffen.
Quasi seit Beginn der Präsidentschaft von
Donald Trump im Januar 2017 steht Bader
Ginsburg, die 1993 vom damaligen demo-
kratischen Amtsinhaber Bill Clinton er-
nannt worden war, im Fokus des öffent-
lichen Interesses wie selten zuvor. In libera-
len Kreisen ist ein regelrechter Hype um

ihre Person ausgebrochen. Ihr Spitzname ist
zugleich Titel eines Dokumentarfilms über
ihr Leben: „The notorious RBG“. Die Be-
rüchtigte also. Berüchtigt dafür, felsenfeste
Überzeugungen zu haben. Und nicht von ih-
nen abzurücken.
Bader Ginsburgs Bilanz kann in der Tat

als blütenweiße liberale Weste gelten: Sie
gilt zeitlebens als Verfechterin sogenannter
„Frauenrechte“ und verteidigte in mehreren
Gerichtsentscheidungen das 1973 mit dem
Urteil im Fall „Roe vs. Wade“ etablierte
Recht auf straffreie Abtreibungen im ersten
Trimester einer Schwangerschaft. 2015
stimmte sie mit der Mehrheit der Höchst-
richter gegen ein Verbot der gleichge-
schlechtlichen „Ehe“. Und auch den von vie-
len konservativen kritisierten „Affordable
Care Act“, mit dem der ehemalige Präsiden-
ten Barack Obama eine universale Kran-

kenversicherung für alle Amerikaner ein-
führenwollte, hielt siemit ihrer Stimme auf-
recht, als dieser mehrmals vor dem Obers-
ten Gerichtshof landete.
Verständlich, dass das konservative Ame-

rika seit langem auf ihren baldigen Rückzug
von der Richterbank hofft. Sollte sie – durch
ihren Tod oder einen freiwilligen Rücktritt –
aus dem Gremium der Höchstrichter aus-
scheiden, hätte Donald Trump noch immer
die außergewöhnliche Gelegenheit, inner-
halb einer Amtszeit gleich drei „Justices“ an
den Supreme Court zu berufen. Doch die
Chancen standen schon einmal besser.
Denn jeder Kandidat des Präsidenten muss
erst vomSenat bestätigt werden. Dort haben
die Republikaner zwar seit den Kongress-
wahlen 2018 eine Mehrheit von 53 der ins-
gesamt 100 Sitze.
Es ist jedoch nicht unwahrscheinlich, dass

manch ein parteiinterner Kritiker des US-
Präsidenten unter den Senatoren gegen des-
sen Nominierung stimmen wird – ein lang-
wieriger Bestätigungsprozess droht, wie be-
reits im Falle von Trumps vorherigen Rich-
terernennungen, Neil Gorsuch und Brett
Kavanaugh. Sollte Trump die Präsident-
schaftswahlen im November gegen seinen
Herausforderer Joe Biden verlieren, blieben
nicht einmal mehr sechs Monate Zeit, um
einenKandidaten zu nominieren und imSe-
nat durchzusetzen. Tritt jedoch das eher un-
wahrscheinliche Szenario ein und Trump
gelingt es tatsächlich, einen dritten Höchst-
richter zu berufen, würde am Obersten Ge-
richtshof eine konservative Richtermehrheit
von sechs zu drei herrschen. Die ranghöchs-
te judikative Institution der USAwäre somit
wohl auf Jahre, wenn nicht gar auf Jahr-
zehnte, konservativ geprägt. Zwar darf man
nicht dem Fehlschluss aufsitzen und davon
ausgehen, ein jeder Höchstrichter würde
stets im Sinne des Präsidenten stimmen, der
ihn ernannt hat. Doch hinsichtlich zukünfti-
ger (gesellschafts-)politischer Weichenstel-
lungen, wie beispielsweise in der Abtrei-
bungsfrage, wären Konservative zweifellos
gestärkt.
So erklären sich das bange Zittern auf

progressiver und das – zynisch ausgedrückt
– erwartungsvolle Hoffen auf konservativer
Seite, wann immer der Name Ruth Bader
Ginsburg in den Schlagzeilen auftaucht.

Negative Bilanz zu
Rechten im Islam
FRANKFURT AM MAIN (DT/chp) Als
einen traurigen Tag für dieMenschenrechte
hat die Internationale Gesellschaft für
Menschenrechte (IGFM) die „Kairoer Er-
klärung der Menschenrechte im Islam“ be-
zeichnet. Vor 30 Jahren, am 5. August
1990, hatte die Konferenz der „Organisa-
tion Islamischer Staaten“, heute Organisa-
tion für IslamischeKooperation (OIC), die-
se Erklärung beschlossen. „Aus Sicht der
Menschenrechte ist der Jahrestag kein
Grund zur Freude. Es ist ein trauriger Tag
für die Menschenrechte nach dem Ver-
ständnis der Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte, denn dieMenschenrechte
gelten universell, sind für alle gleich und frei
von religiösen Vorschriften wie der Scharia,
erklärte Martin Lessenthin, Vorstandsspre-
cher der IGFM, gegenüber der „Tagespost“.
Bis heute haben 55 der 57 OIC-Staaten die
Erklärung durch ihre Außenminister unter-
zeichnet, darunter Ägypten, Iran, Pakistan
sowie die Türkei. Unter dem Schutz der is-
lamischen Scharia legitimiere nach den
Worten Lessenthins die Kairoer Erklärung
Praktiken, die die Integrität undWürde des
menschlichen Wesens angreifen. Dies be-
treffe vor allem Frauen und Nichtmuslime.
Aus dem generellen Vorbehalt der Scharia
in der Erklärung und dem Schweigen zur
vollen Rechtsgleichheit der Frau sowie zur
negativen Religionsfreiheit werde deutlich,
dass eine konsequente Gleichberechtigung
vonMenschen muslimischen Glaubens und
Nichtmuslimen sowie Männern und
Frauen nach der Kairoer Erklärung ausge-
schlossen sei.
Bis heute halten die Signatarstaaten am

Kern der Kairoer Erklärung fest und orien-
tieren sich bei Abstimmungen im Rahmen
des UN-Menschenrechtsrats oder in der
UN-Frauenkommission nicht an der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte der
Vereinten Nationen, sondern maßgeblich
an der Kairoer Erklärung, die an vielen
Stellen Widersprüche zur Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte aufweist.

Weniger Islamisten
wurden ausgewiesen
BERLIN (DT/KNA) In diesem Jahr sind
einem Zeitungsbericht zufolge trotz der
Reisebeschränkungen durch die Corona-
Pandemie bisher 24 Islamisten außer Lan-
des gebracht worden. Darunter waren zwölf
Menschen, die als „Gefährder“ eingestuft
sind, wie die „Bild“-Zeitung„ am vergange-
nen Mittwoch unter Berufung auf das Bun-
desinnenministerium berichtet hat. Im Ver-
gleichszeitraum von Januar bis Juli 2019
waren es demnach 30 Islamisten, die abge-
schoben wurden.
Wegen der Pandemie sei die Zahl der Ab-

schiebungen insgesamt in diesem Jahr bis-
her deutlich zurückgegangen, so die Zei-
tung. Von Jahresanfang bis Ende Juni gab
es laut Innenministerium 5667 Rückfüh-
rungen. Im gesamten Jahr 2019 waren es
demnach 25031.

Abbas verlängert
Corona-Notstand
RAMALLAH (DT/KNA) Der palästinensi-
sche Präsident Mahmud Abbas hat wegen
der Corona-Pandemie den Notstand für die
palästinensischen Gebiete um einen weite-
ren Monat verlängert. Zudem kündigte die
Regierung die Beibehaltung der gelockerten
Covid-19-Schutzmaßnahmen an, wie die
palästinensische Nachrichtenagentur Wafa
am Dienstagabend berichtete.
Nach den gelockerten Regelungen dürfen

Cafes, Restaurants, Sportclubs und Fitness-
studios mit 50-prozentiger Kapazität den
Betrieb aufnehmen. Größere Veranstaltung
einschließlichHochzeiten undTrauerfeiern
bleiben verboten. Ferner beschloss die Re-
gierung laut Bericht, eine erneute Aus-
gangssperre für Wochenenden einzuführen.
Sie soll von donnerstags ab 21.00 Uhr bis
sonntagmorgens gelten.

Schon einem Jahrzehnt leidet der Nordosten des Landes unter dem Terror von
Boko Haram. Die Anschläge haben über 30000 Opfer gefordert. Foto: dpa

Priester wurden entführt
In Nigeria eskaliert die
Gewaltkriminalität: Meh-
rere Priester sind von kri-
minellen Banden entführt
worden. Parallel dazu
spitzt sich die Lage im
Bundesstaat Borno zu:
Dort wütet die islamisti-
sche Terrororganisation
Boko Haram und ISWAP
VON CARL-HEINZ PIERK

W
enn, dann sind sie überwie-
gend negativ: Schlagzeilen
über das bevölkerungs-
reichste Land Afrikas, über

Nigeria. Die Gewaltkriminalität hat in den
letztenWochen im Nordwesten deutlich zu-
genommen. Allein im Distrikt Sabon-Birni,
in der Provinz Sokoto, wurden mehr als 70
Menschen getötet. Regierung und Sicher-
heitsorgane haben indes keine Antwort auf
die Sicherheitsprobleme. „Unsere Regierung
ist völlig überfordert und die Zahl der Todes-
opfer steigt.“ So beschreibt Matthew Kukah,
Bischof von Sokoto, im Gespräch mit dem
päpstlichen Hilfswerk „Kirche in Not“ die
ausufernde Gewalt in Nigeria. Nur ein ge-
meinsames Einschreiten der internationalen

Gemeinschaft und der Regierung des Lan-
des könne der dramatischen Situation ein
Ende setzen. Immer häufiger lauern krimi-
nelle Banden Priestern auf, um diese zu ent-
führen. Manchmal bleiben sie monatelang
verschwunden. Entführt wurde vor wenigen
Tagen im Bundesstaat Edo Pater Amadasun
Idahosa. Der katholische Geistliche war
nach Angaben des vatikanischen Fides-
Dienstes vermutlich von Fulani-Nomaden
entführt worden. Neben dem Priester ent-
führten die Banditen mehrere andere Perso-
nen, die in den Wald verschleppt wurden
und dort festgehalten werden, bis Familien
oder Freunde ein Lösegeld zahlen. Eine
Richtlinie der Bischofskonferenz von Nige-
ria sieht dagegen vor, dass im Fall der Ent-
führung von Priestern und Ordensleuten
kein Lösegeld gezahlt werden soll.

Seit über zehn Jahren Schauplatz eines
der blutigsten Konflikte der Welt ist der
Bundesstaat Borno im Nordosten Nigerias.
Die Auseinandersetzung mit der islamisti-
schen Terrororganisation Boko Haram und
der Splitterfraktion Islamic State West
Africa Province (ISWAP) dürfte bereits
mehr als 30000 Tote gefordert und über
zwei Millionen Menschen vertrieben haben.
Die ISWAP hatte sich 2016 von Boko
Haram abgespalten und mit dem „Islami-
schen Staat“ verbündet. Auf ihr Konto soll
auch die kürzliche Ermordung von fünfMit-
arbeitern von Hilfsorganisationen im Nord-
osten Nigerias gehen. Die Terrororganisa-
tion hatte in einem Video erklärt, die fünf
Entwicklungshelfer getötet zu haben.
Laut dem Internetportal von „Morning

StarNews“, einer gemeinnützigenOrganisa-

tion, die speziell über verfolgte Christen be-
richtet, wurden drei derMänner, die demVi-
deo zufolge von hinten erschossen wurden,
von einem Bewohner des Bundesstaates
Borno, in dem die Hinrichtungen offenbar
stattfanden, als Christen identifiziert.

Fünf Entwicklungshelfer
wurden getötet
In dem 35-Sekunden-Video knien die drei

Christen zusammen mit zwei anderen, die
als Muslime gelten, mit verbundenen Augen
vor rotem Tuch, während fünf mit
AK-47-Gewehren bewaffnete Männer hin-
ter ihnen stehen. „Dies ist eine Botschaft an
alle, die von Ungläubigen benutzt werden,
um Muslime zum Christentum zu konver-
tieren“, sagt einer der Henker in der Hausa-
Sprache, übersetzt von Morning Star News.
„Wir möchten, dass ihr da draußen versteht,
dass diejenigen von euch, die benutzt wer-
den, um Muslime zum Christentum zu be-
kehren, nur für eigennützige Zwecke benutzt
werden“, sagte der Islamist und fügte hinzu,
dass christliche Organisationen sich angeb-
lich nicht um das Wohlergehen entführter
Mitarbeiter kümmerten.
„Wir rufen euch daher auf, zu Allah zu-

rückzukehren, indem ihr Muslime werdet.
Wir werden weiterhin alle Verkehrswege,
auf denen ihr unterwegs seid, blockieren“,
sagte der Terrorist und warnte deutlich :
„Wenn ihr unsere Warnung nicht beherzigt,
wird das Schicksal dieser fünf Personen euer
Schicksal sein“.
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Der Imam greift nach
derMacht

Es brodelt in
Mali: Der Oppo-
sitionsführer
Mahoud Dicko,
ein Salafist,
will nicht mit
der Regierung
zusammen-
arbeiten
VON BODO BOST

D
ie Präsidenten Nigerias, Gha-
nas, Nigers, des Senegals und
der Elfenbeinküste waren vor
kurzem in die malische Haupt-

stadt Bamako geflogen, um das Land, das
mit vielen anderen Ländern Westafrikas
eine Grenze teilt, politisch zu stabilisieren.
Nach stundenlangen Gesprächen, erst mit
Malis Präsident Ibrahim Boubacar Keı̈ta,
dann mit dem Oppositionsführer Imam
Mahmoud Dicko, erteilte der Imam dem
schwergewichtigen Quintett allerdings eine
klare Absage. Zu Beginn der letzten Woche
wurde bei einem virtuellen Gipfeltreffen
der fünf Präsidenten ein Vierpunkteplan
verabschiedet, der die Bildung einer Regie-
rung der nationalen Einheit und die Wie-
derholung der umstrittenen Parlaments-
wahlen vom April vorsieht. Imam Dicko

wurde sogar ein Regierungsamt angeboten,
doch Präsident Keı̈ta und sein Premiermi-
nister sollen im Amt bleiben können. Doch
die Opposition um Imam Dicko, der sich
„Imam des Volkes“ nennt, lehnte auch die-
sen Vorschlag bereits ab.
Neben der durchCorona verschärften Si-

cherheitskrise imNorden des Landes erlebt
Mali jetzt eine sich verschärfende politische
Krise im Zentrum des Landes. Auslöser wa-
ren die umstrittenen Parlamentswahlen
vomMärz, deren Ergebnis von der Opposi-
tion und internationalen Beobachtern an-
gezweifelt wurde. Präsident Keita war zwar
danach auf die Opposition zugegangen und
hatte Revisionen bei der Zusammensetzung
des Parlaments angekündigt. Dies war den
Anhängern der Oppositions-Bewegung um
ImamMahmoud Dicko jedoch nicht genug.
Es kam zu Protesten, bei denen im Juni 14
Demonstranten von Sicherheitskräften er-
schossen wurden. Seitdem brodelt es in
Mali. Imam Dicko, Malis charismatischer
salafistischer Meinungsführer, bezeichnete
den Dialog mit Präsident Keita bereits An-
fang Juli als gescheitert.

Der Erzbischof von Bamako
macht sich für Dialog stark
Kurz zuvor hatte sich jedoch noch der

Erzbischof von Bamako, Kardinal Jean
Zerbo, sowie andere muslimische Reli-
gionsvertreter für einen Dialog stark ge-
macht. Imam Dicko will jetzt den Rücktritt
von Präsident Keita, der mit seiner Hilfe
2013 erst an die Macht gekommen war.
Keitas Amtszeit dauert offiziell noch bis
2023. Sein Rücktritt oder Sturz könnte das
Landmit rund 20Millionen Einwohnern in
eine weitere schwere Krise stürzen.
Präsident Keita vermochte seine aufge-

wühlte Heimat selbst nach sieben Amtsjah-

ren nicht zu stabilisieren. Noch immer wird
der Norden des Landes von islamistischen
Extremisten unsicher gemacht; die unter
anderen von Soldaten der deutschen Bun-
deswehr ausgebildete Armee agiert gegen
die Dschihadisten hilflos und lässt ihren
Frust immer wieder an der Zivilbevölke-
rung aus. Die Wirtschaft liegt am Boden,
dafür wächst die Korruption. Gegen diese
Korruption wettern jetzt die salafistischen
Eiferer um Imam Dicko, die nicht weniger
korrupt sind, aber dies besser hinter religiö-
sen Floskeln und Staffierungen verbergen
können. Mit leeren religiösen Floskeln
haben sie es geschafft, moralische Integrität
zu gewinnen, deshalb traut nur ihnen das
Volk zu, den korrupten politischen Eliten
das Handwerk zu legen.

Dicko nennt sich
„Imam des Volkes“
Mahmoud Dicko führt seit Jahren nicht

etwa einen Feldzug gegen den islamisti-
schen Terror, sondern gegen die angebliche
„Verwestlichung“ seiner Heimat. Er
schreibt denNiedergangMalis demAusver-
kauf muslimischer Traditionen zu. Bereits
vor Jahren kämpfte Dicko, der sich jetzt
gerne als Reformer gibt, erfolgreich gegen
die Gleichstellung der Frauen, gegen die
Einführung der Sexualkunde als Schulfach
und gegen ein Schulbuch, das die Homose-
xualität als Thema behandelte.
Während des Studiums in Saudi-Arabien

hatte Dicko den politischen Wahhabismus
und seine Ideologie, den Salafismus, ken-
nen und lieben gelernt. Zurück in Mali pre-
digte er eine malische Variante des Salafis-
mus, ohne zu sagen, was das in dem Land
heißt, wo eine großeMehrheit der Muslime
Anhänger des sufischen, mystischen Islams
ist. Ebenso, wie die im Norden Malis ope-

rierenden Extremisten, die Dicko aus sei-
nen fundamentalistischen Koranschulen
kennt, die ihre Treue entweder Al-Kaida
oder dem „Islamischen Staat“ geschworen
haben, lehnt Dicko den malischen Sufismus
und die Heiligenverehrung ab. Manchmal
bezeichnet er Erdogan als sein Vorbild,
manchmal die Muslimbruderschaft.
Überraschenderweise hatte Dicko im

Jahr 2013 die „Befreiung“ der Nordhälfte
des Landes, darunter auch seiner Heimat-
stadt Timbuktu, von der Gewaltherrschaft
der Extremisten durch die Streitkräfte der
ehemaligen Kolonialmacht Frankreichs be-
grüßt. Die Extremisten hatten dort islami-
sche kulturelle Werte von Hunderten von
Jahren mutwillig zerstört. Jetzt will er je-
doch die noch immer im Land agierenden
französischen Soldaten so schnell wie mög-
lich nach Hause schicken, wohl wissend,
dass dann seine Glaubensbrüder aus dem
Norden die Macht im ganzen Lande über-
nehmen werden.
Der 66-jährige Dicko, der Imam einer

Moschee in der Hauptstadt Bamako ist, war
von Januar 2008 bis April 2019 Vorsitzen-
der des Hohen Islamischen Rats (HCI),
eine einflussreiche Position in einem Land,
das zu 90 Prozent muslimisch ist. Während
sich die Mehrheit der Bevölkerung aus ge-
mäßigten sunnitischen Malekiten zusam-
mensetzt, verkörpert Dicko eine rigorose,
vom saudischen Wahhabismus inspirierte
Strömung. Der HCI, der dem saudisch ge-
prägten Fundamentalisten nahesteht, hat
unter Führung von Dicko den rigoristischen
Islamismus in dem eigentlich für seine reli-
giöse Toleranz bekannten Mali verbreitet.
Seit einigen Jahren gibt sich Dicko jedoch
als gemäßigt. Doch es gibt Misstrauen
gegenüber dieserWandlung: Imamemit an-
derer Ausrichtung werfen ihm vor, gemein-
same Sachemit denTerroristen zumachen.

Imam Dicko wurde durch den Wahhabismus in Saudi-Arabien geprägt. Foto: Reuters
Die Parlamentswahlen führten zu keiner Beruhigung der Lage: Präsident Ibra-
him Boubacar Keita bei der Stimmabgabe. Foto: dpa

Im Juni gab es große Demonstrationen gegen die Regierung. Hier in Bamako wurde der Rücktritt des Präsidenten gefordert. Foto: dpa

Kritik an türkischen
Gefängnissen
STRASSBURG (DT/dpa) Das Anti-Folter-
Komitee des Europarats (CPT) hat Miss-
stände in türkischen Gefängnissen und
Polizeistationen scharf kritisiert. Der türki-
sche Präsident Recep Tayyip Erdogan müs-
se stärker gegen mutmaßliche Misshand-
lungen von Festgenommenen in Polizeige-
wahrsam vorgehen, erklärte das Gremium
am Mittwoch bei der Vorstellung zweier
Berichte zur Lage in türkischen Gefängnis-
sen. Die türkische Polizei müsse eine „klare
und feste Botschaft“ erhalten, dass es für
Misshandlungen in Polizeigewahrsam und
in Haftanstalten keinerlei Toleranz gebe, so
das Expertengremium.
Die Botschaft müsse von der höchsten

politischen Ebene ausgehen, „nämlich dem
Präsidenten der Republik“, schrieb das
Gremium weiter. Während eines Besuchs
von mehreren Polizeistationen und Haftan-
stalten im Jahr 2019 sei eine „beträchtli-
che“ Zahl an Vorwürfen der Polizeigewalt
an das Gremium herangetragen worden, er-
klärte CTP. In den meisten Fällen war es
demnach um Schläge gegangen, mit denen
entweder ein Geständnis erzwungen oder
jemand in Polizeigewahrsam bestraft wer-
den sollte, schrieb die Expertengruppe.
Die Härte der vorgebrachten mutmaßli-

chen Misshandlungen sei im Vergleich zu
einemBesuch im Jahr 2017 weniger schwer
gewesen – die Zahl sei aber gleichbleibend
hoch und deshalb besorgniserregend, so das
Gremium. Die türkischen Behörden wiesen
in einer Antwort auf den Report die Vor-
würfe zurück. Es sei nicht üblich, Geständ-
nisse und Informationen durch die Anwen-
dung von Gewalt zu erzwingen.

Ein Blick auf den Schauplatz der Explo-
sion am Hafen von Beirut. Foto: dpa

Hilfe für
den Libanon
BEIRUT (DT/KNA) Die Explosionen im
Hafen der libanesischen Hauptstadt Beirut
am Dienstagabend mit mindestens 100 To-
ten und mehr als 4000 Verletzten sorgen
international für Bestürzung. Der libanesi-
sche Ministerpräsident Hassan Diab er-
klärte den Mittwoch zum Staatstrauertag.
Unterdessen boten Regierungen dem Land
ihre Unterstützung an, Kirchenvertreter
riefen zum Gebet für Opfer auf, Hilfsorga-
nisationen äußerten sich besorgt mit Blick
auf die Folgen der Katastrophe.
Die Bundesregierung zeigte sich erschüt-

tert über die Berichte und Bilder der Ka-
tastrophe. „Diese Katastrophe trifft ausge-
rechnet den ohnehin krisengebeutelten
Libanon schwer, das Ausmaß der Zerstö-
rung ist kaum zu fassen“, sagte Außenminis-
ter Heiko Maas (SPD) der „Bild“-Zeitung„
gestern. Deutsche Unterstützung solle nun
schnell erfolgen. „Allein lässt sich eine sol-
che Krise nicht bewältigen, das ist für kein
Land möglich. Libanon kann auf Deutsch-
lands Hilfe zählen“, betonte Maas.
Auch der französische Präsident Emma-

nuel Macron sagte dem Libanon Unterstüt-
zung zu. Notärzte sowie medizinisches Ma-
terial seien bereits auf dem Weg.
Die Zahl der Toten ist gestern auf min-

destens 100 gestiegen , wie das libanesische
Rote Kreuz am Mittwoch erklärte. Dem-
nach wurden etwa 4000 Menschen ver-
letzt. Rettungshelfer suchten in den Trüm-
mern nach weiteren Opfern. Der General-
sekretär des Roten Kreuzes, George Katta-
nah, sagte der Deutschen Presse-Agentur,
die Zahl der Opfer werde wahrscheinlich
weiter steigen.

Siehe auch Seite 8
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Neuer Migrationsdruck auf Europa
Der Mailänder „Corriere della Sera“
betrachtet die zunehmende Migration
von Tunesien aus über das Mittelmeer
mit großer Sorge:
Die Tunesier sind ganz offensichtlich
Wirtschaftsmigranten. Covid-19 hat
einer sehr instabilen politischen Situa-
tion den Gnadenstoß versetzt, und wer
die Überfahrt bezahlen kann, schaut
sich die Karte an und versucht, Lampe-
dusa zu erreichen. Aber Italien hat mit
Tunis ein Rückführungsabkommen, und
es ist gut, dessen strikte Anwendung an-
zukündigen.
Die Flugzeuge werden jedoch nicht aus-
reichen. Und die Drohung, die 6,5 Mil-
lionen Euro, die als Hilfen bereits ver-
einbart wurden, auszusetzen, muss in
der tunesischen Regierung erörtert wer-
den, wobei keinen Nationalismus pro-
voziert werden darf, der kontraproduk-
tive Auswirkungen haben könnte. Auch
hier bedarf es der Klarheit: Die Krise in
Tunesien wird nicht von heute auf mor-
gen beseitigt werden, und sie könnte

dem Migrationsdruck neue Wege eröff-
nen. Was ist mit Europa? Natürlich
müssen wir uns auch an Europa wenden.
Vielleicht, indem wir Angela Merkel, die
uns beim Wiederaufbaufonds sehr unter-
stützt hat, an die Zeiten erinnern, in
denen ihre Regierung für eine Revision
des Dubliner Übereinkommens war, das
für uns negative Auswirkungen hat. Aber
machen wir uns keine Illusionen. Aus den
Vereinbarungen zur Unterstützung der am
stärksten vom Virus betroffenen Wirt-
schaften ist Europa mit neuen Horizon-
ten, aber auch mit deutlicheren Schwä-
chen hervorgegangen, die sich aus der
klaren Trennung zwischen Deutschland/
Frankreich, den südlichen Ländern, den
„Genügsamen Vier“ und der Visegrad-
Gruppe ergeben. Eine gerechte und voll-
ständige Aufteilung aller, die in Italien an-
kommen, steht nicht auf der Tagesord-
nung. Wir müssen uns vorerst mit der von
Gruppen und Regierungen angekündigten
freiwilligen Aufnahme begnügen, wie be-
reits in der Vergangenheit. Denn die Mig-
ranten können nicht nur unsere Demo-

kratien, sondern auch Europa zugrunde
richten.

Ordensfrauen helfen Opfern
von Menschenhandel
„Alfa y Omega“ (Madrid) schreibt zum
Welttag gegen den Menschenhandel:
Am Welttag gegen den Menschenhandel,
der am 30. Juli begangen wird, wollen die
Vereinten Nationen die Bemühungen von
Organisationen und Personen hervorhe-
ben, die sich auch in der Pandemie dafür
einsetzen, „die Opfer von Menschenhan-
del zu erkennen, zu unterstützen, zu be-
raten, ihnen Recht zu verschaffen und die
Straffreiheit von Menschenhändlern zu
bekämpfen“. In Spanien steht zum Bei-
spiel das „Proyecto Esperanza“ an erster
Stelle. Trotz der Beschränkungen durch
den Notstand haben die Ordensfrauen aus
der Kongregation der „Adoratrices“ zwi-
schen dem 14. März und dem 21. Juni 136
Menschen aufgenommen, wobei ihre Res-
sourcen fast vollständig ausgelastet waren.
Ihre Arbeit angesichts dieser „wahren
Geißel unserer Gesellschaft“ führt uns vor

Augen, dass zur Sensibilisierung der Be-
völkerung, sowie für die Begleitung und
Unterstützung der Opfer und der Verfol-
gung jener, die ihre Würde verletzen, noch
viel getan werden muss.

Präsenzunterricht nicht forcieren
Der US-amerikanische „National Catholic
Reporter“ mahnt zur strengen Einhaltung
von Corona-Regeln an katholischen
Schulen im Land:
Es werden täglich neue Entscheidungen
gefällt, aber es hat sich herauskristallisiert,
dass Privatschulen für die Wiederaufnah-
me des Präsenzunterrichts offener sind als
öffentliche Schulen. Die Erzdiözese Los
Angeles hatte ursprünglich Pläne zur
Wiederaufnahme des Präsenzunterrichts
angekündigt, nachdem die öffentlichen
Schulen den Unterricht online geben wol-
le. Später musste die Erzdiözese jedoch
auf den reinen Fernunterricht umstellen,
nachdem Corona-Spitzenwerte staatliche
Auflagen zum Online-Unterricht auslös-
ten. Einige Eltern ... nehmen ihre Kinder
von den öffentlichen Schulen und schi-

cken sie auf private – auch katholische
–Schulen, weil sie glauben, dass es dort
bessere Chancen zum Präsenzunterricht
gibt. […] Katholische Schulen müssen
Vorreiter zur Herausformung von Pro-
Life-Werten, bei denen die Gesundheit,
die Sicherheit und das Leben von Men-
schen an erster Stelle stehen, sein. Sie
dürfen Lehrer, Mitarbeiter und Studen-
ten nicht an die Frontlinie der Pandemie
stellen.

Mehr Unternehmergeist
In Mexiko-Stadt ruft „Desde la Fe“ zur
Solidarität angesichts der prekären
Wirtschaftslage des Landes auf:
Angesichts der prekären Wirtschaftsla-
ge, in der sich zahlreiche Brüder und
Schwestern befinden, appellieren wir, als
Gesellschaft zusammenzuhalten. [...]
Und die Kirche bittet die ganze Gesell-
schaft weiterhin um Unterstützung der
Ärmsten. Wir wollen jene ermutigen, die
die Möglichkeit haben, Arbeitsplätze zu
schaffen, den Unternehmergeist anspor-
nen und uns gemeinsam dafür einsetzen.

LEITARTIKEL

„Covidioten“ oder
Bürgerprotest?

Corona verändert das
Verhältnis der Deutschen
zum Staat. Rechtsliber-
täres Denken ersetzt kon-
servatives Staatsvertrau-
en. Die Mitte verliebt sich
hingegen neu in den
Staat. V O N O L I V E R M A K S A N

Zwischen zehntausend bis eine Million
Teilnehmer: Wenn die Angaben zu einer
Veranstaltung derart auseinandergehen,
kann man getrost von heftigen qualitativen
und nicht nur quantitativen Wahrneh-
mungsdissonanzen sprechen. Wieviele
Teilnehmer auch immer am Samstag in
Berlin Unter den Linden gegen die Corona-
Maßnahmen von Bund und Ländern
demonstriert haben mochten: Es geht dabei
nicht um Zahlen. Es geht um die Deutungs-
hoheit in der Pandemie.
Öffentlich-rechtliche Medien und Politi-

ker schlagen die Hände über dem Kopf zu-
sammen angesichts der versammelten Co-
rona–Demonstranten. Kanzler-Aspirant
Markus Söder rät als Psychohygieniker zum
geistigen Abstandhalten. SPD–Co-Chefin
Saskia Esken sprach gar von „Covidioten“.
Bürgerbeschimpfung ist mittlerweile zur
Paradedisziplin der höheren SPD-Funktio-
näre avanciert. Niemand kann das besser
als die Chefin. Nuancierter äußerte sich

Bundesgesundheitsminister Jens Spahn.
Im Interview sah er nicht nur Covidioten
amWerk. Es gebe nicht die eineGruppe, die
in Berlin demonstriert habe. Es seien unter-
schiedliche Gruppen, unterschiedliche An-
liegen, unterschiedliche Motivationen. Da-
mit dürfte der ambitionierte CDU-Mann
der Wahrheit nähergekommen sein als
seine SPD-Kollegin. In Berlin war von ech-
ten Verschwörungstheoretikern über sol-
che, die ihre Freiheitsrechte durch den
Staat bedroht sehen, bis zu denen, die die
Verhältnismäßigkeit der staatlichen Maß-
nahmen bezweifeln, eben alles dabei.
Ob die Demonstranten nun in der Sache

Recht haben oder nicht: Sie übten ihr gutes
demokratisches Recht aus. Politik und Me-
dien wären gut beraten, das einzusehen.
Wann sind Bürgerrechte etwas wert, wenn
nicht in Zeiten maximalen politischen Dis-
senses? Eine Veranstaltung mit – sagen wir
– sehr vielen Menschen, die bewusst auf
Maske und Abstand pfeifen, muss Gesund-

heitsämter natürlich beunruhigen. Aber der
Staat muss sie hinnehmen. Die aktuelle
Pandemieentwicklung lässt es zu. Gefahr ist
nicht im Verzug. Fundamentale demokrati-
sche Freiheitsrechte dürfen nur im absolu-
ten Notfall suspendiert werden.
Gewiss, eine Mehrheit der Deutschen

folgt der Politik und fühlt sich in gutenHän-
den. Sie fühlt ihre Freiheiten mit guten
Gründen eingeschränkt und sieht auch kei-
ne Diktatur heraufziehen. Andere haben da
eben ihre Zweifel. Interessant ist dabei die
Transformation der politischen Rechten in
Deutschland. Den etatistischen Traditionen
des Landes entsprechend war sie eigentlich
immer für den starken Staat. Spätestens seit
Hegel und in Übereinstimmungmit preußi-
schen und protestantischen Traditionen
hatte der Staat einen verheißungvollen, ja
metaphysischen Klang. Das ändert sich ge-
rade.
Warf man Kanzlerin Merkel in der Mig-

rationskrise noch Staatsversagen vor, for-
derte also noch den starken Staat, der seine
Grenzen zu schützen vermag, wird nun zu-
nehmend der Staat selber zum Problem.
Wie in den USA gewinnt rechtslibertäres
Denken an Einfluss. Der Staat gilt als Ge-
fahr für bürgerliche Freiheit. Dieser zuneh-
menden Staatskritik von rechts entspricht
in der breiten Mitte und links von ihr ein
neues Vertrauen in den Staat. Man wähnt
sich bei Merkel und Co. in guten Händen.
Corona wirbelt gerade das Verhältnis der
Deutschen zum Staat bunt durcheinander.

Ob die Berliner Demonstranten
in der Sache Recht haben oder
nicht: Sie übten ihr gutes
demokratisches Recht aus.

GASTKOMMENTAR

Beten wir für den Libanon!
VON FLORIAN RIPKA

Fassungslos und traurig sehen wir, welche
Schneise der Zerstörung die Explosion im
Hafen der libanesischen Hauptstadt Beirut
am Dienstag geschlagen hat. Unser Mit-
gefühl gilt den mindestens 73 Todesopfern
und den über 3000 Verletzten. Der
Schock sitzt tief, und niemand kann die
Folgen der Katastrophe abschätzen. Er-
schwerend kommt hinzu: Das Unglück hat
das Land in einer Phase schwerer politi-
scher wie wirtschaftlicher Probleme ge-
troffen. „Kirche in Not“ hat im Libanon
viele Projektpartner. Wir standen mit ei-
nigen von ihnen in Kontakt, sie sind gott-
lob unversehrt. Allerdings berichten sie:
„Es sieht hier aus wie im Krieg.“
Als wäre die Detonation nicht schon

schlimm genug, steckt noch weiterer poli-
tischer Sprengstoff hinter der Katastrophe.
Das machen die (vor)schnellen Schuldzu-
weisungen und Vorwürfe aus dem In- und
Ausland deutlich. Die Explosion hat den
ganzen Libanon, den Nahen Osten und die
ganze Welt erschüttert. Sie zeigt einmal
mehr, welches politische Pulverfass der
Nahe Osten ist – mit weitreichenden und

nicht absehbaren Folgen auch für den
Westen.
Denn der Libanon ist für viele Flücht-

linge aus Syrien und dem Irak ein Hort
der Sicherheit geworden. Gerade die Kir-
chen unterschiedlicher Konfessionen im
Libanon haben Unglaubliches geleistet,
um Flüchtlinge und Menschen in Not auf-
zunehmen und zu versorgen. Während
andere sich reflexhaft mit Schuldzuwei-
sungen beschäftigen, gilt das Augenmerk
von „Kirche in Not“ und anderen Organi-
sationen den betroffenen Menschen. Sie
brauchen jede Hilfe, um das Unglück zu
verarbeiten. Das gilt sowohl seelisch und
geistlich, als auch karitativ und mit-
menschlich. Wir dürfen den Libanon nicht
vergessen, Zuflucht- und Hoffnungsort
seit biblischen Zeiten. Weniger Säbelras-
seln und Vergeltungsrufe, mehr Solidarität
und Deeskalation: Das ist jetzt das Gebot
der Stunde. Beten wir für den Libanon –
und helfen wir!
Florian Ripka ist Geschäftsführer des
Hilfswerkes „Kirche in Not“ Deutsch-
land.

KOMMENTAR

„Überspanntes Sprachgehabe“
VON ALEXANDER RIEBEL

Wir leben doch in Freiheit, heißt es immer
wieder, wenn es um Begrenzungen des
Sprachgebrauchs geht. Ganz frei ist dieser
Sprachgebrauch nicht. Studenten wissen
das, denn sie müssen in ihren Referaten
auf gendergerechte Sprache achten. Wenn
nicht, gibt es Ärger mit dem „Büro für
Gender und Diversity“. Sucht solch ein
Büro Mitarbeiter, wird die Stelle ausge-
schrieben mit „(m/w/d)“, wobei „d“ Di-
versity heißt, eben alles Mögliche, was es
an sexuellen Ausprägungen gibt. Dem gilt
es, sprachlich gerecht zu werden.
Falsch liegt der baden-württembergische

Ministerpräsident Winfried Kretschmann
also nicht, wenn er gegenüber der Deut-
schen Presse-Agentur gegen die „Sprach-
polizisten“ wettert: „Von diesem über-
spannten Gehabe halte ich nichts.“ Natür-
lich dürfe man mit der Sprache niemanden
verletzen. „Aber jeder soll noch so reden,
wie ihm der Schnabel gewachsen ist“,
meinte er. Und nicht nur das, Kretsch-
mann verschärfte seine Sicht noch durch

den Hinweis, dass er „ein ganz strikter
Gegner von diesem Jakobinismus“ sei und
sprach von „Tugendterror“.
Natürlich weiß Kretschmann, dass die

Kanalisierung der Sprache in genderkon-
forme Strukturen nur Teil eines umfang-
reicheren Unternehmens ist, das sich der
Antidiskriminierung verschrieben hat. Da-
zu gehört der Rassismusverdacht, unter
den nun Kretschmanns Lieblingsphiloso-
phin Hannah Arendt geraten ist. Wie
schwierig das Problem des Rassismus ist,
wird an Kretschmanns Verteidigung der
Philosophin deutlich. Auch wenn sie den
Afrikanern eine Mitschuld an deren Skla-
verei vorgeworfen hat, so habe sie doch die
Verschiedenheit der Menschen zum
„Grundlagenprogramm ihrer politischen
Philosophie gemacht“. Wenn der Straßen-
name „Hannah Arendt“ wie jetzt in Leip-
zig verhindert wird, hat in diesem Fall die
Gedankenpolizei erfolgreich gesäubert.
Was wohl nach Sprache und Gedanken als
nächstes gesäubert wird?



Nun wird über die Gespräche zwischen
Rom und den deutschen Bischöfen zur

Gemeinde-Instruktion und zum Synodalen
Weg spekuliert VON GUIDO HORST

Die Bereitschaft, die der Präfekt
der Kleruskongregation, Kar-
dinal Beniamino Stella, signali-
siert hat, mit deutschen Bischöfe
in Rom zu sprechen, um deren
Zweifel und Verblüffung ange-

sichts der Vatikan-Instruktion über die Gemeind-
ereformen zu mildern, entspricht der Ahnung auf
deutscher Seite, dass irgendwann diese unheimli-
che Begegnung der dritten Art kommen muss. Nach
dem Brief des Papstes an das pilgernde Volk Gottes,
den die Protagonisten des Synodalen Wegs schon
sehr einseitig interpretieren mussten, um daraus
noch eine Unterstützung des Dialogprozesses in
Deutschland zu machen, kam nun die Vatikan-In-
struktion aus dem Hause Stella zu den Gemeinde-
reformen: Die Zementierung der Rolle der Priester
als Letztverantwortliche der Pfarreien und das kla-
re Nein zu den Leitungsteams waren zwar nicht das
Hauptanliegen der Instruktion, standen aber im
krassen Widerspruch zu den Intentionen des Syn-
odalen Wegs. Dass es nun zu Gesprächen zwischen
den Verantwortlichen in Deutschland und Rom
kommen müsse, liegt in der Luft. Wird es dazu nach
der Ferienzeit kommen?

Nun hat sich auch der stellvertretende Kon-
ferenzvorsitzende, der Osnabrücker Bischof
Franz-Josef Bode, dazu geäußert: Der Synodale
Weg sei eigentlich die deutsche Antwort auf das
Schreiben aus Rom, weil er sich nun einmal genau
mit den Themen der Instruktion befasse, sprich
„Kirche der Beteiligung, Priestermangel, priesterli-
che Lebensformen und die Mitwirkung von Frauen
und Männern in der Kirche“. Er wünsche sich, dass
es am Ende nicht einfach nur ein Antwortschreiben
aus Rom auf die Ergebnisse des Dialogprozesses
in Deutschland gebe, sagte der Bischof dem Evan-
gelischen Pressedienst. „Meine Hoffnung ist eine
Teilsynode, die sich den Fragen widmet“, präzi-

sierte Bode und meinte damit wohl eine Spezial-
versammlung der Bischofssynode, die – wie es im
Kirchenrecht heißt – Angelegenheiten behandelt,
„die unmittelbar eine oder mehrere Regionen be-
treffen“. Die Partikularsynoden oder Sondersyno-
den hat es in der Vergangenheit immer wieder ge-
geben, die Amazonas-Synode war eine solche, zum
Beginn des Pontifikats von Johannes Paul II. hat es
sie für die Ortskirche in den Niederlanden und die
katholischen Bischöfe der Ukraine gegeben. War-
um jetzt nicht auch für den deutschen Episkopat?

Allerdings laufen auch die Sondersynoden nach
dem üblichen Verfahren ab: Der Papst beruft sie
ein, er wählt die Synodalen aus, legt die Themen
und die Tagesordnung fest und bedient sich dabei
des Generalsekretariats der Bischofssynode in
Rom. Als „Hörer“ und „Experten“ teilnehmende
Laien würden kein Stimmrecht besitzen. An der
Vorbereitung einer solchen Synode hätten Ver-

treter des deutschen Episkopats ihren Anteil, aber
diese wäre beileibe kein Forum, auf dem die deut-
schen Bischöfe Rom lehren, wie sich die Kirche
inzwischen gewandelt hat – so wie Bischof Bode
verstanden werden kann: Die Römer machen eine
Instruktion, und unser Synodaler Weg ist die Ant-
wort darauf.

So klingt auch Albert Gerhards, emeritierter Pro-
fessor für Liturgie-Wissenschaft an der Universität
Bonn. Er befürchtet, dass die deutschen Bischöfe in
Rom Nachhilfeunterricht bekommen sollen. „Ich
glaube, da verheben die sich ein bisschen in Rom.“
Stattdessen sollten Gespräche im Vatikan eine Ge-
legenheit sein, „den römischen Herrschaften mal
ein bisschen zu berichten, was eigentlich Sache ist“,
meinte Gerhards gegenüber dem „domradio.de“.
„Denn ich habe den Eindruck, dass die dort doch
zu wenig Kenntnisse der tatsächlichen Gegeben-
heiten haben. Insgesamt muss man sagen – und das

gilt ja für den gesamten deutschen Prozess des Sy-
nodalen Weges – fehlt in Rom das Verständnis für
die Besonderheit der deutschen Situation.“

Für Gerhards ist Deutschland ein Land, „in dem
fünfhundert Jahre lang zwei große Konfessionen
zunächst nebeneinander und jetzt miteinander leb-
ten und leben. Wir haben eine ganz andere Wahr-
nehmung von Christentum, als das etwa in den mo-
nokonfessionellen Ländern Südeuropas der Fall
ist. Und hier, glaube ich, müssten die in Rom etwas
Nachhilfeunterricht bekommen. Und das wäre
vielleicht eine Gelegenheit, wenn die deutschen Bi-
schöfe jetzt da hingehen, das denen mal zu geben.“

Eine Sondersynode als Nachhilfeunterricht für
Rom? Auch wenn Kardinal Stella jetzt Gesprächs-
bereitschaft signalisiert – und Bischof Bode sogar
von „Teilsynode“ spricht: So funktionieren die Din-
ge in Rom nicht, dass der Vatikan eine Instruktion
verfasst und ein nationaler Synodaler Weg seine
Beschlüsse als Antwort präsentiert, von denen man
in Rom dann zu lernen hat.

Zudem wird Kardinal Stella im Sommer 2021
achtzig Jahre alt und gehört mit den Kurienkardi-
nälen Marc Ouellet (Bischöfe), Giuseppe Versaldi
(Bildung), Luis Ladaria (Glaube) und Robert Sa-
rah (Liturgie) zu den Präfekten, die – da nun älter
als 75 – jederzeit in den Ruhestand gehen könn-
ten. Läuft alles nach Fahrplan, wäre es sowieso
wahrscheinlich, dass die deutschen Bischöfe im
kommenden Herbst nach fünfjähriger Pause ih-
ren nächsten „Ad linina“-Besuch absolvieren. Das
wäre dann Gelegenheit zu Gesprächen – gerade
und vor allem mit dem Papst. Aber dass auch die-
se Gelegenheit zu einem „Nachilferunterricht“ für
den Vatikan werden könnte, will in Rom niemand
so richtig glauben.
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IM BLICKPUNKT

VON PETER WINNEMÖLLER

Ein fundamentaler Streit
Vor 25 Jahren, am 10. August 1995, verkündete das Bundes-
verfassungsgericht seine Entscheidung gegen das Kruzifix in
Klassenzimmern. Es waren drei Schüler und deren Eltern, die
aufgrund ihrer anthroposophischen Weltanschauung gegen die
Aufhängung von Kreuzen in bayrischen Klassenzimmern geklagt
hatten. Die Entscheidung wurde mit Art. 4 des Grundgesetzes
begründet, der eine uneingeschränkte Religionsfreiheit gewährt.
Nach Auffassung des Gerichts gehört dazu die negative Religions-
freiheit. Den Kindern war der Anblick des Kreuzes nach Ansicht
des Gerichts nicht zuzumuten. Das Kruzifix ist das Zeichen
des christlichen Glaubens schlechthin. Kein anderes Symbol
zeigt deutlicher, wie das Heil erworben wurde. Der Erlöser der
Menschen musste einen grausamen Tod sterben. Es hat Jahrhun-
derte gedauert, bis sich das Symbol im Christentum etablierte.
Im christlichen Abendland war das Kreuz ein Bekenntnis und
zugleich das Zeichen der Basis von Werten und Rechtsordnung.
Darum hängt das Kreuz in Schulen, Behörden und Gerichten.
Darum findet es sich in Wohnungen, Wirtshäusern, Krankenhäu-
sern und Altenheimen. Das Kreuz ist dem Menschen in unserer

Kultur real wie auch im übertragenen Sinn stets vor Augen
gewesen.
Es war eine Frage der Zeit, bis sich die Bürger in einer fast voll-
kommen säkularisierten Gesellschaft an einem Zeichen solcher
Deutlichkeit stören mussten und es zu einem Streit vor Gericht
führen würde. Das Ende eines solch fundamentalen Streits konnte
nur aufgrund einer höchstrichterlichen Entscheidung zu erwarten
sein. Der Prozess wurde denkbar emotional geführt und von auf-
gebrachten Demonstrationen begleitet. Der Sache selbst wurde
das nicht gerecht. Es geht um Vernunft. „Der freiheitliche, säkula-
risierte Staat lebt von Voraussetzungen, die er selbst nicht garan-
tieren kann“, so lautet das berühmte Diktum von Ernst-Wolfgang
Böckenförde. Das Kreuz steht genau für diese Voraussetzungen,
auf denen dieser Staat und sein Rechtssystem beruhen. Es hätte
in einem Land mit so deutlich christlicher Tradition eine mit
Vernunft gut begründete Grundsatzentscheidung für das Kreuz
geben müssen.
Das Bundesverfassungsgericht hat dagegen den Grundsatz der
negativen Religionsfreiheit der freien Religionsausübung über-

geordnet. Dieser Paradigmenwechsel hat nicht nur die Sicht auf
das Kreuz, sondern die Sicht auf die Religion insgesamt verän-
dert. In seiner Rechtsprechung seither folgt das höchste Gericht
diesem Grundsatz. Bekannt geworden ist dazu unter anderem
das Kopftuchurteil. Dass das Kreuz dennoch nicht ganz aus dem
öffentlichen Raum verschwindet und der bayrische Kreuzerlass
von Ministerpräsident Söder Bestand haben dürfte, ist ebenfalls
jener Entscheidung zu verdanken. Der Betrachter dürfe dem
Kreuz nicht ausgeliefert sein, lautet eine der Einschränkungen,
die das Urteil machte. So sind Kreuze vorhanden, aber aus dem
Zentrum an den Rand gerückt. Es wäre Aufgabe der Kirche, das
Kreuz wieder ins Zentrum zu rücken, statt an Kreuzerlassen
herumzumäkeln. Immerhin sieht nicht einmal der Europäische
Gerichtshof für Menschenrechte den Anblick eines Kreuzes als
Verstoß gegen die Menschenrechte. Das Urteil hatte in bayrischen
Klassen keine Folgen. Aufgrund der neuen Schulordnung hängen
in Bayern weiterhin Kreuze in den Klassenzimmern. Sie werden
nur abgehängt, wenn atypische Ausnahmefälle vorliegen und das
Abhängen durch einzelne Klagen ausdrücklich verlangt wird.

Nun wird über die Gespräche zwischen 

Die Bereitschaft, die der Präfekt 
der Kleruskongregation, Kar-
dinal Beniamino Stella, signali-
siert hat, mit deutschen Bischöfe 
in Rom zu sprechen, um deren 
Zweifel und Verblüff ung ange-

sichts der Vatikan-Instruktion über die Gemeind-
ereformen zu mildern, entspricht der Ahnung auf 
deutscher Seite, dass irgendwann diese unheimli-
che Begegnung der dritten Art kommen muss. Nach 

gilt ja für den gesamten deutschen Prozess des Sy-
nodalen Weges – fehlt in Rom das Verständnis für 
die Besonderheit der deutschen Situation.“

Für Gerhards ist Deutschland ein Land, „in dem 
fünfh undert Jahre lang zwei große Konfessionen 
zunächst nebeneinander und jetzt miteinander leb-
ten und leben. Wir haben eine ganz andere Wahr-

Wer erteilt wem
Nachhilfe-

unterricht?
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KOMMENTAR

Gebot und Dispens
V O N B A R B A R A S T Ü H L M E Y E R

W
er sich dieser Tage die Frage
stellt, ob die Sonntags-
pflicht, von der im Zuge der
Corona-Pandemie in zahl-

reichen Diözesen dispensiert wurde, inzwi-
schen wieder gilt, erhält je nach Wohnort
drei unterschiedliche Antworten. Der Erz-
bischof von Bamberg sowie die Bischöfe
von Fulda und Hildesheim haben die Sonn-
tagspflicht wieder in Kraft gesetzt, verwei-
sen aber darauf, dass gemäß geltendemKir-
chenrecht bei gesundheitlicher Gefährdung
oder wenn die Möglichkeit zur Teilnahme
vor Ort nicht besteht, kein Gottesdienst be-
sucht werden muss.
In den meisten Bistümern wurde die ge-

nerelle Dispens jedoch beibehalten. Das ist
verwunderlich. Denn eigentlich ist der
Codex Iuris Canonici in dieser Frage voll-
kommen klar. Kanon 1248 § 2 sieht vor,
dass die Gläubigen sich „eine entsprechen-
de Zeit lang dem persönlichen Gebet oder
dem Gebet in der Familie oder gegebenen-
falls im Familienkreis widmen“, wenn aus
einem „schwerwiegenden Grund die Teil-
nahme an einer Eucharistiefeier unmöglich
ist“. Eine Dispens wäre deshalb eigentlich
gar nicht nötig gewesen. Dennoch gab es
nur zwei Diözesen, die Bistümer Regens-
burg und Osnabrück, in denen gemäß CIC
darauf hingewiesen wurde, dass die Gläubi-
gen aufgrund des Lockdowns und des Ver-
bots öffentlich gefeierter Gottesdienste ihre
Sonntagspflicht auf die im kirchlichen Ge-
setzbuch genannte Weise erfüllen und, so-
weit möglich, an einem über das Internet,
das Fernsehen oder im Radio ausgestrahl-
ten Gottesdienst teilnehmen mögen. Die
überwiegende Mehrheit der deutschen Bi-
schöfe entschied sich hingegen für eine Auf-
hebung der Sonntagspflicht. Doch diese
Dispens hat, von vielen offenbar nicht be-
dachte, Folgen. „Man sollte nicht überse-
hen“, so der Münchener Professor für Kir-
chenrecht Pater Stephan Haering, „dass
zum Sonntagsgebot nicht nur die Mess-
pflicht gehört, sondern auch die Arbeitsru-
he. Davon zu dispensieren bestand kein An-
lass.“
So entsteht zum einen der Eindruck, dass

die eilige Aufhebung der Sonntagspflicht
unter einem gefühlten gesellschaftlichen
Druck erfolgte. Man wollte auf keinen Fall
den Eindruck erwecken, dass – vor allem
gesundheitlich besonders gefährdete Men-
schen – unter Druck gesetzt würden, etwas
zu tun, was ihnen schaden könne. Ein an
sich gutes Motiv, aber mit Blick auf die
kirchliche Gesetzeslage unnötig.
Stattdessen wären der Lockdown und das

Verbot gottesdienstlicher Feiern eine Chan-
ce zur Verkündigung gewesen. Man hätte
die vielen inzwischen dem Sinn und Inhalt
nach nicht mehr bekannte Sonntagspflicht
in einem angesichts der Umstände von
zahlreichen Menschen beachteten kateche-
tischen Prozess geistlich erschließen kön-

nen. So aber wurden viele gute Angebote –
Betrachtungen per Rundmail, Whatsapp-
gruppen, in denen geistlicheMusik und spi-
rituelle Impulse geteilt wurden und natür-
lich online ausgestrahlte Gottesdienste – lo-
gisch betrachtet – durch das Aussetzen der
Sonntagspflicht ad absurdum geführt. Sie
wirken dann wie das Angebot an eine
Schulklasse, eine Hausaufgabe freiwillig zu
erledigen, was, wie jeder Lehrer weiß, dann
maximal drei ambitionierte Schüler tun.
Nun hat die Dispens sicherlich nieman-

den davon abgehalten, die vielen Angebote
zu nutzen. Aber die Chance zur geistlichen
Formung zu vertun, ist dennoch ein spre-
chendes Zeichen für die gegenwärtige Situ-
ation der Kirche in Deutschland. Und es
gibt – gewiss ungewollt – denen Recht, die
die Behauptung in den Raum stellen, der
christliche Glaube trage nicht zur Bewälti-
gung der Krise bei.
Der dritte signifikante Umstand ist die

bestehende Uneinigkeit der Bischöfe: Die
einen haben die Sonntagspflicht inzwischen
wieder eingeführt, die anderen bleiben bei
der Dispens. Dies macht den Eindruck, dass
hier jeder die Regel nach seiner Fasson aus-
legt. Das wäre sicherlich kein Schaden,
wenn Auslegungsspielraum bestünde oder
die schiere Notwendigkeit aufgrund unter-
schiedlicher lokaler Verhältnisse dies nahe-
legte, aber beides ist nicht der Fall. Insofern
ist der Umgang mit der Frage, was tun,
wenn die Kirchen durch eine staatliche Ver-
ordnung geschlossen werden, zu einem
Lehrstück in Sachen Kirchlichkeit gewor-
den. Die überbordende Debattenkultur, die
den performativen Prozess der Vermittlung
der kirchlichen Lehre weitgehend ersetzt
hat, trägt auch hier ihre keineswegs nähren-
den Früchte.
Das ist schade, denn es gibt in unserer

Tradition durchaus Antworten auf die Fra-
ge, wieman aufKrisenwie die derzeitige re-
agieren und im christlichen Sinne mit ihr
umgehen kann. Der heilige Karl Borromäus
beispielsweise ließ sich von den Stadtobe-
ren in Mailand keineswegs davon abhalten,
Kranke und Sterbende zu besuchen, als die
Pest grassierte, sondern riskierte lieber
einen Prozess, bei dem er amEnde übrigens
freigesprochen wurde, und unternahm ge-
meinsam mit zwölf Klerikern seines Bis-
tums eine stellvertretende Wallfahrt zum
Grabtuch von Turin.
Um wieviel mehr kann der Verweis auf

diese überzeitliche Wirklichkeit durch
unsere Hirten die Freude amGlaubenmeh-
ren! Denn nicht die Gesundheit, sondern
das ewige Leben ist das höchste Gut. Und
die Konzentration darauf kann unter der
ebenso sinnvollen wie Notwendigen Beibe-
haltung oder der zügigenWiedereinsetzung
der Sonntagspflicht mit ihrer Einladung zur
Ruhe vor dem Herrn, zum gemeinsamen
Gebet und zur geistlichen Lektüre zum
Wegweiser aus der gegenwärtigen Krise
werden. Die Chance dazu besteht mancher-
orts bereits.

PERSONALIEN

Das katholische Erzbistum in Moskau er-
hält erstmals einen Weihbischof. Wie der
Vatikan (Donnerstag) mitteilte, ernannte
Papst Franziskus den russischen Ordens-
mann NIKOLAJ GENNADEVICH DUBI-
NIN (47) für die Erzdiözese „Muttergottes
von Moskau“. Dubinin gehört den Franzis-
kaner-Minoriten an und war Leiter eines
ordenseigenen Verlagshauses in Sankt
Petersburg. Der gebürtige Südrusse stu-
dierte unter anderem in Polen und Italien
und wurde 2000 zum Priester geweiht.

Neuer Generalsekretär des vatikanischen
Wirtschaftssekretariats wird der spanische
Wirtschaftsexperte MAXIMINO
CABALLERO LEDO (60). Das teilte der
Vatikan am Dienstag mit. Caballero wird
damit rechte Hand des spanischen Jesui-
ten JUAN ANTONIO GUERRERO (61),
den der Papst im November zum Leiter
des Sekretariats berufen hatte.

Der „Neue“ aus dem Staatssekretariat: Don Fabio Salerno arbeitet als Privatsekretär für Papst Franziskus. Foto: KNA

Franziskus und
seine Sekretäre

Still und unsichtbar: Jetzt ist die zweite Generation im Amt V O N G U I D O H O R S T

E
inen umtriebigen wie einflussrei-
chen Privatsekretär vom Schlage
eines Stanislaw Dziwicz oder
einen „George Clooney im Vati-

kan“ wieGeorgGänswein sollte es an seiner
Seite als Papst nicht geben, und so haben
alle vier bisherigen Privatsekretäre von
Franziskus eines gemeinsam: Sie fallen
nicht auf, halten sich stets im Hintergrund,
treten nicht an der Seite des Papstes auf und
sind allenfalls kurz zu sehen, wenn sie beim
Gebet des Angelus oben am Fenster über
dem Petersplatz das Mikrofon für ihren
Dienstherrn richten. Dziwicz und Gäns-
wein standen während eines ganzen Ponti-
fikats an der Seite ihrer Päpste – und erwar-
ben sich damit eine nicht ganz unwichtige
Position. Unter Franziskus arbeitet jetzt die
zweite Generation an Papstsekretären, die
erste trat still und schweigend ab, wie dann
in diesem Jahr die zweite gekommen war.
Zuletzt löste jetzt der Italiener Don Fabio

Salerno den Ägypter Monsignor Yoannis
Lahzi Gaid, einen Priester der koptisch-ka-
tholischenKirche, ab. DerNeue, DonFabio,
stammt aus Kalabrien, ist 41 Jahre alt und
hatte nach der Priesterweihe 2011 die
Päpstliche Diplomaten-Akademie in Rom
besucht, worauf Stationen an der Nuntiatur
in Indonesien und dann bei der vatikani-
schen Vertretung beim Europarat in Straß-
burg folgten. Zuletzt arbeitete der langge-
wachsene Italiener in der zweiten, für die
Beziehungen zu den Staaten zuständigen
Sektion des Staatssekretariats.

Auch der Ägypter Gaid war aus dem dip-
lomatischen Dienst des Heiligen Stuhls in
die Privatzimmer von Franziskus gekom-
men, hatte in den Nuntiaturen in Bagdad
und Amman gearbeitet und diente Franzis-
kus als Übersetzer, wenn der Papst arabi-
sche Gäste empfing. Eine besondere Rolle
spielte Gaid bei den Vorbereitungen der ge-
meinsamen katholisch-sunnitischen „Er-
klärung der Brüderlichkeit“, die der Papst
und der Groß-Iman von Al-Azhar, Ahmed
al-Tayyeb, im Februar 2019 in Abu Dhabi
unterschrieben.
Monsignore Gaid wurde dann auch Mit-

glied im Hochkomitee für die menschliche
Brüderlichkeit, das das Dokument von Abu
Dhabi vor allem im muslimischen Raum
weiter bekannt machen will.
Schon Ende des letzten Jahres hatte ein

Privatsekretär sein Amt bei Franziskus
wieder verlassen, der argentinische Mon-
signore Fabián Pedacchio Leániz, der
wieder als Mitarbeiter in die Bischofskon-
gregation zurückging, von der aus er bereits
2014 zu Franziskus gestoßen war. Auf
Bitten der Kongregation hatte Kardinal
Jorge Mario Bergoglio Pedacchio schon
2007 nach Rom geschickt. Er wirkte dort
als guter Vertrauter Kardinal Bergoglios in
der „Bischofsfabrik“ des Vatikans.
Für Pedacchio kam dann Anfang des Jah-

res ein alter guter Bekannter, der Priester
Gonzalo Aemilius aus Uruguay, Jahrgang
1979, den Bergoglio schon 2006 kennenge-
lernt hatte und den er 96 Stunden nach sei-

ner Wahl zum Papst in der Menschenmen-
ge wiederentdeckte. Aemilius hätte alle
Chancen gehabt, zu einem „Georg Clooney“
im Vatikan zu werden. Auch er hochge-
wachsen, blond und wegen seines guten
Aussehens mehrfach Gast in Talkshows, wo
er über seine Arbeit unter Jugendlichen
und über seinen Lieblingsclub „Atletico Pe-
ñarol“ berichtete, wofür er dann von diesem
die Ehrenmitgliedschaft mit der runden
Nummer 60000 erhielt.
Aber auch Pedacchio verschlang der Vati-

kan in den ersten sieben Monaten dieses
Jahres wie ein Grab. Als ihn Franziskus im
März 2013 unter dem Publikum entdeckt
hatte, holte er den Priester zu sich an den
Altar und bat die Anwesenden darum, für
Aemilius und seine Arbeit mit den Straßen-
kindern Montevideos zu beten. Dadurch
wurde Aemilius zum wohl bekanntesten
Priester Uruguays. Doch für die Papstsekre-
täre in SantaMarta gilt das nicht. Sie sollen
verborgen bleiben.
Der fünfte Sekretär von Franziskus sollte

das nur kurz bleiben. Den Malteser Alfred
Xuereb hatte dieser als zweiten Privatse-
kretär von Papst Benedikt übernommen,
machte ihn dann aber schon im November
2013 zu seinem Verbindungsmann zu den
beiden Kommissionen für den IOR und die
Finanzverwaltung des Vatikans, später
dann, 2014, zumGeneralsekretär des neuen
Wirtschaftssekretariats. Von dort schickte
ihn dann Franziskus als Nuntius – und Erz-
bischof – nach Korea und in die Mongolei.

VERANSTALTUNG

Bischof Oster in
Maria Vesperbild
Am 15. August, dem Hochfest der Aufnah-
me Mariens in den Himmel, feiert der Pas-
sauer Bischof Stefan Oster SDB, um 19 Uhr
das Pontifikalamt mit Predigt an der Ma-
riengrotte. Die anschließende Lichterpro-
zession führt über den Schlossberg zurück
zur Mariengrotte. Die Erteilung des Segens
und die Papsthymne beschließen den
Abend. Der Gottesdienst wird von Radio
Horeb live übertragen.
Bis zu 500 Gläubige sind genehmigt.

Durch Bodenmarkierungen werden die Ab-
stände klar geregelt. Während der Prozes-
sion muss Mundschutz getragen werden.
Die Kräuterbuschen werden vormittags in
den hl. Messen um 7.30, 8.30 10.15 und
11.30 Uhr geweiht.
www.maria-vesperbild.de

Regensburg als Vorreiter
Bistum erhöht Anerkennungsleistung für Missbrauchsopfer auf bis zu 50000 Euro

REGENSBURG (DT/KNA) Das Bistum
Regensburg hat die Anerkennungsleistun-
gen für Opfer von Missbrauch erhöht. Ab
Juli 2020 können Betroffene sexueller Ge-
walt bis zu 50000 Euro und Betroffene
massiver körperlicher Gewalt bis zu 12500
Euro erhalten, wie die Diözese (Montag-
abend) auf ihrer Internetseite mitteilte. Die
Auszahlung, die auch Menschen erhielten,
die schon Geld zugesprochen bekommen
hätten, werde nicht mit einer neuerlichen
Prüfung bereits anerkannter Beschuldigun-
gen verbunden.
„Mir ist bewusst, dass auch die höhere

Anerkennungsleistung das erlittene Un-
recht nicht wieder gutmacht und dass das
Leid nicht einfach verschwindet“, erklärte
Bischof Rudolf Voderholzer. Er verbinde

den Schritt aber mit der Hoffnung, dass Be-
troffene diesen als ein Zeichen annähmen,
„nach unseren Möglichkeiten zu einer Hei-
lung und Befriedung beizutragen“.
Mit dem Entschluss, den Opfern höhere

Geldleistungen zukommen zu lassen, wird
laut Mitteilung eine Entscheidung der
Deutschen Bischofskonferenz vom März
umgesetzt. Sie soll Menschen erreichen, die
als Minderjährige Opfer von Gewalt durch
kirchliche Mitarbeiter geworden seien, ihre
Ansprüche auf Schmerzensgeld oder Scha-
densersatz aber nicht mehr erfolgreich vor
einem staatlichen Gericht einklagen könn-
ten. Das sei dann der Fall, wenn die Be-
schuldigten verstorben oder Verjährungs-
fristen überschritten seien. Im Bistum
Regensburg gebe es seit fast zehn Jahren

dieses Anerkennungsverfahren für sexuelle
Gewalt und seit einigen Jahren auch für
massive körperliche Gewalt. Die finanziel-
len Leistungen, die die Diözese in diesem
Bereich zur Auszahlung bringe, stammten
aus Erträgen, die sie mit ihren Anlagen er-
zielt habe. Zwischen 2010 bis 2019 seien
mehr als vier Millionen Euro für Anerken-
nungsleistungen bereitgestellt worden.
Bereits seit 1. Juni bietet mit dem Bistum

Augsburg eine weitere bayerische Diözese
Opfern von Missbrauch und Gewalt im
kirchlichen Kontext mehr Geld an. Eine
neue „Anerkennungs- und Unterstützungs-
ordnung“ soll „der Tatsache Rechnung tra-
gen, dass Missbrauch in nicht wenigen Fäl-
len berufliche und gesundheitliche Lang-
zeitfolgen haben kann“.
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AM FATIMATAG

im 30. Jahr der Wiedervereinigung Deutschlands und am Tag des Mauerbaus (13. August 1961)

13. AUGUST
WALLFAHRTSKIRCHE 97337 DETTELBACH

18.15 Uhr Aussetzung des Allerheiligsten,
Rosenkranz und Lauretanische Litanei

19.00 Uhr Pontifikalamt
mit Bischof Wolfgang Ipolt

anschl. Primizsegen durch
Kaplan Johannes Winkeler

26. September: Besinnungstag mit Msgr. Prof. Dr. Peter Schallenberg im Exerzitienhaus Himmelspforten
Information und Anmeldung: anmeldung@fwa-wuerzburg.de oder  0931 272346

FATIMAWELTAPOSTOLAT WÜRZBURG
Domerpfarrgasse 10  97070 Würzburg  www.fwa-wuerzburg.de  info@fwa-wuerzburg.de  facebook
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Regens Martin Priller. Foto: Archiv

Welche theologische Fakultät in Zukunft für die Priesterausbildung noch gebraucht wird, dürfte die Bischöfe in Zukunft beschäftigen. Symbolbild: KNA–

„Standorte reduzieren
löst kein Problem“

Ein Vorschlag zur Reform der Priesterausbildung stößt auf Widerstand. Der Regensburger Regens Martin Priller erläutert den Hintergrund

V O N R E G I N A E I N I G

HerrRegens, die Arbeitsgruppe der deut-
schen Bischöfe will mit weniger Standor-
ten für die Priesterausbildung Qualitäts-
sicherung erreichen. Warum befürchten
mehrere Hirten, eine Umsetzung dieses
Vorschlags könne zu einer Nivellierung
der Ausbildung führen?
Es ist wohl der recht radikal wirkende Vor-
schlag einer Reduzierung auf ganze drei
Studienstandorte deutschlandweit, der sol-
che Befürchtungen auslöst. Weniger Viel-
falt, weniger ortskirchliche Prägung, da gin-
ge schon etwas verloren. Ich bedauere sehr,
dass nach der öffentlichen Festlegung auf
mögliche Standorte die Diskussion sich fast
ausschließlich um eine Art Verteilungs-
kampf dreht. Dabei geht es um die Qualität
der Priesterausbildung. Das wäre in meinen
Augen die wichtigere Diskussion: Welche
Qualität möchten wir denn haben und wie
lässt sie sich sichern? Einfach nur Standor-
te reduzieren, um größere Lerngruppen zu
bekommen, löst kein Problem, sondern
schafft erst mal neue. Das wissen Bischof
Genn und die Mitglieder der Arbeitsgruppe
natürlich auch. Nur dreht sich die ganze
Diskussion jetzt um das Schließen von Se-
minaren. Das ist sehr kontraproduktiv.

Warum? Sind Kooperationen und Semi-
narschließungen bis zu einem bestimm-
ten Grad nicht sinnvoll?
Nur in Kategorien von Institutionen und
Immobilien zu denken istmir zu statisch, zu
eindimensional. Priesterausbildung ist ein
komplexes, vernetztes Geschehen, heute
schon. Sie verläuft periodisch und dyna-
misch.ManmussKooperationen von dieser
Wirklichkeit her denken, nicht nur als Zu-
sammenlegung von Einrichtungen. Koope-
rationen sind auch punktuell und projekt-
bezogen vorstellbar. Die verschiedenen
Standorte haben ihre besonderen Prägun-
gen und Charismen.

Ein Beispiel?
Ich nenne als Beispiel die Einbindung der
Pastoralpsychologie in die Priesterausbil-
dung, die am Würzburger Priesterseminar
eine starke Tradition aufweisen kann. Es
wäre schade, wenn mit der Entscheidung,
die Studienphase künftig von Würzburg
nach München zu verlegen, diese Kompe-
tenz verloren wäre. Man kann sie auch für
andere fruchtbar machen, wenn man Ele-
mente der Priesterausbildung modulari-
siert und in überdiözesanen Ausbildungs-
einheiten vermittelt.

Inwiefern?
Die Besten sollten für alle da sein. Das ist
für viele Themen der Seminarausbildung
denkbar: Medienschulung, Rhetorik, litur-
gische Ausbildung, Studientage zu aktuel-
len Fragestellungen und so weiter. Wir
haben im Kreis der bayerischen Regenten
über die Idee einer „Summerschool“ oder
Ferienakademie nachgedacht mit wech-
selnden Themen an wechselnden Standor-
ten für alle Seminaristen.

Was erhoffen Sie sich davon?
Das hätte ein hohes Potenzial, für die Teil-
nehmenden wie für Referenten ein attrakti-
ves Format zu sein. So bekommt man die
wirklich guten Leute. Man kann sich auch
jenseits des Kirchturmschattens umsehen.
Wir hatten in Regensburg für dieses Semes-
ter ein Projekt mit einer Designklasse der
Fachhochschule zur Gestaltung moderner
liturgischer Gefäße in Planung, das leider
wegen der Pandemie verschoben werden
musste. In der Corona-Situation haben wir
dafür gelernt, dass Kooperation auch orts-
unabhängig geht: Videokonferenzen, Webi-
nare…Wie gesagt: Man darf Kooperationen

nicht nur als Zusammenlegung von Institu-
tionen sehen.

Inwieweit haben Sie sich in Regensburg
schon Gedanken über eine Reform der
Priesterausbildung gemacht?
Natürlich, eine gute Vorbereitung der Kan-
didaten muss uns etwas wert sein. Wir sind
in Regensburg seit etwa zwei Jahren in Vor-
bereitung einer Ausbildungsreform, die da-
rauf abzielt, das Studium zu stärken, indem
wir die Monate der Vorlesungszeit von
Unterrichtseinheiten der Priesterausbil-
dung entlasten. Gleichzeitig wollen wir den
Praxisbezug vertiefen, wenn wir die Semi-
naristen während der vorlesungsfreien Zei-
ten in Pfarreien einsetzen. Ausbildungstage
im Priesterseminar dienen der Begleitung
und Reflexion der Praxiserfahrungen und

bieten darüber hinaus die bisher während
der Semester auf das Studium „draufgesat-
telte“ geistliche, pastorale und liturgische
Ausbildung. Wir halten diese Pläne für
kompatibel mit den von den Bischöfen vor-
gelegten Ideen.

Weltkirchlich betrachtet sind interdiöze-
sane Priesterseminare keine Besonder-
heit. Spricht man mit den betreffenden
Bischöfen, hört man aber nicht selten,
dass das Untereinander-Abstimmen der
Hirten und die gemeinsame Beschluss-
fassung ein diplomatisches Kunststück
ist. Der Ortsbischof hat in der Regel

einen Heimvorteil, manchmal auch der
Bischof, dessen Bistum die meisten Semi-
naristen entsendet. Kennen Sie Beispiele
für gelungene Kooperationen, die anzu-
schauen sich lohnt?
In Regensburg sammeln wir seit zwölf
Jahren Erfahrungen in der Kooperationmit
dem Bistum Passau. Eine lautet: Es hängt
wesentlich von den handelnden Personen
ab. Aber natürlichmussman auch durch ge-
eignete Strukturen und verlässliche Verein-
barungen die Voraussetzungen schaffen.
Das Priesterseminar Wien ist nach meiner
Kenntnis in der Zusammenarbeit mit den
Diözesen Eisenstadt und St. Pölten ein in-
teressantes Beispiel: „Drei Priestersemina-
re unter einem Dach und unter einer ge-
meinsamen Leitung“ – diese Formel wird
auf der Homepage genannt und gibt Ein-
blick in Lernprozesse und notwendige Ent-
scheidungen. So etwas läuft nicht einfach
ohne Zutun glatt. Sicher ein interessanter
Lernort.

In Ostdeutschland ist das Übergehen des
Standorts Erfurt 30 Jahre nach derWie-
dervereinigung als Zeichen der Unsoli-
darität gewertet worden. Zu Recht?
Ich kann die Emotion nachvollziehen. Und
auch wieder nicht, wenn man weiß, dass al-
lein in St. Georgen Seminaristen aus drei
ostdeutschen Diözesen studieren, nicht et-
wa in Erfurt. Dabei wären Merkmale eines
Standorts in den immer noch „neu“ genann-
ten Bundesländern für alle angehenden
Priester interessant: die Diasporasituation,
das agnostische Umfeld, in dem Kirche sich
dort ihren Platz suchen muss. Man sollte
überlegen, ob man das nicht auch für Semi-
naristen anderer Bistümer fruchtbar ma-
chen kann im Rahmen dessen, was ich vor-
hin zu dynamischen Formen von Koopera-
tion gesagt habe.

Wie bewerten Sie den Vorwurf des Fakul-
tätentags (JohannaRahner), jungeMän-
ner würden kaserniert, um sie getrennt
von anderen Studenten „vermeintlich ge-
schützt, behütet und exklusiv als Pries-
terkaste auf ihren Einsatz vorzuberei-
ten“?
Für eine Verärgerung über den vorab nicht
kommunizierten Vorstoß der Bischöfe und
eine vielleicht reflexhafte Äußerung als Re-
aktion darauf habe ich Verständnis. Sollte
das wohl bedacht gewesen sein, spräche aus

solchen Formulierungen allerdings Un-
kenntnis und Feindseligkeit. Darüber will
ich mich nicht aufhalten.

Die von J. Rahner geäußerte Sorge, der
Reformvorschlag könne Debatten über
Standortreduzierungen katholisch-theo-
logischer Fakultäten befeuern, klingt für
manche Steuerzahler nach professoraler
Pfründesicherung, aber nicht unbedingt
nach Qualitätssicherung des Studiums.
Tatsächlich ist es derzeit kaum möglich,
geeignete Bewerber für die vorhandenen
Lehrstühle zu finden. Spricht das nicht
für eine Reduzierung der Standorte?
Verbeamtete Professoren an den Fakultä-
ten staatlicher Universitäten müssen sich
um ihre Pfründe nicht sorgen, sondern

können sich ganz der Sicherung der Quali-
tät ihrer Lehre widmen. Aber Ironie beisei-
te: Der Präsident der Universität Regens-
burg, Professor Udo Hebel, wird nicht mü-
de, bei jeder Veranstaltung der Fakultät für
Katholische Theologie darüber zu spre-
chen, wie unverzichtbar die Theologie für
die Verwirklichung der Universitätsidee ist.
Im Dialog der Wissenschaften, in der inter-
disziplinären Vernetzung, im Vor-Denken
gesellschaftlicher Grundfragen hat die wis-
senschaftliche Theologie ihren festen Platz
und muss ihn aber auch immer wieder neu
begründen. Natürlich ist auch für die theo-
logischen Fakultäten die Frage der Quali-
tätssicherung zu stellen. Ich bin überzeugt,
dass der Fakultätentag mit diesen Themen
intensiv und konstruktiv befasst ist.
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Das Faksimile des Schreibens, das Kardinal Ratzinger am 2. April 1982 an den
Generalrektor der Pallottiner schickte. Foto: Archiv

Als Präfekt der Glaubenskongregation
bezog Kardinal Joseph Ratzinger zur
Causa Kentenich gegenüber den Pal-
lottinern eine klare Position. Foto: KNA

Ratzinger: Kentenich wurde
nicht rehabilitiert
Ein Brief be-
weist: Die Glau-
benskongrega-
tion von 1982
bestätigt die
Untersuchungen
und Entschei-
dungen des Hei-
ligen Offiziums
von 1950 zu
Pater Kentenich
V O N A L E X A N D R A V O N

T E U F F E N B A C H

Vieles ist zu den Vorwürfen geschrieben
worden, die Historiker seit dem 2. März
2020 erheben, weil sie in den vatikanischen
Archiven zugänglich sind und glaubwürdig
darstellen, dass Josef Kentenich seine
Macht und Stellung missbrauchte und Ma-
rienschwestern sowohl auf psychischer wie
auf sexueller Ebene Leid zufügte. Auf die
Veröffentlichung in der „Tagespost“ (DT
vom 2. Juli: „Väter dürfen das tun“) und im
Brief an den international arbeitenden
Blogger Sandro Magister hin gab das
Schönstattwerk offiziell bekannt, „alle“ Be-
schuldigungen zu kennen. Diese seien be-
reits während des Exils Kentenichs in den
Vereinigten Staaten entkräftet worden. Der
Gründer, heißt es in einem zweiten Schrei-
ben, sei rehabilitiert. In Interviews, langen
Übertragungen auf Zoom, Youtube und in
anderen Veröffentlichungen auf den ver-
schiedenen Internetpräsenzen Schönstatts
wird sogar ein Rehabilitierungsdekret be-
nannt. Und es wird auch gesagt, der „kirch-
lichen Autorität“, unmittelbar also der Diö-
zese Trier, seien alle Anschuldigungen zu-
gänglich gemacht: Deshalb könne der Selig-
sprechungsprozess weitergehen. Warum
aber braucht die Diözese Trier nun eine
Historikerkommission, um die Dokumente,
die sie längst hat, in Rom zu suchen?
Der Vorwurf des sexuellen Missbrauchs

ist nämlich schon seit Kentenichs Exil be-
kannt und aktenkundig. Er selbst verteidig-
te sich dagegen. Der damalige General der
Pallottiner – zu diesem Orden gehörte
Kentenich – sparte keine Mühe, die Opfer
zu kriminalisieren und meist zugleich auch
zu pathologisieren. Die Briefe des Generals
sind weithin bekannt, er verschickte sie ger-
ne an viele Adressaten. Schließlich schrie-
ben die Marienschwestern noch während
der Visitation an den Papst und beschuldig-
ten den Apostolischen Visitator Sebastian
Tromp SJ, er würde von einer mangelnden
„sittlichen Integrität“ des Gründers spre-
chen – sie seien sich sicher, dass das nicht
stimme. Die Generalassistentin, Schwester
Bonifatia, schreibt – in einem achtseitigen
Brief, der im Apostolischen Archiv aufbe-
wahrt wird –, die Schwestern, die denGrün-
der beschuldigten, seien „meiner Ansicht
kaum 1%. Dabei handelt es sich meist um
seelisch Kranke, um weniger brauchbare
oder selbst fragliche Charaktere und um
ausgetretene Schwestern“.
Natürlich kann man heute noch so tun,

als sei das nichts, und dem allgemeinen
Urteil von damals Glauben schenken, das in
der Regel demOpfer die Schuld gab: Bei se-
xuellem Missbrauch war gewöhnlich das

Kind, oder im Fall Kentenichs die Frau, die
Marienschwester, Schuld. Anfang der fünf-
ziger Jahre einen sexuellen Missbrauch zu
benennen, bedeutete für eine Frau das ge-
sellschaftliche Aus. Dass überhaupt Ma-
rienschwestern das gewagt haben, zeugt von
der bewundernswerten Stärke dieser
Frauen. All dies sollte Schönstatt und auch
der Diözese Trier doch bekannt sein.
Auch in einer im Verlag Herder erschie-

nenen Hagiografie, der jeglicher Anmer-
kungsapparat und Hinweis auf die verwen-
deten Quellen fehlen, wird von Marien-
schwester Dorothea Schlickmann das Kli-
schee hinsichtlich des Zweiten Vatikanums
weiter verbreitet, wie es so oft von Schön-
statt dargestellt wird: Kentenich habe eben
ein prophetisches Charisma besessen und
das Zweite Vatikanische Konzil vorwegge-
nommen. Deswegen sei er vor dem Konzil
unverstanden geblieben. Wäre das eine Er-
klärung für ein Rehabilitierungsdekret, des-
sen Existenz das Generalpräsidium und der
Postulator Eduardo Aguirre vor kurzem be-
hauptet hatten? Schließlichmusste aber der
ehemalige Postulator Angel Strada zuge-
ben: „Es gibt keinDokument dazu. DasHei-
lige Offizium hatte die Praxis, keine Aufhe-

bungs-Dokumente auszustellen. ... Die Re-
habilitierung Pater Kentenichs kann man
folgenden Tatsachen entnehmen: Er kehrt
von Milwaukee nach Rom zurück und
macht mit Wissen des Heiligen Offiziums
alle Sachen, die ihm vorher verboten waren:
zum Beispiel übernimmt er wieder die
geistliche Leitung der Marienschwestern
und der Schönstatt-Bewegung.“
In einem hier veröffentlichten Brief Kar-

dinal Joseph Ratzingers kann man lesen,
dass auch diese letzte, diesmal inoffizielle,
Version Schönstatts nicht stimmt. Der Brief
Ratzingers ist bereits seit fast vierzig Jahren
veröffentlicht und den Verantwortlichen
bekannt (Acta Societatis Apostolatus Cat-
holici, Rom, Bd. X, S. 601). Der Brief ist ein
interessanter Beleg für das, was Kardinal
Ratzinger – später Papst Benedikt XVI. –
oft genug über die „Kontinuität“ der Kirche
vor und nach dem Konzil erklärt hat: Die
Wahrheit zur Kentenich-Legende zeigt
deutlich, dass es keinen Bruch in der Kir-
chengeschichte gab, sondern die Kirche –
trotz vieler wichtiger neuer Auslegungen
und Antworten auf moderne Fragen im
Konzil – im Wesentlichen sich selbst treu
geblieben ist. Die Glaubenskongregation

von 1982 bestätigt die Untersuchungen und
Entscheidungen des Heiligen Offiziums
von 1950 zu Pater Kentenich. Kardinal Rat-
zinger bestätigt explizit auch die Untersu-
chungsergebnisse der Visitatoren. Dass Pa-
ter Tromp sich dabei geirrt haben sollte,
wird klar zurückgewiesen. War er zu hart
gewesen?Mag sein, dass er, nachdemWeih-
bischof Bernhard Stein während der Visita-
tion zu dem Schluss gekommen war, dass
die Schwestern auf ihre Aussagen vorberei-
tet wurden, dass sie nicht ehrlich waren und
schwer unter Druck gesetzt wurden, nicht
allzu herzlich und einfühlsam war. Stein
hatte festgestellt, auch schriftliches Mate-
rial sei nicht vollständig abgeliefert worden.
Diesem Eindruck des Visitators gab übri-
gens Pater Kentenich in einer langen Stel-
lungnahme Recht. Offenbar galt das „Fami-
liengeheimnis“ Schönstatts auch vor dem
Visitator. Der damalige Bischof von Trier,
Franz Rudolf Bornewasser, schreibt: „Was
hier bei der Visitation geschah, war aber
nicht nur ein Einzelfall, sondern bewusst
geübte Methode – die, wie aus Ihren Darle-
gungen Seite 38ff. hervorgeht, und wie es in
diesem Einzelfall praktisch geübt wurde,
eine Schulung erfordert – die Vertretern der
amtlichen Kirche gegenüber nicht am Platz
ist. Ihnen muss die Einzelpersönlichkeit
mit voller Offenheit und Freiheit gegen-
übertreten können, ohne vorher für ihre
Aussagen geschult zu sein, und ohne dass
sie aus ihren Aussagen Nachteile befürch-
ten müsste.“
In dem Brief Ratzingers ist auch, mit

Blick auf die Visitation, von der „Lehre“ die
Rede. Zur Lehre, die beanstandet wurde,
zählen unter anderem bereits seit der diöze-
sanen Visitation die Ausdrücke „Mehrung
des Gnadenkapitals“ und „bilateralter Ver-
trag“, die Bezeichnung Schönstatts als
„Lieblingsschöpfung“ und als „auserlesenes
Werkzeug“. Ausdrücke wie „Schönstatt-
reich“ solltenmit „Gottesreich“ ersetzt wer-
den. Tromp verlangte zudem, über Schön-
statt solle man ohne Hyperbeln sprechen,

Ausdrücke wie Schönstatt als „Lieblings-
werk Gottes“, „Geheimnis von Schönstatt“,
oder „Depositum fidei“ Schönstatts, sollten
vermieden werden. Aber es würde hier zu
weit führen, Berichte und Briefe im Einzel-
nen wiederzugeben, eine wissenschaftliche
Darstellung wird bald folgen. Daraus wird
man schließen können, wie es danach zur
Apostolischen Visitation kam, und warum
der Ton des zweiten Visitators, Sebastian
Tromp SJ, der sicherlich als „echterHollän-
der“ kein seichter Typ war, zugleich aber als
gerecht und humorvoll beschrieben wird,
nicht allen Schwestern genehm war. Es gibt
aber auch Briefe von Schwestern, die davon
zeugen, dass neben Respekt auch Vertrauen
zum Visitator gewachsen war. Nach einer
jahrzehntelangen Verleumdungskampagne
gegen den Visitator findet seine Arbeit im
Brief der Glaubenskongregation von 1982
eine Bestätigung.
Warum das Schönstattwerk sogar Aussa-

gen eines alten, längst völlig erblindeten
und ins Privatleben zurückgezogenen frü-
heren Chefs des Heiligen Offiziums, Kardi-
nals Ottaviani, von 1971 zitiert und behaup-
tet, er habeKentenich umVerzeihung gebe-
ten, kann man vielleicht verstehen, wenn
man sich vor Augen hält, was Pater Strada
über Heilige in einem Interview sagt. Auf
die entsprechende Frage antwortet Strada:
„Heiligkeit bedeutet nicht Fehlerlosigkeit.
Der heilige Petrus hat Jesus verleugnet. Der
heilige Paulus hat Christen verfolgt. Franz
von Assisi hat alles andere als eine heilig-
mäßige Jugend geführt. … Nur die Engel
können ohne Fehler sein.“ Pater Kentenich
fehlt zur Heiligkeit allerdings exakt dasWe-
sentliche, das diese großen Heiligen aus-
zeichnet: Diese haben sich bekehrt, und es
wurde ihnen vom Herrn vergeben. Kente-
nich dagegen fühlte sich über alle erhaben:
Über die weinend weglaufenden, miss-
brauchten Marienschwestern, denen er, der
für sie ja – Gott Vater gleich! – Vater sein
sollte, seine mehr als fragwürdigen Prakti-
ken aufzwang, über viele Mitbrüder, die
Pallottiner, die ihm schon imKZ ins Gewis-
sen redeten, über die Bischöfe von Trier,
über den diözesanen und den apostolischen
Visitator, über die Konsultoren des Heili-
gen Offiziums, die Kardinäle derselben Ins-
titution und natürlich auch über Pius XII.
Viele Jahre lang krähten für ihn die Hähne,
aber er bereute offenbar nie etwas, sondern
führte alles weiter, was ihm zu seinem Heil
und dem Wohl seiner Anvertrauten verbo-
ten wurde. Die Kirche hat keinen „Rückzie-
her“ gemacht, und jeder Versuch, private
Einzelpersonen gegen die ausgewogenen,
vielleicht aus Rücksicht auf die beteiligten
Personen zu zaghaften Entscheidungen der
Kirche anzuführen, ist nur wieder ein Ver-
such, den Kult um eine Person zu rechtfer-
tigen, der zumindest nach der „klassischen
Moral“ nicht zu rechtfertigen ist.
Natürlich hat niemand das Recht, ande-

ren vorzuschreiben, was sie glauben und
denken sollen – oder wem sie folgen sollen.
Nur wenn es um eine Seligsprechung geht,
dann ist dieser Kult nicht mehr Privatsache.
Und aus diesem Grund und nach langem
Warten sowie mehrfachen Appellen an das
Schönstattwerk, doch mit der historischen
Wahrheit ans Licht zu kommen, ist es ange-
bracht, diesen Brief von Kardinal Ratzinger
einer breiteren Öffentlichkeit bekannt zu
machen. Nun ist es an Schönstatt, seine
Archive zu öffnen – auch für Externe –, eine
Biografie und keine Hagiografie zu schrei-
ben – oder eben weiterhin in einer Sonder-
welt zu leben, in der die historische Wahr-
heit, die Kardinal Ratzinger so klar be-
schrieben hat, einfach ignoriert wird.
Eine Anfrage bei der Pressestelle des
Schönstattwerks mit der Bitte um
Stellungnahme zum neu aufgetauch-
ten Brief Kardinal Ratzingers blieb
bis Redaktionsschluss unbeantwortet.
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Junge Federn
Wie der Glaube die Handschrift Gottes im Alltag aufleuchten
lässt und zum Nachdenken und Schmunzeln anregt – darüber
schreiben 17- bis 30-jährige Autoren auf dieser Seite

Lebensschutz
geht alle an
VON MIRIAM NIKOLEISKI

„Wie weit würdest Du gehen, um ein Men-
schenleben zu retten?“ – Diese Frage faszi-
nierte mich schon 2014, als ich mich das
erste Mal zur Pro-Life Tour anmeldete.
Seitdem sind die gemeinsamen Sommer-
wochen zu Fuß durch Europa ein (fast)
jährlicher Pflichttermin für mich.
Pro-Life Tour bedeutet Freude, Gleich-

gesinnte, Einsatz für die Kleinsten und
Schwächsten in unserer Gesellschaft,
Nachtanbetung, enormeMotivation, unver-
gessliche Momente, Freundschaften fürs
Leben, unzählige Wasserschlachten und
gute Gespräche, und das alles, während wir
zu Fuß Europa durchwandern.
Die Entbehrungen, wie Schlafen auf dem

Boden, Muskelkater, Sonnenbrand und Le-

ben aus dem Koffer, nehme ich gerne in
Kauf. Ich weiß, dass durch unseren Einsatz
während dieser Wochen tausende Men-
schen erreicht werden und unschuldige
Menschenleben gerettet werden können.
Lebensschutz geht uns alle etwas an! Je-

der von uns kann zu einem Europa ohne
Abtreibung beitragen. Dabei bietet die Pro-
Life Tour gerade für Jugendliche die per-
fekte Startmöglichkeit, um im Lebens-
schutz aktiv zu werden. Ich hörte auf der
Pro-Life Tour beispielsweise meinen ersten
Schulvortrag, der sehr viele wichtige Infor-
mationen zum Thema enthält, die mir bis
dahin auch noch nicht bewusst waren. Da-
nach stand für mich fest: Solche Schulvor-
träge möchte ich in die Schulen in meiner
Heimat bringen. Diese wichtigen Infos
müssen verbreitet werden, alle Schüler
sollten über das Thema Abtreibung, mögli-
che Folgen und Alternativen aufgeklärt
werden.
Seitdem sind einige Jahre vergangen.

Mittlerweile konnte ich mir meinen Traum
erfüllen und meine Leidenschaft für den
Lebensschutz zum Beruf machen. Jetzt
darf ich auf der Pro-Life Tour meine Erfah-
rungen weitergeben und Teilnehmer schu-
len und ausrüsten. Ich hoffe, dass in ihnen
das gleiche Feuer zu brennen beginnt, wie
in mir vor vielen Jahren.
Die Autorin, 29, arbeitet als
Regionalleiterin bei ProLife Europe
e.V.

350 Kilometer
für das Leben
VON JOHANNES MÜGGLER

Knapp 350 Kilometer geht eine Gruppe Ju-
gendlicher und junger Erwachsener zu Fuß
durch vier Länder, um auf den Schutz des
menschlichen Lebens hinzuweisen, insbe-
sondere auf das ungeborene Leben. Die Ju-
gend für das Leben von Deutschland, Öster-
reich und der Schweiz hat in den letztenMo-
naten hart gearbeitet, dass die Tour auch die-
ses Jahr in Zeiten von Corona stattfinden
kann.
Ich selbst werde auch teilnehmen in der

Hoffnung, so das Thema Lebensschutz und
Schwangerschaftshilfe voranzubringen. Da-
bei ist mein Engagement engmit dem christ-
lichen Glauben verknüpft. Die Kirche lehrt,
dass das Leben mit der Verschmelzung von
Ei und Samenzelle beginnt und somit

Mensch von Anfang an ist. Ab diesem Zeit-
punkt genießt diese Person genauso viel
Recht auf Leben und Schutzanspruch wie
ihre bereits geborenen Artgenossen.
Die gegenwärtige Realität sieht leider ganz

anders aus. Über hunderttausend Frauen
entscheiden sich Jahr für Jahr in Deutsch-
land anders. Teilweise vomPartner undUm-

feld in schwierigen Situationen gedrängt,
teilweise aus einer falschen Glorifizierung
und Umdeutung zu einem Frauenrecht he-
raus. Zuletzt forderten etwa einige Grünen-
politiker, die Bereitschaft zur Abtreibung von
Ärzten bei der Einstellung in Unikliniken zu
prüfen, damit auch zukünftig dieses „Frauen-
recht“ gewährleistet sei.
Wie kannman dembegegnen? Immer und

immer wieder Werbung für das menschliche
Leben machen. Frauen und auch Männer
unterstützen, die in einer schwierigen Situa-
tion ein Kind erwarten. Oder sich einfach
nur mit den Eltern über den Nachwuchs
freuen.
Im letzten Jahr gab es ein sehr bewegen-

des Zeugnis einerMutter, diemit ihrem klei-
nen Kind an der Tour teilnahm. In der
Schwangerschaft standen die Zeichen auf
Abtreibung, doch kam alles anders. Jetzt ist
sie sehr dankbar, dass sie ihr Kind hat.
So kann der Einsatz für das Leben, ob un-

geboren, krank oder alt, auch ein Werk sein,
wie es von den Christen im Jakobusbrief ge-
fordert ist (vgl. Jak 2, 14–17). Jesus mahnt
uns imMatthäusevangelium, das Licht nicht
unter den Scheffel zu stellen, sondern an-
hand der sichtbaren guten Taten Anlass zu
geben, den Vater imHimmel zu preisen. Da-
mit ist der Einsatz für das Leben auch ein
Stück weit Mission.
Der Autor, 19, ist Landesverantwort-
licher für den Schweizer Teil der Pro-
Life-Tour

„Über hundert-
tausend Frauen
entscheiden sich
Jahr für Jahr in
Deutschland für
eine Abtreibung,
teilweise von
Partner und
Umfeld
gedrängt.“

HINTERGRUND

Der Zugang zu solider Gesundheits-
versorgung und wichtigen Medika-
menten als universales Menschen-
recht müsse nach Aussage eines Vati-
kan-Dokuments effektiver umgesetzt
werden. Dies gelte insbesondere für
einen möglichen Impfstoff gegen Co-
vid-19, heißt es in einem Text, den die
Päpstliche Akademie für das Leben
am 22. Juli veröffentlichte. „Einzig zu
akzeptierendes Ziel“ bei der Entwick-
lung eines Impfstoffs sei es, dass „aus-
nahmslos alle Zugang dazu erhalten“.
Dabei kritisierte die Akademie die
„Engstirnigkeit nationaler Eigeninte-
ressen“ und forderte in der Folge der
Covid-Pandemie mehr internationale
Kooperation. Mit dem achtseitigen
Schreiben „Die menschliche Gemein-
schaft im Pandemie-Zeitalter“ be-
nennt das Gremium Lektionen aus der
bisherigen Pandemie und skizziert
ethische und politische Forderungen.
Zu den Lektionen gehören demnach
Einsicht in die „Zerbrechlichkeit und
Endlichkeit“ menschlichen Lebens wie
auch das „Ende des Traums mensch-
licher Autonomie“. Die Corona-Pan-
demie habe gezeigt, wie wichtig und
schwierig es sei, das Gemeinwohl öf-
fentlicher Gesundheitsversorgung mit
wirtschaftlichen Interessen abzuwä-
gen. Erstere habe vielfach nur auf-
recht erhalten werden können durch
die „beeindruckende Opferbereitschaft
von Ärzten und Pflegekräften“.
So vielfältig Solidarität auf regionaler
Ebene oft sei, so wenig habe man ihr
international Beachtung geschenkt,
kritisierte die Akademie. Die Pande-
mie mache noch einmal deutlich, wel-
che ungerechten und unterdrückeri-
schen Strukturen in der Welt herrsch-
ten. DT/KNA
http://www.vatican.va/romanòcu-
ria/pontificalòacademies/acdlife/
documents/rcòpont-acdòli-
feòdocò20200722òhumanacomu-
nitas-erapandemiaòen.html

Über das Für und Wider von Schutzimpfungen gehen die Auffassungen unter
gläubigen Christen weit auseinander. Foto: dpa

Appell zurVorbeugung
Die Stellungnahme der englischen Bischöfe zur Coronaimpfung berührt Streitfrage V O N B A R B A R A S T Ü H L M E Y E R

A
ngesichts der für September oder
Oktober erwarteten Impfung
gegen das Coronavirus, den die
derzeit im Wettlauf um die Ent-

wicklung eines Impfstoffes führende Ox-
ford University bereitzustellen hofft, sind
die Debatten zwischen Gegnern und Befür-
wortern einer solchen Impfung auch im
Vereinigten Königreich wieder entflammt.
Unter Katholiken ist die Impfung hoch um-
stritten. DerGrund: Der von derUniversität
Oxford entwickelte Impfstoff basiert auf
einer Linie von Zellmaterial, das aus dem
Gewebe der Niere eines vermutlich 1972
abgetriebenen Babys stammt.
Das Bewusstsein für die extreme ethische

Bedenklichkeit solcher Impfungen wird in
Großbritannien durch die Lebensrechtsbe-
wegung Society for the Protection of Un-
born Children, SPUC, wachgehalten. Am
vergangenen Donnerstag haben die beiden
für Gesundheitsfürsorge und Lebensfragen
zuständigen Bischöfe PaulMason und John
Sherrington imNamen der katholischen Bi-
schöfe von England und Wales ein State-
ment veröffentlicht, das dazu aufruft, die
Impfung, sobald es möglich ist, wahrzuneh-
men, um gesundheitlich besonders gefähr-
dete Menschen zu schützen.
Die Stellungnahme von Bischof Mason

und Bischof Sherrington zur Verwendung
von Zellmaterial abgetriebener Babys in
Impfstoffen trifft dabei zwei wichtige
Unterscheidungen. Zum einen betrifft dies
die Differenzierung zwischen Impfungen,
die auf neuem Zellmaterial durch Abtrei-
bung getöteter Kinder besteht und den al-
ten Linien von Impfstoffen wie HEK 293,
der von der Universität von Oxford verwen-
det wird. Die Bischöfe ziehen hier den Ver-
gleich mit der Pockenimpfung. Um sie zu
entwickeln, wurde ein achtjähriger Junge
bewusst mit Pocken infiziert, ein Men-

schenversuch, der heute strikt verboten wä-
re und zu Recht als ethisch bedenklich ein-
gestuft wird. Dennoch wird der auf dieses
Vorgehen zurückgehende Impfstoff einge-
setzt und entfaltet eine segensreiche Wir-
kung.
Auf den Punkt gebracht: Die Bischöfe

verurteilen klar die Verwendung von Gewe-
be abgetriebener Föten, halten es aber bei
der HEK 293-Linie dennoch für verant-
wortbar, die daraus entwickelte Corona-
Impfung zu empfangen. Gleichzeitig be-
kräftigen Mason und Sherrington, dass
künftige Impfstoffe frei von menschlichem
Gewebe sein müssen und alle Anstrengun-
gen zu unternehmen sind, um dies zu er-
reichen. Sie berufen sich dabei auch auf ein
von der Päpstlichen Akademie der Wissen-
schaften im Jahr 2017 veröffentlichtes
Papier, dass feststellt: „Alle klinisch emp-
fohlenen Impfungen können in dem klaren
Bewusstsein verwendet werden, dass die
Nutzung solcher Impfungen in keiner Wei-

se eine Beteiligung mit willentlicher Abtrei-
bung beinhaltet.“ In diesemSinne haben die
Bischöfe auch an den Gesundheitsminister
geschrieben und gefordert, künftige Impf-
stoffe auf der Basis nichtmenschlichen Zell-
materials zu entwickeln.
Die Lebensrechtler von SPUC setzen wie

die Bischöfe auf ein differenziertes Vorge-
hen. Generelle Warnungen vor einer Teil-
nahme an der Impfung lehnen sie ab.
„SPUC vermittelt auf Fakten basierende
Informationen. Wir raten nicht dazu, Imp-
fungen wahrzunehmen oder abzulehnen“,
sagt Harriet Nabateregga von der Gesell-
schaft zum Schutz ungeborener Kinder in
London. Zugleich setzen die Lebensrechtler
darauf, durch stete Kommunikation der
Problemfelder ein Bewusstsein dafür zu
schaffen, dass es nicht richtig ist, Zelllinien
zu verwenden, die auf Abtreibungen zu-
rückgehen. „Bitte lassen Sie IhrenHausarzt
wissen, dass Sie ethische Bedenken haben,
mit einem Impfstoff geimpft zu werden, der

auf der Basis von Zellen entwickelt wurde,
die letztlich vomGewebe abgetriebener Ba-
bys stammen“, heißt es im Informations-
blatt von SPUC, und Harriet Nabateregga
fährt fort, dass die Patienten sich auch nicht
scheuen sollen, ihren Hausarzt zu motivie-
ren, einen Impfstoff ausfindig zu machen,
der auf der Basis von Pflanzen-, Tierzellen
oder einer zellfreien Methode entwickelt
worden ist und sich innerhalb des Gesund-
heitssystems oder auf politischer Ebene da-
für einzusetzen, dass die Entwicklung
ethisch akzeptabler Impfstoffe mit hohem
Tempo vorangetrieben wird.
Hinsichtlich des für die nahe Zukunft er-

hofften Impfstoffes gegen das Coronavirus
machen die katholischen Bischöfe Eng-
lands aber klar, dass ungeachtet des not-
wendigen Einsatzes für einenWandel in der
Entwicklung von Impfstoffen ethische Be-
denken gegen auf der Basis der HEK
293-Linie entwickelter Impfstoffe nicht da-
zu führen sollten, Menschenleben zu ge-
fährden. „Wenn eine schwangere Frau, bei-
spielsweise eine Lehrerin in einer Schule
mit nicht geimpften Kindern in Kontakt
kommt, würden ihr unfaire und komplexe
moralische Entscheidungen abverlangt,
einschließlich der, ob es sicher für sie und
ihr ungeborenes Kind ist, in der Schwanger-
schaft zu arbeiten“, heißt es im Statement
der katholischen Bischöfe von England und
Wales.
Das Fazit lautet also: Angesichts der Ge-

fährdungen vor allem gesundheitlich ange-
schlagener Menschen durch das Coronavi-
rus empfehlen die Bischöfe die Teilnahme
an der Impfung eindeutig, betonen aber wie
die Lebensrechtler von SPUC die Notwen-
digkeit weiteren Engagements für ethisch
vertretbare Impfstoffe, das sie durch ihr
Schreiben an den Gesundheitsminister
auch gleich selbst unter Beweis stellten.
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SONNTAGSLESUNG

„Ich bin da“
1 Könige 19,9–13a
Römer 9, 1–5
Matthäus 14,22–33
Zu den Lesungen des
19. Sonntags im
Jahreskreis
(Lesejahr A)

VON HARM KLUETING

Der Herr ist seiner
Kirche nahe, doch
manche Christen
scheinen das in
ihrem um sich selbst
kreisenden Aktivis-
mus mitunter zu
vergessen.

J
esus wandelt auf dem Wasser,
ohne zu versinken. Petrus will es
ihm nachtun, läuft auf das Wasser,
zunächst auch ohne zu versinken,

bis ihn Angst vor der Gewalt des Windes
erfasst und er versinkt. Jesus rettet ihn.
Matthäus berichtet, wie Jesus die Menge,
die seine Predigt gehört und die Speisung
der Fünftausend erlebt hat, nach Hause
schickt und die Jünger mit dem Boot an
das andere Ufer des Sees vorausfahren
lässt. Er will allein sein. Es gibt zwei an-
dere Stellen, an denen er sich in die Ein-
samkeit zurückzieht, um zu beten – vor
dem Beginn seiner öffentlichen Wirksam-
keit 40 Tage in die Wüste, vor der Ge-
fangennahme und Kreuzigung in den Gar-
ten Getsemani. So ist es auch hier: „Nach-
dem er sie weggeschickt hatte, stieg er auf
einen Berg, um in der Einsamkeit zu be-
ten.“ Das ist nicht einfach eine wundersam
ausgeschmückte Geschichte aus dem Le-
ben des Wanderpredigers aus Galiläa. Das
Boot mit den Jüngern steht für die Kirche.
Als das Boot in der Nacht schon weit vom
Land entfernt ist und „von den Wellen
hin- und hergeworfen“ wird, kommt Jesus
über das Wasser.
Die Erscheinung versetzt die Jünger in

Erschrecken. Jesus sagt: „Ich bin es, fürch-
tet euch nicht.“ Auf Griechisch heißt das:
„egō eimi“. Das kann man auch überset-
zen: „Ich bin da“. Der Herr ist seiner Kir-
che nahe und befreit sie aus der Angst, die
den Glauben hemmt. Das sehen wir an
Petrus. Er bittet Jesus, ihn über das Was-
ser zu ihm kommen zu lassen. „Jesus sag-
te: Komm! Da stieg Petrus aus dem Boot
und ging über das Wasser auf Jesus zu.“
Petrus hat den Glauben. Aber dann kommt
die Angst, die den Glauben hemmt: „Als er
aber sah, wie heftig der Wind war, bekam
er Angst und begann unterzugehen.“

U
nsere Kirche heute ist in Be-
drängnis, wie die Jünger in
dem Boot. Da gibt es die Hun-
derttausende, die ihr Jahr für

Jahr in dramatisch wachsender Zahl den
Rücken kehren. Da gibt es die leeren oder
schon aufgegebenen Gotteshäuser, die aus-
sterbenden Klostergemeinschaften, die
zahlreichen Missbrauchsfälle und den his-
torisch einmaligen Ansehensverlust von
Kirche und Klerus. Und was tun wir? Wir
verfassen Positionspapiere, Memoranden
und Resolutionen. Aber wir haben Angst,
verwandt mit der Trauer, an der Paulus
wegen des Unglaubens der Juden leidet,
die Angst, die den Glauben hemmt, wie
Petrus, als er sah, wie heftig der Wind war.
Dabei vergessen wir, dass der Herr auch
heute sein „egō eimi“ – „ich bin da“ –
spricht und uns damit herausruft aus der
Höhle auf den Berg, wie Elija.

Familie imFokus
ChristopherNeumaier unterschätzt denEinfluss derKirche auf dieKeimzelle derGesellschaft V O N M A N F R E D G E R W I N G

D
ie Corona-Pandemie zeigt die
Bedeutung der Familie. Ohne
Familie geht nichts. Die Eltern
müssen die Hauptlast tragen.

Sie müssen arbeiten, lehren, betreuen, er-
ziehen, alles zusammen. Und sie müssen
auch ein Ehe- und Familienleben führen,
eine Partnerschaft gestalten, darauf haben
sie ein Anrecht.
Warum aber die zentrale Bedeutung von

Ehe und Familie in unserer Gesellschaft oft
genug übersehen wird, hat seine geschicht-
lichen Gründe, von denen einige in der vor-
liegenden Studie genannt, analysiert und
reflektiert werden. Ihr Untersuchungs-
gegenstand ist die Familie im 20. Jahrhun-
dert in Deutschland.
Vorgegangen wird in chronologischer

Reihenfolge: die Familie im Kaiserreich, in
der Weimarer Republik, im Nationalsozia-
lismus, während der Aufbauphase in Ost-
und Westdeutschland der 50er Jahre, so-
dann die jeweils unterschiedlichen Ent-
wicklungen in den 60er, 70er und 80er
Jahren der beiden deutschen Staatsgebilde.
Argumentiert wird auf drei unterschiedli-

chen Ebenen: auf der Ebene der „diskursiv
verhandelten Ideale beziehungsweise Leit-
bilder“, der „sozialen Praktiken“ und
schließlich der „institutionellen Rahmun-
gen“. Somit werden, in Abbreviatur gespro-
chen, Theorie, Praxis und Institution in Re-
lation zueinander und in eine Auskunftsbe-
ziehung gebracht, die in der Tat erhellend
ist: Wann, wo, wie und wodurch veränderte
sich das Verständnis von Familie? Welche
Personen und soziale Gruppen waren im
Ringen um die Diskurshoheit über das, was
Familie ist und sein soll, beteiligt? Wer von
ihnen erlangte mit welchen Strategien und
aus welchen Gründen die Dominanz in die-
sem Konflikt?
Schon in der Kaiserzeit machten zwei

unterschiedliche Familienformen das Ren-
nen: die proletarische und die bürgerliche
Kernfamilie. Sie bestand idealtypisch in
beiden Variationen aus einem verheirateten
Ehepaar mit gemeinsamen Kindern. Doch
die sozialen Praktikenwichen erheblich von
diesen Familienmodellen ab. Die ärmlichen
Arbeiterfamilien lebten durchaus nicht
durchgehend als Kernfamilie. Sie konnten
sich keine eigene Wohnung leisten und
mussten oft genug sogenannte „Schlafgän-
ger“ aufnehmen. Überdies mussten wegen
des geringen Verdienstes ihrer Ehemänner
die Frauen in der Mehrzahl mitverdienen.
So waren die Frauen, wie der Verfasser re-
sümiert, dreifach belastet: durch Berufs-

arbeit, Haushaltsführung und Kindererzie-
hung. Politische Kräfte, vor allem sozialde-
mokratischer wie christlich-katholischer
Provenienz, versuchten, diese enorme phy-
sische wie psychische Belastung der Frau zu
mildern: durch Schaffung der Möglichkeit
zur Halbtagsarbeit und der Kinderbetreu-
ung in Kinderhort und Kindergarten.
Gleichwohl gab es Überlegungen, hier

grundsätzlicher anzusetzen und die wirt-
schaftlichen Kräfte zu motivieren, den
Arbeiter so zu entlohnen, dass er seine
Familie problemlos ernähren könne und
seine Frau nicht auch noch ins Erwerbsle-
ben treten müsse. Gerade Kirchenvertreter
und katholische Laien erkannten bemer-
kenswert früh in den faktischen wirtschaft-
lichen Verhältnissen nichts weniger als
einen Frontalangriff auf die Familie.
Hinzu kam, dass in Russland um das Jahr

1918 das Familienrecht so sehr verändert
wurde, dass hier Ehe und Familie in ihrer
Substanz getroffen wurden. „Der radikale
Bruch mit den christlichen Idealen von Ehe
und Familie verunsicherte insbesondere die
Vertreter des christlich-bürgerlichen Fami-
lienideals wie das katholische Zentrum. Sie
befürchteten, dass das sowjetische Fami-
lienideal auch in Deutschland etabliert wer-
de könnte.“
Allerdings hätte deutlicher herausge-

arbeitet werden dürfen, dass und warum
diese Befürchtung alles andere als nur ein
„Schreckgespenst“ war: In Russland wurde
nach der Oktoberrevolution 1917 die Fami-
lie zunächst abgeschafft. Erst über den leid-
vollen Weg menschenverachtender Erfah-
rung setzte sich auch hier die Erkenntnis
durch, dass ein Gemeinwesen ohneEhe und
Familie schlicht nicht lebensfähig sei. So
korrigierten die Marxisten-Leninisten in
den 30er Jahren ihre Ideologie immerhin
soweit, dass sie die Familie gesetzlich
wieder aufzuwerten versuchten. Dennoch
ist in der Verfassung der UdSSR von 1936
im X. Kapitel, überschrieben mit Grund-
rechte und Grundpflichten der Bürger, von
der Familie keine Rede. Was allerdings er-
wähnt wird, ist das besondere Verhältnis
zwischen Mutter und Kind. Es steht unter
dem besonderen „staatlichen Schutz“ (Art.
122).
Jedenfalls wurde in den 1920er Jahren,

wie der Verfasser im dritten Kapitel seiner
Studie sorgfältig herauszuarbeiten vermag,
allenthalben in Deutschland die „Krise“ der
Familie beschworen. Aufgrund rasanter ge-
sellschaftlicher Veränderungen sehnten
sich die einen in der öffentlichen Debatte

zurück zum Familienmodell des 19. Jahr-
hunderts, die anderen drangen darauf, sich
den gesellschaftlichen Bedingungen anzu-
passen und die Familie vonGrund auf zu re-
formieren. In beiden Extrempositionen
blieb die Einehe als Lebensmodell der nor-
mative Bezugspunkt und die Grundlage der
Familie. Anhand der Familie verhandelten
die Zeitgenossen das Verhältnis zwischen
Individuum, Gemeinschaft und Gesell-
schaft neu, wobei der Autor auf sozialisti-
scher und sozialdemokratischer Seite eine
größere Sensibilität für die emotionale Di-
mension der Eheleute feststellen zumüssen
meint. „Ehe und Familie wurde so ein
Eigenwert zugeschrieben, der aus gegensei-
tiger Zuneigung der Partner erwachse.“
Der Verfasser unterschätzt aber gründ-

lich den Einfluss der katholischen Kirche,
wenn er hier lediglich feststellt, dass sich
„selbst die katholische Kirche dieser Sicht-
weise nicht grundsätzlich verschloss“. Ich
darf daran erinnern: Es war nachweislich
die Lehre von der Sakramentalität der Ehe,
welche „die romantische Liebe“, die gegen-
seitige Zuneigung der Partner als Grundvo-
raussetzung für die Ehe förderte und gerade
so mithalf und mithilft, dass sich dieses
Ehemodell weltweit, selbst in nicht und
antichristlichen Gesellschaftsformationen
durchsetzt und so zum globalen Erfolgsmo-
dell avanciert. Nichts förderte so sehr den
Eigenwert der Ehe und Familie und die
Gleichwertigkeit der Ehepartner wie die
Lehre von der Sakramentalität der Ehe (vgl.
A. Angenendt: Ehe, Liebe und Sexualität im
Christentum, 2015).
Insofern lehnt gerade die katholische

Kirche auch keineswegs eine Veränderung
der innerfamilialen Rollenverteilung ab.
Durch die Sakramentalität der Ehe wird
zwischen Mann und Frau „ein neuartiges
asexuelles oder übersexuelles Band gestif-
tet, das demMann auch in der Ehe eine bis
dahin unbekannte Zurückhaltung auferlegt,
indes sich für die Frau aufgrund ihrer Son-
derbeziehung zum göttlichen Pol neue Frei-
heitsgrade auftun“ (P. Sloterdijk: NachGott,
2017). Jedenfalls drängte die katholische
Ehetheologie darauf, dass das gegenseitige
Ja zueinander, gesprochen am Altar bei der
Eheschließung, auch im Alltag Realität
werde. Die Ergebnisse neuerer Forschun-
gen des katholischen Ehe- und Familien-
verständnisses hätte gerade unter der Pers-
pektive gesellschaftlicher Relevanz sorgfäl-
tiger studiert werden dürfen. Hier verliert
sich der Verfasser leider allzu oft in wissen-
schaftlich längst überholten Klischeevor-

stellungen. Im Blick auf die 80er Jahre in
Deutschland kann in der Tat von einer Re-
konfiguration der Ideale „Familie“ und
„Partnerschaft“ gesprochen werden. Im Be-
reich der katholischen Kirche war es vor al-
lem Papst Johannes Paul II., der hier neue
Maßstäbe setzte, das personale Verständnis
von Ehe und Familie forcierte und weltweit
bekannt zu machen suchte (vgl. „Familiaris
consortio“, der Brief des Papstes an die
Familie und nicht zuletzt die berühmten
Mittwochskatechesen von 1979–1984 et
cetera).
Gleichzeitig aber gelang es vornehmlich

sozialliberalen und zunehmend auch sozial-
grünen Kräften in Deutschland, das christ-
lich-bürgerliche Familienverständnis über
den Weg der Akzentuierung der Eltern-
Kind-Beziehung aufzubrechen. Unter dem
simplifizierendenMotto: „Familie ist da, wo
Kinder sind“, etablierten sich weitere Fami-
lienformen. Alleinerziehende Mütter sowie
unverheiratete Paare mit ihren Kindern er-
langten allmählich den Status einer Familie,
„wenngleich Letzteren die rechtliche und
weitgehend auch die soziale Akzeptanz bis
über die 1980er Jahre hinaus verwehrt
blieb“.

F
amiliale Lebensformen entstan-
den jenseits der ehelichen Le-
bensgemeinschaft. Sie legen die
Grundlagen für die weitere Ent-

wicklung, die nach dem Fall der Mauer
zwar angedeutet, aber nicht ausgeleuchtet
wird. Der Ausbau der Kitas, Kinderkrippen,
Kindergärten und Kinderhorte nach dem
Vorbild der DDR wurde in Gesamtdeutsch-
land übernommen, während die Mütter-
und Väterrollen im Zuge der Modernisie-
rung der CDU zwischen 2002 und 2005
berufsfit dergestalt umgeschrieben wurden,
dass der Arbeitsmarkt floriert, dasWohl der
Kinder aber weitgehend unbeachtet blieb.
Die Studie arbeitet aus zeitgeschichtli-

cher Perspektive die exzeptionelle Bedeu-
tung der Familie heraus, erörtert aber auch
luzid, wie fragil und fluid sie in Deutschland
ist. Sie muss auf der gesellschaftlichen wie
der privat-individuellen Ebene stets neu
verhandelt werden. Christen sollten sich in
diesen gesellschaftlichen Diskurs stärker
einbringen. Sie haben gute Argumente.
Neumaier, Christopher: Familie im
20. Jahrhundert. Konflikte um Ideale,
Politiken und Praktiken. Berlin/Boston
2019 (Wertewandel im 20. Jahrhun-
dert Bd. 6), ISBN 978-3-11064677-1,
EUR 84,95

Das Engagement der Christen zeigt sich wie bei dieser Demonstration darin, dass der Familienbegriff sich an der Schöpfungsordnung orientiert. Foto: dpa
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10. August: Der Wochenheilige
Der selige Franciszek Drzewieki

VON CLAUDIA KOCK

In Simmern im Westerwald liegt das Gäs-
te- und Tagungshaus „Berg Moriah“ des
Schönstatt-Instituts Diözesanpriester.
Dort steht der Altar aus dem „Pfarrer-
block“ des Konzentrationslagers Dachau,
an dem gefangene Priester ab Januar 1941
die heilige Messe feierten. Insgesamt
2579 katholische Priester waren in
Dachau inhaftiert, darunter 1780 Polen.
Täglich durfte jedoch nur ein Priester ze-
lebrieren, und zum Austeilen der Kommu-
nion war kaum Zeit, so dass die meisten
nur selten die Kommunion empfangen
konnten. Ein Überlebender, der spätere
Weihbischof von Włocławek, Franciszek

Korszynski, erinnerte sich, dass deshalb
„eine einmalige Praxis eingeführt wurde,
die es wahrscheinlich noch nie in unserer
Kirche gab: Die mitfeiernden Priester ver-
steckten in ihren gefalteten Händen zwei
bis drei Hostien, die bei der Wandlung
mitkonsekriert wurden. So konnten alle
Priester aus eigener Hand kommunizieren
und anderen Nichtpriestern die Hostie
reichen. Wir hatten ein bisschen Angst,
wir waren uns nicht sicher, ob das den li-
turgischen Vorschriften unserer Kirche
entsprach. Aber der Hunger und die Sehn-
sucht nach der heiligen Kommunion wa-
ren sehr groß und wir waren glücklich, den
Heiland so empfangen zu dürfen.“
Ab dem 19. September 1941 durften nur
noch deutsche Priester die Kapelle betre-
ten; die Polen wurden ausgeschlossen. Fast
die Hälfte von ihnen – 868 polnische
Priester – überlebten die Lagerhaft nicht,
darunter der selige Franciszek Drzewieki,
einer der 108 polnischen Märtyrer des

Zweiten Weltkriegs, die 1999 von Papst
Johannes Paul II. seliggesprochen wurden.
Er trug während der Lagerhaft immer eine
geweihte Hostie in einer kleinen Kapsel
bei sich und lebte so in ständiger Anbetung.
Franciszek Drzewieki gehörte zur Kongre-
gation der „Söhne der Göttlichen Vorse-
hung“, deren Gymnasium der am 26. Feb-
ruar 1908 im polnischen Zduny geborene
Bauernsohn besuchte. 1934 legte er die
ewige Profess in die Hände des Ordens-
gründers, des heiligen Luigi Orione, ab. Er
studierte Theologie in Venedig und wurde
1936 zum Priester geweiht.
Zunächst war er als Religionslehrer an
seinem alten Gymnasium in Zdunska Wo-
la tätig und wechselte zwei Jahre später an
ein Institut in Włocławek für behinderte
und psychisch kranke Menschen.
Am 1. September 1939 überfielen deutsche
Truppen Polen; zwei Monate später wurde
Pater Franciszek zusammen mit 43 wei-
teren Priestern verhaftet und am 14. De-

zember 1940 in das Konzentrationslager
Dachau eingeliefert. Hier verrichtete er
harte Arbeit auf einer Plantage – in eisiger
Kälte ebenso wie in der prallen Sonne,
ohne angemessene Bekleidung und Ver-
pflegung. Trotz der unmenschlichen Le-
bensumstände behielt er sein freundliches
Wesen. Ein Mitgefangener sagte später
über ihn: „Franciszek war ein Mann des
Enthusiasmus, ein guter Priester, ein
frommer Mann im wahrsten Sinne des
Wortes, ein besorgter Freund. Er war fröh-
lich und bescheiden. In seiner Demut ver-
barg sich seine Größe. Er klagte nie, er er-
trug alle Demütigungen heldenhaft und
sprach nie negativ über seine Verfolger.“
Im Sommer 1942 war Pater Franciszek
am Ende seiner Kräfte: Er konnte einige
Gliedmaßen, die im Winter erfroren wa-
ren, nicht mehr bewegen, war erschöpft
und ausgemergelt. In diesem erbärmlichen
Zustand wurde er ausgesondert und am
10. August zusammen mit anderen Invali-

den nach Schloss Hartheim in Österreich
transportiert, um dort ermordet zu wer-
den. Vor dem Abtransport am frühen Mor-
gen konnte er mit letzter Kraft an das
Fenster der Baracke eines mitgefangenen
Priesters klopfen, der später berichtete:
„Ich sprang aus dem Bett und lief zum
Fenster und hörte: ,Joziu lebe wohl. Wir
fahren fort!‘ Ich war erschrocken und
konnte kein einziges Wort des Schmerzes
aussprechen. Dann sagte er: ,Joziu leide
nicht. Heute wir, morgen du.‘ Und mit
großer Ruhe sagte er noch: Wir gehen weg
… aber als Polen opfern wir unser Leben
Gott, für die Kirche und die Heimat.‘ Das
waren sein letzten Worte.“
Pater Franciszek, der von einem weiteren
Mitgefangenen als „eine wunderschöne
demütige, bescheidene und fröhliche Per-
sönlichkeit, deren ,Helligkeit‘ nicht den
geringsten Verrat zugelassen hat“ be-
schrieben wurde, starb wahrscheinlich am
13. August 1942 qualvoll in der Gaskammer.

Mit dem heiligen Josef und Gleichgesinnten im Glauben unterwegs: Sebastian Haberl. Foto: Privat

Wie - du bist gläubig?
Wie ich meinen Weg von der evangelische Kirche zum katholischen Glauben fand V O N S E B A S T I A N H A B E R L

W
arum das denn? Ist es nicht
paradox, dass man in der
heutigen Gesellschaft ge-
fragt wird, warum man an

Gott glaubt? Es ist fast schon sowie die Fra-
ge, warumman keinen Alkohol trinkt. Es ist
doch eine verkehrte Welt, in der man sich
rechtfertigen muss, warum man dem Guten
und Wahren folgt und „beweisen“ muss,
dass dieser Weg richtig ist. Doch der Reihe
nach: Wie wird man in der heutigen Zeit
eigentlich zum Christen?
Für mich hat diese Frage in meiner Ju-

gend keine allzu große Rolle gespielt. Ich
wuchs in einem soliden und funktionieren-
den Elternhaus mit zwei älteren Geschwis-
tern in Westmittelfranken auf. Mein Vater
ist Katholik, meine Mutter evangelisch, wir
Kinder wurden allesamt evangelisch ge-
tauft. Religion spielte bei uns nicht wirklich
eine Rolle, an Weihnachten ging man in die
Kirche – das gehört sich so –, ansonsten war
die Kirche eine Sache, welche man sich auf
Reisen einmal anschaute. Man unterschied
sehr zwischen der Institution Kirche – wel-
che abgelehnt wurde – und dem Glauben –
den man ja problemlos zu Hause „leben“
konnte.
Trotzdem bin ich meinen Eltern sehr

dankbar für solide Wertevorstellungen und
einen elementaren Zugang zu Gott. Gott
hatte zu diesem Zeitpunkt jedoch kaum
eine Rolle inmeinemLeben gespielt. Ledig-
lich der Gedanke, dass mich jemand auf
meinem Lebensweg führt und nicht alles
Zufall ist, war präsent. Ansonsten ging ich
wohl den typischen Weg eines evangeli-
schen Jugendlichen.
Mit dreizehn Jahren wurde ich konfir-

miert – denn es gehörte sich so – und man
konnte das geschenkte Geld gut für ein
Fahrrad gebrauchen. Ansonsten interes-
sierten mich vor allem meine Freunde, Rei-
sen, Sport, Musik und Mädchen.
Das Ganze änderte sich erst, als ich zum

Studium nach Würzburg kam. Gerade am
Anfang des Studiums lernt man viele Leute
kennen und merkt sehr schnell, mit wem
man kompatibel ist und woraus sich eine
Freundschaft entwickeln könnte. So lernte
ich meinen besten Freund kennen, jemand
der mich vot allem durch seine Persönlich-
keit und seinen gefestigten Glauben über-
zeugte. Da wir zu Beginn unseres Studiums
beide Mathematik und Sport auf Lehramt
studierten – er wechselte dann von Mathe
zu Theologie – sahen wir uns so gut wie je-

den Tag und kamen sehr schnell in ausführ-
liche Diskussionen über tiefgründige The-
men, allen voran der Glaube.
Ich merkte sehr schnell, dass ich prinzi-

piell offen war für einen lebendigen Glau-
ben und mich auch sehr danach sehnte. Das
generelle Problem dabei ist jedoch, ob man
jemanden trifft, der einem diesen Weg zei-
gen kann. Ichwar anfangs einewirklich har-

te Nuss und er investierte Jahre voller Dis-
kussionen, um mich davon zu überzeugen,
dass nur einWeg zumHeil führen kann: ein
Weg mit Gott, ein Weg hin zu Gott. Er-
schwerend kamen meine recht liberale Ein-
stellungen zu wichtigen Themen wie Se-
xualität – es ist ja „normal“ in der heutigen
Gesellschaft, dass es hier scheinbar keine
Tabus mehr gibt – und meine damalige

Freundin hinzu, welche den Glauben sehr
ablehnte.
Mich lies jedoch dieses Thema nicht los,

da ich dasGlück hatte, immermehr sehr be-
merkenswerte Menschen treffen zu dürfen,
mit denen mich tiefe Freundschaften ver-
binden. All diese haben eines gemeinsam:
Sie sind tief katholisch und leben diesen
Glauben auch nach außen, indem sie als

Vorbild vorneweg gehen, für ihre Sache ein-
treten und den katholischen Glauben von
ganzem Herzen verteidigen. So ließ ich
mich immer mehr auf die Sache ein, ver-
brachte viel Zeit mit diesen Menschen,
führte viele tiefgründige Gespräche und in-
tensivierte mein persönliches Gebet. Der
entscheidende Punkt war schließlich der
Schritt, aktiv in die heilige Messe zu gehen
und Pfadfinder zu werden: All die Beschrie-
benen sind ebenfalls katholische Pfadfin-
der). Nach einigen Pfadfinderaktionen
stand für mich fest, dass ich auf diesemWeg
Jesus nachfolgen möchte. Ich vertiefte
durch regelmäßige Katechesen und gele-
gentlichem Bibellesen mein Glaubenswis-
sen und so führte Gott mich zum einzig
konsequenten Schritt: Ich möchte katho-
lisch werden.
Leichter gesagt als getan: Aus meiner

eigenen Erfahrung ist es deutlich einfacher,
aus der Kirche auszutreten als einzutreten.
Ein Grund dafür war mit Sicherheit, dass
ich meine Erstkommunion, Firmung und
Aufnahme in die katholischeKirche nicht in
einer anonymen Messe mit anderen Firm-
lingen machen wollte, sondern in einem
persönlichen Rahmen mit all meinen
Freunden und Wegbegleitern auf diesem
Weg. In der Osternacht 2019 konnte ich
diesen so unendlich wichtigen Schritt
endlich gehen und am wichtigsten Fest der
katholischen Kirche meinen Schritt zur
Nachfolge Christi gehen.

W
as kann ich nun jemandem
mitgeben, dem es ähnlich
ergeht wie mir? Wenn man
spürt, dass der eingeschla-

geneWeg ohneGott nicht ans Ziel führt und
man etwas ändern möchte? Wenn man
seine Beziehung zu Jesus intensivieren
möchte und nicht weiß wie? Das ist in der
Tat eine sehr, sehr schwierige Sache für je-
mand „noch-nicht“ Gläubigen. Eine Sache
ist dafür unabdingbar: Der Glaube ist eine
Entscheidung, kein Gefühl! Und nur, wer
eine klare Entscheidung trifft und sich bin-
det, kann wirklich frei werden! Und von ele-
mentarer Bedeutung sind die richtigen
Wegbegleiter: Freunde und eine Gemein-
schaft, welche einen an der Hand nehmen
können und immer neue Impulse auf den
neu eingeschlagenen Weg mitgeben kön-
nen.
Der Autor ist 30 Jahre alt und arbei-
tet als Gymnasiallehrer in St. Ottilien.
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EXERCIT IUM

Bewahren oder erneuern?
Die Inhalte des Glau-
bens müssen in Sprache
und Denken der Zeit
übersetzt werden. Doch
wer entscheidet über
die Gültigkeit einer
Interpretation? Josef
Piepers Antwort klingt
anstößig für heutige
Ohren.

VON BERTHOLD WALD

Bewahren oder Erneuern? Derzeit ist viel
von Erneuerung die Rede, innerhalb wie
außerhalb der Kirche, oft genug im Sinn
eines entweder – oder. Dabei kann Erneue-
rung sehr Verschiedenes bedeuten. Die
Spannweite reicht von der längst fälligen
Ablösung des Althergebrachten durch das
Zeitgemäße bis hin zur Bewahrung von Be-
wahrenswertem durch Erneuerung. Die
Frage, ob Erneuerung notwendig und sinn-
voll ist, kann darum nicht unabhängig von
der Vorfrage beantwortet werden, was
eigentlich einer Erneuerung bedarf und in
welchem Sinn.
Josef Pieper hat sich zeitlebens mit diesen
Fragen befasst. Neben vielen kleineren Bei-
trägen sind vor allem zwei grundlegende
Schriften zu nennen: „Überlieferung. Be-
griff und Anspruch“ (1970) und „Was heißt
Interpretation?“ (1979). Das Grundprob-
lem wird schon deutlich in den frühen „Be-
merkungen über die Missionssituation der
Kirche in Deutschland“ (1935). Darin stellt

Pieper nüchtern fest, „dass die lehrende
Kirche heute große Teile des Volkes nicht
erreicht, weil sie eine Sprache spricht, die
jenen Volksteilen faktisch nicht verständ-
lich ist“. Die Gegenwärtig-Haltung „christ-
licher Wahrheit“ geschieht dabei immer
durch Interpretation und Übersetzung in
Sprache und Denken der jeweiligen Zeit.
Interpretation bedeutet Erneuerung des
Zugangs zur Wahrheit ohne Veränderung
ihres Gehalts.
Doch wer entscheidet über die Gültigkeit
einer Interpretation? – Gibt es einen „end-
gültig legitimierten Interpreten“ des über-
lieferten Glaubens der Kirche, und wer wä-
re das: eine Mehrheit von theologischen
Experten, eine synodale Versammlung von
Laien undBischöfen?Undwas ist derMaß-
stab zur Beurteilung angemessener Inter-
pretation: die Konformität zur wissen-
schaftlichen Bibelauslegung, zu kirchlichen
und gesellschaftlichen „Erwartungen“?
Piepers Antwort klingt anstößig, ist aber
gut begründet: Weder die Wissenschaft
noch die Theologie als solche, sondern al-

lein die „große Theologie“ und die „als sie
selber sprechende Kirche“ kommen hier in
Betracht. Theologie ist zu allen Zeiten dann
„groß“ gewesen, wenn sie bei einem
Höchstmaß an Vernunfteinsicht den Boden
der lehrenden Kirche nicht verlassen hat.
Maßgeblich für einen klärenden Disput
heute sind darum weder der „Geist des
Konzils“ noch der Verweis auf die „Zeichen
der Zeit“, sondern nur die Konzilsdoku-
mente selbst in Verbindung mit dem, was
die Kirche immer schon „als ecclesia orans
durch ihr kultisch-sakramentliches Tun
und Leben selber sagt“. „Im Heute glau-
ben“ kann nur heißen, den Glauben so wei-
terzugeben, dass derWahrheitskern bei der
Übersetzung in Sprache und Denken unse-
rer Zeit unverändert derselbe bleibt.
Doch warum ist Wahrung der Identität so
wichtig? Sie wäre es nicht, wenn es sich da-
bei um „eine Weitergabe von ,Errungen-
schaften‘ handeln würde, die sich als etwas
Selbsterworbenes im Laufe der Geschichte
angesammelt haben könnten“. Wenn der
Glaube etwas Empfangenes ist, dann ist

auch die Weitergabe des Glaubens nur
denkbar als „Weitergabe von etwas Emp-
fangenem, damit es wiederum empfangen
und weitergegeben werde“. Die Identität
ist hier das Entscheidende, weil nicht wir
selbst, sondern Gottes Wort in Jesus
Christus die alleinige Quelle des Glau-
bens ist, und weil dieser heilsnotwendige
Glaube alle künftigen Generationen nur
dann erreichen kann, wenn er unver-
fälscht durch die Zeit hindurch derselbe
bleibt. Heilige Überlieferung hat es von
Ursprung und Inhalt her mit göttlicher
und nicht mit menschlicher Wahrheit zu
tun. Und zu Schaden kommen kann nicht
allein, wer „das Hinzulernen versäumt“
und „den Anschluss verpasst“, sondern
auch, wer „etwas Unentbehrliches ver-
gisst und verliert“.
Wenn das Überlieferte wirklich gültig
und unentbehrlich ist, dann kann es hier
die Alternative „bewahren oder erneuern“
sinnvollerweise nicht geben. Notwendig
und angemessen ist beides zugleich: be-
wahren und erneuern.

Griff mit „Humani generis“ in den theologischen Streit der
Zeit ein: Pius XII.

Erst verlor er die Lehrerlaubnis, später wurde er Kardinal:
Henri de Lubac. Fotos: KNA

Päpstliche Stoppschilder
Vor 70 Jahren
erschien die En-
zyklika „Huma-
ni generis“ Pius’
XII. Zustande-
kommen und
Folgen lesen
sich wie ein
Theologenkrimi
V O N S T E FA N H A R T M A N N

G
enau in der Mitte des 20. Jahr-
hunderts veröffentlichte Papst
Pius XII. zwei Monate vor der
Verkündigung des Dogmas von

der Aufnahme Mariens in den Himmel am
12. August 1950 die Enzyklika „Humani
generis“. Sie wendet sich an alle Bischöfe
und Patriarchen in Gemeinschaft mit dem
Apostolischen Stuhl und will „über einige
falsche Ansichten, die die Grundlagen der
katholischen Lehre zu untergraben suchen“
informieren. Es werden im Text keine
Theologen namentlich verurteilt, das ge-
schah schon kurz zuvor im „Blitzschlag von
Fourvière“, bei dem fünf Jesuiten, darunter
Henri Bouillard und der spätere Kardinal
Henri de Lubac (1896–1991), wegen angeb-
licher Irrlehren die kirchliche Lehrbefugnis
entzogen wurde. Diese wurden gebrand-
markt als Vertreter einer der Kirchenlehre
widersprechenden „neuen Theologie“
(„nouvelle théologie“), die vor allem mit de
Lubacs gnadentheologischem Werk „Sur-
naturel“ (1946) verbunden wird, in dem in
Anknüpfung an Maurice Blondel die neu-
scholastische Lehre einer „reinen Natur“
ohne direkten Gnadenbezug hinterfragt
wurde.
Es ist ein theologiegeschichtlicher Krimi,

der sich in diesen Auseinandersetzungen
zwischen Protagonisten verschiedener
Schulen theologischen Denkens abgespielt
hat. „Humani generis“ steht einerseits in
der Tradition eines Antimodernismus, wozu
die Enzyklika „Pascendi“ Papst Pius‘ X.
zählte, andererseits knüpft sie an die lehr-
amtliche Festlegung auf ein thomistisches

Denken seit Papst Leo XIII. an. Die Gedan-
ken der Enzyklika prägten auch die kurialen
Vorbereitungsschemata zum Zweiten Vati-
kanischen Konzil, die aber, was etwa die
„zwei Offenbarungsquellen“ von Schrift
und Tradition betraf, von denKonzilsvätern
nicht übernommen wurden. Daran hat, wie
die neue Biografie von Peter Seewald deut-
lich aufzeigt, der damalige Peritus Joseph
Ratzinger maßgeblich mitgewirkt.
Zur Vorgeschichte der Enzyklika gehören

theologische Entwicklungen in Deutsch-
land und Frankreich. Mit dem Modernis-
mus-Experten Otto Weiß ist festzuhalten,
dass es trotz integralistischer Polemiken
keine „direkte Kausalverbindung“ zwischen
demModernismus und den in der Enzykli-
ka inkriminierten Theologien gab. In
Deutschland hat sich 1943 der Freiburger
Erzbischof Conrad Gröber mit „17 Beunru-
higungen“ gegen neue theologische Ten-
denzen gewandt, etwa die Innsbrucker Ver-
kündigungstheologie, die mit den Namen
der Jesuiten Josef Andreas Jungmann,
Hugo und Karl Rahner verbunden war, und
die Mysterientheologie des Maria Laacher
Benediktiners Odo Casel. Karl Rahner ant-

wortete darauf in einem „Wiener Memo-
randum“. In Frankreich waren es zunächst
die Dominikaner Marie-Dominique Chenu
und Yves Congar aus der Schule „Le Saul-
choir“, die unter den Druck des römischen
Lehramtes gerieten, dann die bereits er-
wähnten Jesuiten in Lyon-Fourvières.Wäh-
rend in früheren Zeiten Dominikaner und
Jesuiten ihren „Gnadenstreit“ gegeneinan-
der führten und der Papst beiden verbot,
den anderen zu verurteilen, gab es jetzt in-
nerhalb der beiden Orden gegensätzliche
Positionen. Gegen Le Saulchoir stand das
Angelicum, gegen Fourvières auch die Gre-
goriana.
Die harten Wortführer des thomistischen

Integralismus der päpstlichen Hochschulen
waren die Patres Reginald Garrigou-La-
grange OP mit dem Aufsatz „La théologie
nouvelle: ou va-t-elle?“ (Angelicum 1946)
und Charles Boyer SJ mit „Nature pure et
surnaturel dans le ,Surnaturel‘ du P. de
Lubac“ (Gregorianum 1947). Eine Rolle
spielte im Hintergrund auch die jeweilige
Nähe oder Distanz zur Résistance und zur
Vichy-Regierung. Allen Protagonisten ging
es trotz manchmal verletzender Polemiken

um die Wahrheit des Glaubens. Sie waren
säkularisierten Theologen der Gegenwart
weit voraus.

D
er Text der Enzyklika Pius‘
XII. richtet sich gegen eine
falsche Entwicklungslehre,
die alles, was absolut, fest und

unveränderlich ist, leugnet und die Abge-
schlossenheit der Offenbarung übersieht.
Abgelehnt wird eine „neue Philosophie“, die
„in der Auseinandersetzung mit dem ,Idea-
lismus‘, dem ,Immanentismus‘ und dem
,Pragmatismus‘ steht und denNamen ,Exis-
tenzialismus‘ erhalten hat“. Die Anspielung
auf den damals populären Jean Paul Sartre
ist offensichtlich. Weiter wird ein „Histori-
zismus“, „Irenismus“ und dogmatischer
„Relativismus“ abgelehnt. An der gewohn-
ten theologischen Terminologie und an der
Autorität des Lehramtes soll festgehalten
werden. Das Studium der Quellen darf
nicht derWillkür von Philologen und einem
rein geschichtlichen Denken Raum geben.
Die Evolutionslehre, sofern sie sich auf den
Ursprung des menschlichen Leibes bezieht,
wird nicht verboten, wohl aber der Poly-

genismus, der die Abstammung der Men-
schen von einem einzelnen Adam ablehnt.
Dieser naturwissenschaftlich unhaltbare

„Monogenismus“ wurde im Zweiten Vati-
kanum und im Weltkatechismus (1992)
nicht wiederholt, systematische und bibli-
sche Theologie muss aber an der Einheit
des Menschengeschlechts nicht nur in
Christus, sondern auch in Adam festhalten.
Die Evolutionsgedanken des bekannten Je-
suiten Pierre Teilhard de Chardin spricht
die Enzyklika wohl aus Furcht vor einem
neuen „Fall Galilei“ nicht an, wohl aber in-
direkt seinen Freund Henri de Lubac: „An-
dere machen die wahre Gnadenhaftigkeit
der übernatürlichen Ordnung zunichte, da
sie behaupten, Gott könne keine vernunft-
begabten Wesen schaffen, ohne diese auf
die seligmachende Schau hinzuordnen und
dazu zu berufen.“ De Lubac hat jedoch nie
Spekulationen über Gottes Können ange-
stellt und sah sich ganz konform mit Tho-
mas von Aquin und seiner Lehre von der
natürlichen Sehnsucht nach der Gottes-
schau („desiderium naturale in visionem
Dei“).
Den Gegnern de Lubacs und der „nou-

velle théologie“ war die Enzyklika in der Tat
zu wenig deutlich. „Sie enthält keine Vertei-
digung der Theorie von der ,reinen Natur‘.“
so Rudolf Voderholzer in seiner de Lubac-
Biografie. Der dennoch Ausgegrenzte zog
sich zurück nach Paris und erfuhr Häme,
aber auch Ermutigung, etwa von Msgr.
Montini, dem späteren Papst Paul VI., und
Freunden wie Hans Urs von Balthasar, auf
dessen 45. Geburtstag die Enzyklika zufäl-
lig datiert war. Bis zu seiner Rehabilitierung
mit der Ernennung zum Konzilstheologen
durch Papst Johannes XXIII. arbeitete de
Lubac im Stillen weiter. Nach der Kardi-
nalserhebung (1983) galt er nun den Pro-
gressisten um Hans Küng als zu „konserva-
tiv“, andere sehen ihn als „Newman des 20.
Jahrhunderts“.
Bleibend lässt sich mit dem Italiener

Tommaso Ricci sagen: „Wenn sie auch heu-
te kein großes Ansehen genießt, gehört die
Enzyklika „Humani generis“ dennoch un-
gekürzt zur kirchlichen Tradition, in deren
Licht das letzte Konzil zu lesen ist“ (30 Ta-
ge, 1992). Sie hat indirekt durch die vorzüg-
liche Haltung der von ihr Kritisierten die
Dominanz eines integralistisch-thomisti-
schen Denkens schließlich beendet. Blei-
bende Mahnung der Enzyklika ist, sich der
Geschöpflichkeit des Menschen und des
„Primats der Vorgabe der Offenbarung“
(M.-Dominique Chenu) in Glauben und
Kirche stets bewusst zu bleiben.
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Ein Gespenst geht um in der katholischen Kirche
Deutschlands: das Gespenst des „Retrokatholizis-
mus“. Seit einigen Jahren ist in den Kreisen der
akademischen Theologie, der kirchlichen Gremien
und Verbände eine wachsende Irritation über das
zunehmende Interesse gerade jüngerer Katholiken

an Frömmigkeitsformen zu beobachten, die die sogenannte „Kon-
zilsgeneration“ vermeintlich „überwunden“ hatte – wie etwa Beich-
te, Mundkommunion oder eucharistische Anbetung. In der Coro-
na-Krise scheint sich dieser Trend verstärkt zu haben – zumindest
in der Wahrnehmung seiner Kritiker. So äußerte etwa die Erfurter
Dogmatikerin Julia Knop ihr Unbehagen gegenüber „Einzelkommu-
nionen außerhalb der privatim zelebrierten Messe“, „Sakramentspro-
zessionen durch leere Straßen“, der „Weihe ganzer Bistümer an das
Herz der Gottesmutter“ sowie „Generalabsolutionen und Ablässe[n]
im Jahr 2020“. Unter (ihrem Selbstverständnis nach) „progressiven“
Kräften innerhalb der Kirche grassiert, wie es scheint, die Angst vor
der Wiederkehr einer totgeglaubten Volksfrömmigkeit, die wie Nicole
Kidman in Alejandro Amanábars Horrorfilm „The Others“ durch die
Gänge eines alten Hauses schleicht, das längst von Anderen bewohnt
wird. Allerdings besteht die Pointe dieses Films gerade darin, dass aus
der Sicht der Hauptfigur – die wohl nicht zufällig eine strenggläubi-
ge, traditionelle Katholikin ist – die neuen Bewohner des Hauses die
Gespenster sind; und sie zeigt sich entschlossen, mit ihren Kindern in
dem Haus auszuharren, von dem sie überzeugt ist, dass es nach wie
vor ihr gehört.

Dass ein Aufschwung traditioneller Frömmigkeitspraktiken der-
artige Abwehrreaktionen auslöst, lässt erkennen, dass dadurch ein
scheinbar fest etabliertes Narrativ über Fortschritt und Zukunftsfä-
higkeit in der Kirche infrage gestellt zu werden droht. Dass das Mo-
dell „Volkskirche“ – das in seiner Blütezeit wesentlich davon lebte,

dass die Kirchenmitgliedschaft und auch ein gewisses Mindestmaß
an aktiver Teilnahme am kirchlichen Leben zur gesellschaftlichen
Normalität gehörten und Gesellschaft und Kultur in einem solchen
Maße christlich grundiert waren, dass auch persönlich eher wenig
religiöse Individuen davon in gewissem Sinne mitgetragen wurden –
im Zeichen galoppierender Mitgliederverluste nicht länger tragfähig
ist, wird quer durch die innerkirchlichen Lager und Fraktionen kaum
mehr bestritten. Umso verbissener tobt der Kampf darum, was zu-
künftig an die Stelle dieses Kirchenmodells treten soll und welche Art
von Reformen dieser Transformationsprozess erfordert.

Etwa seit der Jahrtausendwende herrscht in dieser Debatte – zu-
nächst vor allem in der EKD, zunehmend aber auch in der katholischen
Kirche – das Paradigma eines religiös-weltanschaulichen „Marktes“
vor, auf dem die Kirche mit anderen Anbietern konkurrieren und
sich darum marktkonform und kundenorientiert verhalten müsse.
Eine solche Ökonomisierung des eigenen Selbstverständnisses be-
dingt, wie der Religionssoziologe Jens Schlamelcher festgestellt hat,
eine schleichende „Zweck-Mittel-Umkehrung“: Die Überzeugung,Überzeugung,
man habe den Menschen etwas Einzigartiges – die Begegnung mites – die Begegnung mit
Jesus Christus in Wort und Sakrament – zu bieten,bieten, tritt zurück hin-
ter das Bestreben, die eigene Marktposition zu halten oder mötposition zu halten oder möglichst
zu verbessern, und zu diesem Zweck sucht man das eigerbessern, und zu diesem Zweck sucht man das eigene Angebot
den Wünschen und Vorstellungünschen und Vorstellungen der Adressaten anzupassen. Der
konsequent zu Endezu Ende gedachte, wenn auch dank der schieren Massen-
trägheit etablierterträgheit etablierter volkskirchlicher Strukturen wohl nicht so leicht
zu verwirklichende Zielpunkzu verwirklichende Zielpunkt solcher Überlegungen wäre ein Selbst-
versverständnis der Kirche als Anbieterin individuell bedarfsgerechter
spiritueller Diensspiritueller Dienstleistungen – und als solche bräuchte sie gar keine
Mitglieder mehrMitglieder mehr, sondern nur noch Kunden. Einen Eindruck davon,
wie so ewie so etwas aussehen könnte, bietet beispielsweise eine bereits im
Frühjahr 20rühjahr 2015 im Magazin „Futur 2 – Zeitschrift für Strategie & Ent-
wicklung in Gesellschaft und Kirwicklung in Gesellschaft und Kirche“ erschienene „Zukunftsvision
für die Kirfür die Kirche“, verfasst vom Generalvikar des Bistums Essen, Klaus
Pfeffer. W. Was dort als eine erstrebenswerte Zukunft für die Kirche ent-
worfen wirorfen wird, dürfte so manchem Leser eher als eine Horrorvision er-
scheinen: eine moralisscheinen: eine moralistisch-therapeutische Wellness-Spiritualität für
Besserverdienende, eine Kirdienende, eine Kirche für die Soja-Latte-Bourgeoisie.

Ein grundlegEin grundlegender Webfehler dieses Konzepts besteht allerdings
darin, dass die angdarin, dass die angepeilte zahlungskräftige Kundschaft – die häufig
mit den Sinus-Milieus der „Pmit den Sinus-Milieus der „Performer“, „Expeditiven“ und „Hedo-
nisten“ identifiziert wir e spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, sofernziert wird – für ihre spirituellen Bedürfnisse, soferne spirituellen Bedürfnisse, sofern

titutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirchetitutionelle Kirtitutionelle Kirtitutionelle Kirtitutionelle Kirtitutionelle Kirtitutionelle Kirtitutionelle Kirtitutionelle Kirtitutionelle Kirtitutionelle Kirtitutionelle Kirtitutionelle Kirtitutionelle Kirtitutionelle Kirtitutionelle Kirtitutionelle Kirtitutionelle Kirtitutionelle Kirtitutionelle Kirsie überhaupt welche hat, schlichtwelche hat, schlichtweg keine institutionelle Kirtitutionelle Kir

braucht. Gerade die Corona-Krise hat das deutlich gezeigt: In der 
Phase der ersten Lockerungen der Pandemie-Bekämpfungsmaßnah-
men sah man die werberelevanten Zielgruppen beim Friseur Schlan-
ge stehen, aber nicht bei irgendwelchen kirchlichen Angeboten. Man 
hätte dies freilich schon vorher wissen können. So sah etwa der un-
längst verstorbene Theologe Johann Baptist Metz, der bereits vor 40 längst verstorbene Theologe Johann Baptist Metz, der bereits vor 40 
Jahren eine sich abzeichnende Umwandlung der alten Volkskirche 
in eine „Angebots- beziehungsweise Servicekirche“ diagnostizierte, 
in diesem Modell keineswegs die Zukunft, sondern war im Gegenteil 
der Überzeugung, diese Vision einer vermeintlichen Modernisie-
rung der Kirche habe „ihren historischen Zenit und in diesem Sinn 
ihre gesellschaftliche Zukunft“ im Großen und Ganzen bereits hinter 
sich. Insofern erscheint der Name des Magazins, in dem der erwähnte 
Essay des Essener Generalvikars erschien, unfreiwillig bezeichnend: 
Schließlich ist das Futur 2 eine Zeitform, die etwas ausdrückt, was inSchließlich ist das Futur 2 eine Zeitform, die etwas ausdrückt, was in 
der Zukunft schon wieder Vergangenheit sein wird.

Ein Trend zur Wiederentdeckung von Traditionen der Kirche,
die jahrzehntelang eher zurückgedrängt worden und in Vergessen-
heit geraten waren, kann daher als durchaus natürliche Reaktion auf
die Wahrnehmung verstanden werden, die institutionelle Kirche in
Deutschland laufe einem fehlerhaften Verständnis von Fortschritt
nach und die aktuell mit großem Aufwand betriebenen „Reform“-Pro-
zesse zielten in eine grundsätzlich falsche Richtung. Ebenso wie man,
wenn man sich im Wald verlaufen hat, gut daran tut, zunächst an sei-
nen Ausgangspunkt zurückzukehren, anstatt aufs Geratewohl einenohl einen
Weg „nach vorn“ zu suchen, wenden sich verunsicherte Gläubige dererunsicherte Gläubig
Tradition zu, um wieder Orientierung zu finden. Wenn Kritiker diesesnden. Wenn Kritiker dieses
„Retrokatholizismus“ darin eine rein nostalgische und ästhetizisti-ein nostalgische und ästhetizis
sche Regression sehen, dann ist zu empfehlen, dies als Warnung voression sehen, dann ist zu empfehlen, dies als Warnung vor
einer durchaus realen Gefahr ernst zu nehmen – und gleichzeitig zuealen Gefahr ernst zu nehmen – und gleichzeitig zu
betonen, dass die Rückbesinnung auf die Tradition durchaus nichttonen, dass die Rückbesinnung auf die Tradition durchaus nicht
bedeuten muss (und auch nicht bedeuten sollte), sich in eine ideali-bedeuten muss (und auch nicht bedeuten sollte), sich in eine ideali-
sierte Vsierte Vergangenheit zurückzuträumen, die so ideal schließlich gar
nicht gewesen ist. Vielmehr sollte es darum gehen, im reichen Fundus
der Tradition nach vergessenen oder in der jüngeren Vergangenheit
voreilig verworfenen Schätzen zu suchen und diese für die Gegenwart
und Zukunft nutzbar zu machen. In einem Beitrag für das „Crisis Ma-
gazine“ vergleicht der Literaturwissenschaftler Anthony Esolen diese
Vorgehensweise mit der Instandsetzung eines alten Hauses, bei der
unter einem hässlichen Linoleum-Bodenbelag ein wertvoller alter
Holzfußboden zum Vorschein kommt. Eine Bewegung, die Tradition
in diesem Sinne nicht als etwas Abgeschlossenes und Museales be-
trachtet, sondern als einen lebendigen und in die Zukunft weisenden
Prozess, kann in der Kirche derzeit wohl fast nur von der Basis ausge-
hen, da die höheren Ebenen des institutionellen Apparates überwie-
gend in eine gänzlich andere Richtung unterwegs sind. Aber gerade

chliche Ba-chliche Ba-dieser Umstand eröffnet auch Freiräume für neue innerkirchliche Ba-chliche Ba-eiräume für neue innerkirchliche Ba-
tzen.tzen.tzen.tzen.tzen.tzen.tzen.tzen.tzen.tzen.eit sind, diese Räume zu besetzen.eit sind, diese Räume zu besetzen.eit sind, diese Räume zu besetzen.eit sind, diese Räume zu besetzen.eit sind, diese Räume zu besetzen.eit sind, diese Räume zu besetzen.eit sind, diese Räume zu besetzen.eit sind, diese Räume zu besetzen.eit sind, diese Räume zu besetzen.eit sind, diese Räume zu besetzen.eit sind, diese Räume zu besetzen.eit sind, diese Räume zu besetzen.eit sind, diese Räume zu besetzen.eit sind, diese Räume zu besetzen.eit sind, diese Räume zu besetzen.tzen.tzen.eit sind, diese Räume zu beseeit sind, diese Räume zu besetzen.sisbewegungen, sofern sie dazu bereit sind, diese Räume zu beseeit sind, diese Räume zu beseeit sind, diese Räume zu besetzen.

Die Corona-Krise deckt die Schwäche eines
dienstleistungsorientierten Kirchenbildes
auf. Kann eine Rückbesinnung auf die Tra-
dition Alternativen aufzeigen?
VON TOBIAS KLEIN

Kurz gefasst:

Die Corona-Krise hat viele vermeintliche Gewissheiten erschüttert –
auch auf dem Gebiet innerkirchlicher Richtungskämpfe. Verfechter
der Idee einer modernen, kundenorientierten Dienstleistungskirche
sehen sich mit der Frage konfrontiert, ob es für ihre Vision überhaupt
eine Nachfrage gibt; gleichzeitig ist eine Renaissance traditioneller,
lange als veraltet angesehener religiöser Praktiken zu beobachten. Er-
öffnet sich hier einWeg in eine unerwarteteZukunft?
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Das bischöfliche
Bullerbü
V O N P E T E R H A H N E

Naivität ist die kleine Schwester der
Dummheit. Das ist das Mindeste, was man
nach der Merkel-Weihestunde unserer
Oberhirten sagen kann, die in Wahrheit
eine Märchenstunde war. Ein ganzes
KNA-Doppelinterview verbrachten Rein-
hard Kardinal Marx und sein protestanti-
sches Pendant Bedford-Strohm damit, die
Welt zu sehen, „wie sie uns gefällt“. Das
bischöfliche Bullerbü ist das Idyll einer
Welt, die wenig mit Realität zu tun hat.
Anlass: fünf Jahre „Willkommenskultur“.
Ein Loblied auf die Grenzen sprengende
Kanzlerin. Es sei doch alles so großartig
gelaufen, fast die Hälfte der Flüchtlinge
seien in Lohn und Brot und bestens integ-
riert. Ja, die Heilige Angela habe recht be-
halten: „Wir schaffen das!“ Dass just zu
diesem Zeitpunkt Scharen der „Schutzsu-
chenden“ (wie ich es bei Recherchen an
den Grenzen selbst erlebt habe: viele jun-
ge, kräftige Männer und kaum Frauen und
Kinder) gerade in Stuttgart und Frankfurt
Polizeibeamte krankenhausreif geschlagen
und ganze Stadtviertel zerstört haben — so
what! Dass just in diesem Augenblick die
offizielle Kriminalstatistik auswies (Bun-
destagsdrucksache 19/21055 vom 14.7.20),
dass dieses „Klientel“ vergleichsweise
fünfmal soviel Morde und Vergewalti-
gungsverbrechen begeht als die (im wahrs-
ten Wortsinn) Restbevölkerung. Der Ber-
liner Senat bestätigt diese Woche: Jeden
Tag zwei Vergewaltigungen in Berlin, die
Hälfte der Täter Ausländer. Kein Ster-
benswörtchen zu diesen lebensbedroh-
lichen Tatsachen. Auch keins dazu, dass
gerade mehr als 10000 (!) Berliner Fami-
lien verzweifelt ihre Kinder ummelden,
weil sie das kirchliche Steckenpferd von
Integration und Inklusion an den Schulen
nicht länger ertragen. Stattdessen, und das
setzt der Bullerbü-Ideologie unseres Pa-
rallelwelt-Klerus die Krone auf: ein Lob-
lied auf das EKD-Schiff, das in diesem
Monat damit beginnt, „die Ärmsten der
Armen“ aus dem Mittelmeer zu fischen.
Naiv bis zur Schmerzgrenze! Denn diese
von Schlepperbanden organisierte Flucht
kann sich doch nur der afrikanische Mit-
telstand leisten, der nun in den Heimat-
ländern fehlt. Ähnlich wie das Rühmen
von Ärzten und Facharbeitern, die (laut
Merkel-Marx-Lyrik) aus Syrien und
Afghanistan zu uns strömen. Gott sei Dank
eine Fata Morgana. Denn wäre es so, es
wäre ein Akt der Inhumanität gegenüber
allen, die in ihrer Heimat bleiben. Vor al-
lem den wenigen Christen. Keine Ärzte
mehr, keine Wirtschaft, kein Leben. Alles
ausgeblendet vom Bullerbü-Duo. Statt-
dessen der (Selbst-)Ruhm, durch Migra-
tionsjubel und Reedereibetrieb seien viele
in die Kirche eingetreten. Komisch: Ich
sehe nur das Gegenteil, und die Statistiken
auch. Nein, wer so etwas verbreitet, ver-
kauft andere bewusst für dumm und ist
nicht naiv, sondern gezielt manipulativ.
Kein Wunder, dass selbst die Süddeutsche
Zeitung am 31. Juli in ihrer Titel-Schlag-
zeile klagt: „Wo seid ihr? Von einer Kirche,
die gerade jetzt wenig zu sagen hat.“ Von
der Kardinaltugend Klugheit ist Kirche
weit entfernt, jedenfalls in ihrer Spitze.
Das heißt nämlich: maßvolle Entscheidun-
gen aus der Gesamtsicht der Dinge fällen.
Und nicht aus Bullerbü mit dem ideologi-
schen Blickwinkel der Selbstbeweihräu-
cherung.

Der Autor ist TV-Moderator und Best-
seller-Autor. Foto: Archiv

KORREKTUR

In der Ausgabe vom 2. Juli 2020
wurde geschrieben, dass die AfD bis
auf Bremen in jedem Landesparla-
ment vertreten sei. Das ist nicht rich-
tig. Die AfD sitzt auch in Bremen im
Landesparlament. DIE REDAKTION

A
m6. August 1945, Ende des Zwei-
ten Weltkriegs im Pazifik, warf
ein amerikanischer B-29 Bomber
die weltweit erste atomare Bom-

be aus Uranium über der japanischen Stadt
Hiroshima ab. Die Explosion tötete sofort
mindestens 70000 Menschen. Drei Tage
später warf eine andere B-29 eine weitere
Atombombe, diesmal Plutonium, auf Naga-
saki ab und tötete sofort schätzungsweise
40000 Menschen. In beiden Städten star-
ben später weitere Zehntausende an Strah-
lenbelastung. Japans Kaiser Hirohito ver-
kündete am 15. August 1945 in einer Radio-
ansprache die bedingungslose Kapitulation
seines Landes im Zweiten Weltkrieg und
verwies auf die verheerende Macht einer
„neuen und grausamsten Bombe“.
Die amerikanische Militärpolitik des

Zweiten Weltkriegs wurde insbesondere im
Pazifik von derDoktrin geleitet, dass nur die
Eskalation des militärischen Drucks den
Krieg zu einem schnellen Abschluss bringen
könne. General Douglas MacAr-thur und
andere hochrangige Militärs sprachen sich
dafür aus, die bereits in Kraft getretene kon-
ventionelle Bombardierung Japans fortzu-
setzen und für November 1945 einemassive
Invasion mit dem Codenamen „Operation
Downfall“ zu verfolgen. Schon in den Wo-
chen und Monaten vor den Atomangriffen
hatte das US-Militär dutzende von Japans
Städten mit den heftigsten Bombardements
derKriegsgeschichte überzogen und eine je-
de davon teilweise oder völlig zerstört. Zwar
war die japanische Armee mit vier Millio-
nen Soldaten immer noch beschränkt
kampfbereit, aber Nachschub versiegte und
nur ein Viertel der Soldaten war zur Vertei-
digung der japanischen Kerninseln verfüg-
bar.
Präsident Truman beschloss dennoch

über die moralischen Vorbehalte von
Kriegsminister Henry Stimson, General
Dwight Eisenhower und einer Reihe von
Wissenschaftlern des Manhattan-Projekts
hinweg, die Atombombe einzusetzen. Zu-
rückhaltung beim Einsatz der neuesten
Hightech-Waffe würde den Krieg eine Wei-
le verlängern, aber eben zu einer Zeit, als
außerhalb Japans nur wenig Kampfhand-
lungen noch stattfanden und die japani-
schen Streitkräfte de facto geschlagen wa-
ren. Die Kritiker betonten, Japan sei bereits
hungernd und erschöpft gewesen; die Kapi-
tulation sei eine bloßeFrage der Zeit. Befür-
worter des Atombombeneinsatzes – wie
James Byrnes, Trumans Außenminister –

glaubten, dass seine verheerende Zerstö-
rungsmacht nicht nur denKrieg rasch been-
den würde, sondern auch die USA in eine
starke Position bringen würde, um den Ver-
lauf der Nachkriegswelt zu bestimmen.
Die Realisten in der japanischen Regie-

rung hatten daran gearbeitet, den Krieg
unter der einen Bedingung zu beenden,
nämlich der Beibehaltung des kaiserlichen
Thrones. Vor allem Außenminister Togo
versuchte Moskau als Vermittler eines sol-
chen Waffenstillstands zu gewinnen. Dem
standen die Falken um Kriegsminister Ana-
mi in der japanischen Regierung entgegen.
Diese Hardliner begannen erst mit Stalins
Kriegserklärung am 8. August 1945 umzu-
denken. In Bezug auf die Entscheidung,
Atombomben auf Japan abzuwerfen,
schrieb der damalige stellvertretende
Kriegsminister John McCloy später, dass
jeder so darauf bedacht gewesen sei, den
Krieg mit militärischen Mitteln zu gewin-
nen, dass politische Erwägungen fast zufäl-
lig gewesen seien. Mäßigung hätte das un-
endliche Leid der japanischen Nichtkom-
battanten erheblich verringern können, wo-
bei auch die Fortsetzung konventioneller
Flächenbombardierungen erhebliche zivile
Verluste gefordert hätte.

L
uftangriffe auf ein ganzes Gebiet
und nicht auf einzelne militäri-
sche Objekte zielen in erster Li-
nie darauf ab, die Infrastruktur

des Feindes zu zerstören, die Moral der Be-
völkerung zu schwächen oder einfach Ver-
geltung zu üben. Rache für den japanischen
Angriff auf Pearl Harbour mag ein Motiv
der Amerikaner gewesen sein. Die militäri-
sche Notwendigkeit von Luftangriffen hängt
eigentlich von ihrem Beitrag zur Beendi-
gung eines Krieges ab. Großbritannien,
Frankreich und Deutschland begannen im
Ersten Weltkrieg mit Bombardements auf
industrielle und zivile Infrastruktur. Flä-
chenbombardements sollen ein Gefühl von
„Schock und Entsetzen“ unter der Zivilbe-
völkerung schaffen und die Moral schwä-
chen. Im ZweitenWeltkrieg können die ers-
ten schwer bombardierten Städte – War-
schau, Rotterdam und Belgrad – als Opfer
dieser Doktrin gelten, da die Luftwaffe nicht
nur militärische Objekte ins Visier nahm,
sondern bewusst sogenannte Kollateral-
schäden einkalkulierte. Im Rahmen der
„Moral Bombing Directive“ setzten die
westlichen Alliierten im Zweiten Weltkrieg
dann mit Phosphor oder Napalm gefüllte

Brandbomben gegen deutsche Städte ein.
Diese Angriffe führten zum Tod von mehre-
ren hunderttausend deutschen Zivilisten,
ausländischen Zwangsarbeitern undKriegs-
gefangenen. Dennoch gelang es den westli-
chen Alliierten weder, die Zivilbevölkerung
tiefgreifend zu demoralisieren noch führten
die Flächenbombardements deutscher
Städte zu einer signifikanten Verringerung
der industriellen Produktion.
Anders verhielt es sich in Japan. Ab

Herbst 1944 verließenMillionen wegen der
Luftangriffe die Städte, unter ihnen ein
Drittel der Arbeiter. In den bombardierten
Städten fiel die Industrieproduktion auf ein
Viertel. Die Luftangriffe auf Tokio am 9.
März 1945markierten den Anfang vomEn-
de Japans im Zweiten Weltkrieg. Die US-
Planer wussten, dass die japanischen Holz-
bauten leicht brennen würden. Armeeinge-
nieure hatten Karten der brennbarsten Sek-
toren Tokios erstellt. Innerhalb weniger
Stunden warfen hunderte B-29 Bombermit
Napalm gefüllte Brandbomben auf die japa-
nische Hauptstadt ab, töteten mehr als
100000 Menschen in einem einzigen Luft-
schlag und verletztenmehrfach so viele Ein-
wohner. In der Nacht des Luftangriffs auf
Tokio brannte eines der dichtest besiedelten
städtischen Zentren der Welt nieder. Mehr
als eine Million Menschen wurden obdach-
los. Es war die höchste Zahl an Todesopfern
jemals aller Luftangriffe auf eine Stadt, ein-
schließlich Hiroshima und Nagasaki.
Die atomaren Bombardements auf die

beiden japanischen Städte waren damals
ethisch wie militärisch so fragwürdig wie
heute. Sechs von sieben Fünf-Sterne-Gene-
ralen und Admiralen der USA waren der
Ansicht, dass es nicht nötig gewesen sei, die
Atombomben zu werfen, weil die Kapitula-
tion Japans unmittelbar bevorstünde. Seit-
dem hat sich die Atomwaffentechnologie
ständig verbessert, aber Atomwaffen wur-
den seitdem nicht mehr eingesetzt. Die Mi-
litärdoktrin hinter der nuklearen Bewaff-
nung wurde als Abschreckung bekannt. So-
genannte konventionelle Kriegswaffen sind
sehr zerstörerisch, aber sie vermeiden die
Möglichkeit der gegenseitigen Vernichtung,
denn eine umfassende Kriegsführung mit
strategischen Atomwaffen zwischen High-
tech-Armeen könnte zu einemArmageddon
führen. Der Einsatz von Atomwaffen gegen
einen Feind im Besitz der gleichen Techno-
logie birgt immer die Gefahr der eigenen
Zerstörung, da jede Seite Vergeltung fürch-
tenmuss. DieMacht der Atombombe leitete

eine Veränderung der Geopolitik ein, die bis
heute nachhallt, da mehrere Länder derzeit
strategische und taktische Atomwaffen be-
sitzen oder um den Erwerb dieser Techno-
logie wetteifern.
Unsere Zeiten sind inmitten wachsender

Spannungen in Gebieten mit kleineren
Atommächten – ob nun Nordkorea, Iran,
Pakistan oder Indien – sehr komplex. Takti-
sche Atomwaffen, die kleine atomare
Sprengköpfe und Trägersysteme besitzen
und für den Einsatz auf dem Schlachtfeld
oder für einen begrenzten Angriff bestimmt
sind, entsprechen durchaus den militäri-
schen Bedingungen des 21. Jahrhunderts.
Weniger mächtig als strategische Atomwaf-
fen, sollen taktische Atomwaffen feindliche
Ziele in einem bestimmten Gebiet verwüs-
ten, ohne die Schwelle zum Atomkrieg zu
überschreiten.
Anlässlich des 75. Jahrestages der Bom-

bardierungen von Hiroshima und Nagasaki
stellt sich die Frage, was der Fortbestand
von Atomwaffen über die internationale Si-
cherheitspolitik aussagt. Die katholische
Kirche hat bereits in „Pacem in terris“, der
Enzyklika von Papst Johannes XXIII. von
1963, argumentiert, dass Abrüstung not-
wendig sei und Atomwaffen verboten wer-
den müssten.
Zu realistischen Abrüstungsbemühungen

ist ein gewisses Maß an prinzipientreuer
Offenheit, Flexibilität und Stärke erforder-
lich, denn nur durch einen kooperativen
Dialog in den internationalen Beziehungen
kann Frieden gelingen. Die Opfer von Hiro-
shima und Nagasaki mahnen uns auch noch
nach 75 Jahren: Die endgültigen Opferzah-
len sind zwar unbekannt, aber bis Ende
1945 hatten Verletzungen und Strahlen-
krankheit die Zahl der Todesopfer auf mehr
als 200000 erhöht. In den Folgejahren trie-
ben Krebs und andere Langzeitstrahlungs-
effekte die Zahl stetig in die Höhe. Noch
heute leben in Japan tausende Menschen
mit den gesundheitlichen und psychischen
Folgen der Atomangriffe.

Es trifft immer die Schwächsten: Japanisches Mädchen bei einer Erinnerungsfei-
er für die Opfer des Atombombenabwurfs von Hiroshima. Foto: dpa

AbschreckendeWirkung
Die Atombombenabwürfe vor 75 Jahren waren auch unter amerikanischen Militärs sehr umstritten –

Mäßigung hätte das Leid der japanischen Zivilisten erheblich verringern können V O N U L R I C H V O M H A G E N
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I
m französischen Luxus-Skiort Cour-
chevel prangen sie im Schaufenster:
T-Shirts, Jacken und vor allem Base-
caps gülden bestickt mit „Save the

Rich“. Man glaubt seinen Augen nicht zu
trauen, wirkt der Slogan doch wie eine Per-
siflage auf Rettungsbewegungen aller Cou-
leur.Wale drängen sich auf, seltene Kröten-
arten, fränkische Redensarten und ja, sogar
Kinder. Den Reichen aber gönnen wir zual-
lerletzt ein Schutzbedürfnis. Bedenkenlos
stimmen wir dagegen in den Chor mit ein:
Eat the rich!
Dahinter steckt nicht etwa das Bedürfnis,

Begüterte, Wohlhabende, materiell Begüns-
tigte mit Haut und Haar zu verschlingen,
aus lauter Liebe sozusagen. Im Gegenteil
verschafft sich hier eine Gier Ausdruck, die
sich die Reichen kannibalistisch einzuver-
leiben erhofft. Es ist der archaische Glaube
an die Ausrottung des Übels durch Verin-
nerlichung beziehungsweise eine Macht-
übertragung durch vampirgleiches Aussau-
gen seiner Eigenschaften. Kaum einer der
Basecap-Träger wird seine Drohung wohl
wahrmachen. Über den Glaubensstand der
Merowinger, königliche Macht säße im
Haupthaar, sind wir doch hinausgelangt.
Auch Elefantenstoßzähnen und Tiger-

klauen erkennen wir die ihnen einst zuge-
sprochene Potenz nicht mehr zu. Heute ver-
suchen wir unsere Urängste, Triebe undGe-
lüste zu rationalisieren und hinter vernunft-
gesteuerten Debatten zu verschanzen. Su-
blimiert werden Gier und Habsucht in
„Wohltätigkeitsveranstaltungen“ und Soli-
daritätsbekundungen. Allenfalls in Slogans
und Demonstrationsbannern findet das Ir-
rationale noch seinen Ausdruck, vonHatern
im Netz mal abgesehen. Auf textilem Grun-
de findet der Battle zwischen Reichenhass-
ern und Reichenrettern statt. In den franzö-
sischen Alpen, auf Berliner Straßen und im
bayerischen Wirtshaus begegnen sie sich,
der eine den anderen still verachtend oder
ätzend vergrätzend. Über plakative Auf-
müpfigkeit geht der Protest der Mützenträ-
ger jedoch selten hinaus. Wie eine Monst-
ranz tragen sie ihre Glaubenssätze vor sich
her, ohne auch nur im Geringsten die eige-
nen Privilegien und tagtäglichen Praktiken
in Frage zu stellen. Gezündelt wird mit Ver-
satzstücken, explosiv sind die Parolen und
gelegentlich geht auch eine Nobelkarosse in
Flammen auf. Die Mützenträger ergötzen
sich am Spektakel, was sich hinter den Ku-
lissen abspielt, tut nichts zur Sache. Quere-
len – das macht sie meist aus – gewinnen
eine Eigendynamik und verselbstständigen
sich, sodass sich die Gegner eines Tages
nicht einmal mehr an den Ursprung der
Streitigkeit zu erinnern vermögen.
Das ist die Crux mit dem Mammon, die

auch bei den jährlichen „Jedermann“-Auf-
führungen in Salzburg zu bestaunen ist: Er
setzt die Ratio außer Kraft. Geld ist mehr als
klingende Münze oder bedrucktes Papier, es

ist ein Potenzial, das Selbstverantwortung
und Unabhängigkeit birgt, aber auch Unter-
werfung und Abhängigkeit. Im Brief an die
Epheser schreibt Paulus: „DerDämonMam-
mon fordert göttliche Anbetung“, die aber
gebühre nur dem Einen und Einzigen. Ver-
blendet von Geld und Gier, bleibt das Wort
Gottes ungehört. InMatthäus 13,22 heißt es:
„und die Sorge der Welt und der trügerische
Reichtum ersticken das Wort, und er bringt
keine Frucht“. Gekoppelt an die Bergpredigt
wird Geld flugs verteufelt und aus Jesu Ap-
pell an Gottvertrauen ein Laissez-faire und
eine Laxheit abgeleitet, die, wären wir Figu-
ren in einem russischen Märchen, Meister
Och, den Zauberer der ukrainischenWälder,
auf den Plan rufen würde.
Wanja, ein fauler Bursch’ in diesem Mär-

chen, liegt den lieben langen Tag lang vor
dem Kachelofen und zählt Stubenfliegen.
Wanjas Vater gibt den Faulpelz demMagier
Och in die Lehre. Och aber will die kosten-
lose Hilfskraft am Ende der Lehrzeit nicht
entbehren und verwandelt Wanja in allerlei
Getier, in dem der Vater freilich seinen Sohn
nicht zu erkennen vermag. Der Sohn muss
sich selbst mit einem Trick erlösen. Ein
Mädchen spielt natürlich auch eine Rolle.
Wanja, der sich vom Hengst in eine Taube,
dann in Erbsen und schließlich in einen
Ring verwandelt, um dem Zauberer zu ent-
fliehen, wird gerettet von demMädchen, das
dem Glanz des Goldes nicht zu widerstehen
weiß. Es hebt den Ring auf. Wanja verwan-
delt sich in einenWolf und tötet den Zaube-
rer, der in Gestalt eines Hahnes daher-
kommt, mit einem Biss in den Nacken. Am
Ende trinken alle Tee und erfreuen sich an
zweitausend magisch errungenen Rubeln.
Nicht immer gibt es für die Faulheit ein

Happy End. Die Wandlung vom Tauge-
nichts zum Traum aller Schwiegermütter
gibt’s wohl nur im Märchen. Eine Lehre
kann man aus der Fabel dennoch ziehen:
Wer nicht selbst als Stubenfliege enden
will, sollte sich mit einem Platz am warmen
Ofen nicht bescheiden und vor allem nicht
in ausbeuterischer Manier auf Kosten an-
derer leben. Von Glück kann Wanja auch
reden, dass seine Geliebte demMateriellen
nicht gänzlich absagte, da sie sonst den Ring
nicht aufgehoben und Wanja letztlich ver-
schmäht hätte. In uns allen steckt ein klei-
ner Wanja. Es hieße die Wirklichkeit zu
verleugnen und sich ein doch sehr verloge-
nesMäntelchen umzuhängen, wenn wir be-
haupteten, Geld spiele keine Rolle im Le-
ben. Die Frage ist nur, wie viel uns das eige-
ne Engagement wert ist, um Abhängigkeit
zu entkommen und Unabhängigkeit zu er-
langen. Vor allem aber: Folgen wir der De-
vise „Geld regiert die Welt“ oder lassen wir
uns von Maximen leiten, die ein menschli-
chesMiteinander ermöglichen, in demGeld
weder diabolisiert noch verherrlicht wird.
Wohin die Emotionalisierung des Monetä-
ren führen kann, zeigt sich in FriedrichDür-

renmatts Stück „Der Besuch der alten Da-
me“. Rache wird in dieser Geschichte mit-
tels Geldes vollzogen. Claire Zachanassian,
die „alte Dame“, kehrt in ihren Heimatort
Güllen zurück und rächt sich mittels ihres
Reichtums an geschehenem Unrecht. Die
Güllener entsagen jeder Moral und rotten
sich im Namen des Geldes zum Mord an
einem der Ihren zusammen. Versuchung,
Gier und Spekulation setzen alle Regeln
menschlichen Zusammenlebens außer
Kraft. Schneller, als wir es uns gewahr wer-
den, unterliegen wir dem Sog des Un-
menschlichen. Glück aber bringt der
Triumph des Geldes der alten Dame nicht.
Den geliebten toten Täter führt sie im Sarg
ins Mausoleum. Sie selbst ist eisern, der
Hass gestützt nur noch auf kalte Streben,
Prothesen halten ihren brüchigen, von
Krankheit gezeichneten Leib zusammen.
Der Körper vom Leid zerfressen, die See-

le vergeblich nach Liebe darbend, Geld das
dürftige Substitut für fehlende Gerechtig-
keit, das ist das traurige Fazit, mit dem uns
Dürrenmatt konfrontiert. Selbst wenn wir
aus dieser Geschichte lernen sollten, so
scheint es doch den Menschen auszuma-
chen, dass er nach einem allmächtigenMit-
tel sucht, die Gier zu stillen und Rache zu
verüben. Das Ende des Geldes muss des-
halb noch lange nicht das erträumte Utopia
sein, in dem wir alle selig sein werden. Der
Mammon als Ausdruck des Dämonischen
findet immerMittel, Wege undWährungen,
um uns zu unterjochen. Die Dollarzeichen
in den Augen und glitzernd-klimperndes
Bling-Bling mögen verschwinden, abgelöst
aber werden sie durch anderes verführeri-
sches Talmi, das sich als medialeMacht und
Herrschaft über den Ruf und das Ansehen
des Konkurrenten tarnt. Diese Macht ver-
mag gewiss mehr Schaden anzurichten, als
es die alteDame zu erträumen gewagt hätte.
Das Paradies ist auf alle Fälle verloren, da-
mit müssen wir uns abfinden. Es liegt aber
an uns, ob wir all unser Fühlen und Han-
deln demMammon und seinen vielgestalti-
gen Erscheinungsformen unterwerfen.
Geradezu höllisch entwickelt sich diese

Welt, wenn selbst die Liebe Teil eines Sys-
tems wird, in dem alle nur dem Lockruf des
Geldes folgen. Der Kapitalismus gibt dann
den Handlungsrahmen und rückt alle Men-
schen wie Spielfiguren hin und her. Sieger
in diesem tödlichen Spiel ist derjenige, der
die Spielregeln beherrscht und es schafft,
nicht in die Ecke der Elenden abzudriften.
Ein Horrorszenario, in dem man nicht le-
ben möchte. Machen wir uns aber nichts
vor: Manna fällt nicht vom Himmel, wir
müssen es uns erarbeiten, egal, ob wir die
Eat-the-Rich- oder die Save-the-Rich-Ba-
secap tragen. Wenn wir uns aber auch nur
auf einen einzigen Spruch einigen können,
dann sind wir dem irdischen Paradies zu-
mindest näher, als wir glauben: „Du sollst
nicht begehren deines Nächsten Gut.“

DerDämon
Mammon

Geld ist mehr als klingende Münze oder bedrucktes
Papier, es ist ein Potenzial, das Selbstverantwortung

und Unabhängigkeit birgt V O N U T E C O H E N

Im Griff des Mammons: Nicht nur „Jedermann“ – hier eine aktuelle Aufnahme
der Salzburger Festspiele – kennt dieses Gefühl, auch in anderen Bühnenstücken
und der Bibel wird gewarnt vor den materiellen Versuchungen. Foto: dpa

Lehren ziehen aus Zeiten der Verunsicherung
Nachrichten sind span-
nend. Keine Frage. Doch
viele Dinge haben sich
ähnlich schon einmal zu-
getragen. Wer wüsste
das nicht besser als ein
Historiker? In dieser
neuen Kolumne wird die
Gegenwart mit dem
Brennglas der Geschich-
te betrachtet.

„Was geschehen ist, wird wieder geschehen,
was getan wurde, wird man wieder tun: Es
gibt nichts Neues unter der Sonne“ – so
kann man schon im Buch Kohelet nach-
lesen (1,9). Und in der Tat: Solange der
Mensch dieselben Lebenserfahrungen von
der Geburt bis zum Tod durchlebt, müssen
auch die kollektiven Erfahrungen einer je-
den Gesellschaft immer wieder analoge
Konstellationen aufweisen.
Entgegen einer weitverbreiteten Überzeu-
gung wiederholen sich geschichtliche Mus-
ter also ebenso wie die Grunderfahrungen
des Menschlichen, und somit auch die
Möglichkeiten, aus der Vergangenheit zu
lernen: Nicht, um sich aus der Geschichte
auszuklinken, sondern um einzusehen, wie-
so es so kommen wird, wie es kommen
muss – und wie man das Beste daraus ma-
chen kann.
Seltenwaren dieGegebenheiten für ein sol-
ches Studium besser als im 21. Jahrhun-
derts, wo wir auf einen bislang einzigarti-

gen Schatz an Überlieferungen zurückbli-
cken können. Wie ließe sich stärker ermes-
sen, was uns Heutigen an Ganzheitlichkeit
abhandengekommen ist, wo vor lauter De-
konstruktion überall ein blasierter Ratio-
nalismus den Weg zu einer unbefangenen
Welterfahrung zu verstellen scheint?
„Welche Freude, heute zu leben“, schwärm-
te zu Beginn der Renaissance Ulrich von
Hutten, während Perikles in seinem Epita-
phios das klassische Athen zum sommerli-
chen Höhepunkt griechischer Geschichte
stilisierte und das Mittlere Königreich
Ägyptens die Grundlagen für die Kunst der
kommenden Jahrtausende schuf – eine en-
thusiastische Lebensbejahung, die uns
Heutigen oft rührend und fremdartig schei-
nen mag.
Und doch täten wir gut daran, gerade in
Momenten des Pessimismus an den Über-
schwang zu denken, mit dem unsere Ahnen
die zahlreichen Herausforderungen annah-
men, die die Welt auch ihnen bot – und vor

allem daran, wie es ihnen gelang, inmitten
der Krisen ihrer Zeit das Streben nach dem
Guten immer mit dem nach dem Schönen
zu verbinden.
Freilich, auch die Zeiten der Verunsiche-
rung bieten bedenkenswerte Lehren – ob es
nun um die traumatisierende Erfahrung
der Amarna-Zeit im Ägypten Echnatons
geht, als im Namen eines neuen Ideals
überall die Statuen vom Sockel gestürzt
wurden; die kollektivistische Revolte der
Mazdakiten im sassanidischen Iran, als
Eigentum und Familie im Namen der
Gleichheit abgeschafft werden sollten; oder
schließlich das spätrepublikanische Rom,
als Historiker wie Sallust die Selbstauflö-
sung der Republik konstatierten und fein-
fühlige Politiker wie Cicero darüber klag-
ten, wie Fremde durch ihre eigene Heimat-
stadt zu irren:
Auch die Schattenseiten unserer eigenen
Gegenwart sind alles andere als einzigartig.
Und doch, das Leben geht immer wieder

weiter, auch nach dem Fall der großen
Hochkulturen; und selbst auf den Resten
unserer abendländischen hochtechnolo-
gischen Zivilisation werden neue Gesell-
schaften entstehen, die eines Tages mit
Faszination auf unsere Gegenwart zu-
rückblicken werden: Man denke nur an
Homers Verklärung der mykenischen
Helden, an die Romantisierung des ägyp-
tischen und iranischenErbes in der arabi-
schen Historiographie oder an die tiefe
Bewunderung der angelsächsischen Er-
oberer für die verfallenden römischen
Städte Britanniens.
Auch der Westen wird nicht das letzte
Wort in der Geschichte der Menschheit
sein – ein eigentlich tröstlicher Gedanke,
der uns zwar nicht unsere Verantwortung
um das Hier und Jetzt nimmt, aber die
Gedanken auf das Wesentliche richtet,
das Überzeitliche. Schon Kohelet wußte
(3,15): „Gott wird das Verjagte wieder su-
chen.“
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Judas-Schauspiel im
Kloster Dalheim
Im ehemaligen Kloster Dalheim in Lich-
tenau nimmt ein Freiluft-Theaterstück den
biblischenVerräter Judas in denBlick. „Das
Schauspiel ,Judas‘ formuliert die Schuld-
frage neu“, teilte Intendant und Hauptdar-
steller Harald Schwaiger am Dienstag im
westfälischen Lichtenau mit. „Es hinter-
fragt die Stigmatisierung des vermeintli-
chen Ur-Verräters und rüttelt damit an den
Grundfesten des christlichen Selbstver-
ständnisses.“ Das Stück, das imRahmen des
Festivals „Dalheimer Sommer“ aufgeführt
wird, basiert der Kloster-Stiftung zufolge
auf einer Verteidigungsrede des Apostels
Judas, die der Altphilologe und Schriftstel-
ler Walter Jens in seinem letzten Roman
„Der Fall Judas“ von 1975 verfasst hat. Or-
ganist Christian Drengk begleitet das Spiel
musikalisch. Das Stück ist am Freitag um
20.00 Uhr sowie am 16. August um 10.00
Uhr und am 21. August um 20.00 Uhr zu
sehen. Wegen der Abstandsgebote in der
Corona-Krise gibt es keine Pause, wie es
hieß. So sollten Ansammlungen vermieden
werden. Am Kloster 9, 33165 Lichtenau,
Eintritt 25 Euro, ermäßigt 22 Euro, Karten-
verkauf unter (05292) 9319224, per
E-Mail unter karten.dalheim@lwl.org oder
an der Abendkasse. DT/KNA

Orgel von Notre-
Dame wird gereinigt
Die von dem Großbrand 2019 nur wenig
betroffene Große Orgel der Pariser Kathed-
raleNotre-Damewird ab dieserWoche aus-
gebaut und bis 2024 gründlich gereinigt.
Das teilte die zuständige Behörde laut fran-
zösischen Medienberichten amWochenen-
demit. Im Juli sei dafür ein 30Meter hohes
Gerüst gebaut worden. Die Orgel von
Notre-Dame ist seit 1733 in Funktion. Mit
mehr als 8000Pfeifen und 115Registern ist
sie das größte Instrument Frankreichs. Bei
dem Brand war die Orgel nicht von den
Flammen erfasst worden und bekam auch
wenig Löschwasser ab. Allerdings wurde sie
mit Bleistaub der verbrannten Dächer be-
deckt und litt unter der Hitzewelle im Juli
2019. Staatspräsident Emmanuel Macron
wünscht sich einen Wiederaufbau von
Notre-Dame bis 2024. Sein Sonderbeauf-
tragter, Ex-General Jean-Louis Georgelin,
hat für den fünften Jahrestag des Großfeu-
ers, den 16. April 2024, ein „Te Deum“ in
der Kathedrale angekündigt. Dafür wird die
GroßeOrgel benötigt. DT/KNA

Edith Stein hat auch politisch gedacht, als sie Papst Pius XI. 1933 in einem Brief
bat, die Kirche Christi möge ihre Stimme erheben. Foto: dpa

DieFreiheitdesStudiumserkämpft
Edith Stein hat vor 100
Jahren um die Anerken-
nung ihrer Habilitation ge-
rungen. Der Historiker
Thomas Schuld, der seit
vier Jahren das Edith-
Stein-Archiv leitet, erklärt
die Hintergründe. Das
Archiv befindet sich inner-
halb des Kölner Klosters
der Karmelitinnen, dem
Karmel „Maria vom Frie-
den“. Mit Schuld sprachen
Constantin und Ulrike von
Hoensbroech

Herr Schuld, wer kommt in das Edith-
Stein-Archiv und nutzt es?
Es kommen viele internationale Besucher:
Wissenschaftler, Studenten, Doktoranden,
Priester. Diese Personen befassen sich aus
den unterschiedlichstenMotivenmit Leben
und Werk von Edith Stein. Sie hat ja nicht
nur ein umfangreiches Werk hinterlassen,
sondern war und ist bis heute in vielen ihrer
Rollen und Funktionen in mehrfacher Hin-
sicht Gegenstand wissenschaftlicher Unter-
suchungen.

Wie wird Edith Stein in der deutschen
Wissenschaft rezipiert?
So wie ich es einschätzen kann: eher weni-
ger. Es gibt eine sehr engagierte deutsche
Edith-Stein-Gesellschaft. Aber wissen-
schaftliche Untersuchungen sind selten.
Das hängt wohl damit zusammen, dass an
deutschen Hochschulen über Edith Stein
nur punktuell als Theologin und als Philo-
sophin gelehrt wird.

Da ließe sich mutmaßen: Weil ihr Werk
es nicht hergibt?
Nein, ganz im Gegenteil. Seit 2002 sind 27
umfangreiche Bände einer Gesamtausgabe
erschienen, gerade kam ein letzter Band 28
heraus. In diesen 28 Bänden ist auf dem
neuesten Stand der Forschung das ganze
Werk Edith Steins gesammelt: ihre philoso-
phischen und pädagogischen Schriften, ihre
geistlichen Texte, ihre Autobiografie und
ihre Briefe. Die Internationalität, wie wir
sie hier im Archiv erleben, zeigt deutlich,
welch lebhaftes Interesse an demWerk die-
ser Heiligen an den unterschiedlichsten pä-
dagogischen, kirchlichen und universitären
Einrichtungen im Ausland besteht. Da wir
als Edith-Stein-Archiv die Rechte an den
Texten haben, aus denen zitiert wird, be-
kommen wir die Arbeiten als Belegexemp-
lare. Wir haben hier beispielsweise wissen-
schaftliche Arbeiten zu Edith Stein in Japa-
nisch, Finnisch, Ukrainisch.

Was gehört zum Archiv ?
Hier ist fast der komplette Nachlass von
Edith Stein – etwa 20000 Blätter – gesi-
chert. Die Rettung des Nachlasses während
und nach dem Zweiten Weltkrieg ist eine
abenteuerliche Geschichte. Schließlich kam
das Werk wieder nach Köln und wurde hier
in den letzten Jahren mit Hilfe der Krupp-
Stiftung restauriert und digitalisiert. Um
langfristig diesen bedeutenden Nachlass zu
erhalten, wurde 2007 die Edith Stein-Stif-
tung gegründet. Ihrem Kuratorium gehören
Vertreter des Karmels „Maria vom Frie-
den“, des Erzbistums Köln und ausgewiese-
ne Wissenschaftler an. Außerdem haben
wir hier eine Präsenzbibliothek mit rund
2000 Bänden.

Das würde Edith Stein gefallen; sie war
ja selbst sehr sprachbegabt.
In der Tat: Sie hat Texte aus dem Lateini-
schen, Griechischen, Englischen, Französi-
schen und Spanischen übersetzt. Ich bin
selbst immer wieder überrascht, welches
umfangreiche Werk diese Frau in ihrem

doch nicht allzu langem Leben hinterlassen
hat.

Nochmals zur inhaltlichen Bedeutung
ihres Werkes. Worin liegt diese?
Die Bedeutung und Rezeption dieses Wer-
kes hat sich in den vergangenen Jahren
immer mehr erschlossen. Zum einen in phi-
losophischer Hinsicht, insbesondere die
Forschungen zur Phänomenologie und zur
Ethik, aber auch Edith Steins persönliche
Bekanntschaft und Auseinandersetzungmit
so bedeutenden Philosophen wie Edmund
Husserl, Martin Heidegger und Max Sche-

ler. Zum anderen in pädagogischer Hin-
sicht. Sie hat in dieser Hinsicht viel publi-
ziert und war ja auch selbst als Pädagogin
tätig. Und dann ist da noch ihre Bedeutung
in der Genderforschung. Trotz ihrer überra-
genden Intelligenz ist sie ja an Grenzen ge-
kommen: einfach weil sie eine Frau war.

Aktuell werden immer intensiver Debat-
ten über die Parität von Frauen und
Männern auf den unterschiedlichsten
Ebenen von politisch-gesellschaftlicher
Relevanz geführt – wie etwa die Debatte
um die Frauenquote in der CDU oder die
Entscheidung des Landesverfassungsge-
richts Thüringen zum Paritätsgesetz
oder die Rolle von Frauen an Hochschu-
len sowie in der Kirche...
Ich glaube, dass sich Edith Stein bei diesen
Debatten mit Bezug auf die Wissenschaft
und die Politik als eineWortführerin einge-
bracht hätte. Das legt ein Blick um genau
100 Jahre zurück nahe – und zeigt wiede-
rum, wie aktuell Edith Stein ist. Sie war
Frauenrechtlerin und hat sich als Vortra-
gende, gerade in den 1920er Jahren, nach-
haltig mit der Frauenfrage auseinanderge-
setzt. Als sie 1916 mit der Höchstnote
,summa cum laude‘ promoviert wurde, wäre
der natürliche Fortgang der Karriere die

Habilitation an einer Universität und da-
rauf folgend eine Professur für Philosophie
gewesen. Aber die Zulassung von Frauen
überhaupt zum Studium war noch jungen
Datums und stieß bei den Professoren
immer noch auf Widerstand. So vertrat et-
wa Edith Steins Lehrer Edmund Husserl
die Auffassung, die Aufgabe der Frau sei
doch imGrunde das Heim, die Ehe. An eine
Habilitation, also die Qualifikation zur aka-
demischen Lehre, konnte noch gar nicht ge-
dacht werden. Es gab erste zaghafte Versu-
che von Frauen in verschiedenen Fächern.
So legte Edith Stein selber in Göttingen

1919 eine Arbeit vor. Ihr wurde dann aber
bereits im Vorfeld mitgeteilt, die Zulassung
einer Dame zur Habilitation begegnet
immer noch Schwierigkeiten. Dies ließ
Edith Stein nicht auf sich beruhen.

Inwiefern? Hat sie sich auf die neueWei-
marer Verfassung von 1919 berufen? Ar-
tikel 109 legte ja fest, dass Männern und
Frauen grundsätzlich dieselben staats-
bürgerlichen Rechte und Pflichten haben
–was später übrigens dieMütter undVä-
ter des Grundgesetzes in Artikel 3 formu-
liert haben.
Auf diesen Artikel der Weimarer Verfas-
sung berief sich Edith Stein in der Tat, als
sie an den Preußischen Minister für Wis-
senschaft schrieb und ihren Fall zur prinzi-
piellen Beurteilung vorlegte. Im darauffol-
genden Jahr, 1920, antwortete der Minister
und gab ihr mit folgenden Worten Recht:
„Die in ihrer Eingabe vom 12. Dezember
vertretenenAuffassung, dass die Zugehörig-
keit zum weiblichen Geschlecht kein Hin-
dernis gegen die Habilitierung erblickt wer-
den darf, trete ich bei.“ Dieser Erlass des
Ministers von 1920, durch die Initiative
Edith Steins veranlasst, wurde zumMeilen-
stein für die akademische und universitäre
Entwicklung Deutschlands. Der Antragstel-

lerin selber allerdings, die zwar mit Genug-
tuung in einem Brief den Erlass als „Nasen-
stüber für die GöttingerHerren“ bezeichne-
te, öffnete sich nicht der Weg zur Habilita-
tion, trotz mehrerer Versuche. Die Ressen-
timents gegen sie als Frau und Jüdin waren
noch immer zu unüberwindlich. Aber ähn-
lich wie ihr Brief von 1933 an Pius XI. legt
diese Eingabe Zeugnis ab von ihrem un-
erschütterlichen Rechts- und Gerechtig-
keitsverständnis.

Welche Bedeutung hat denn Edith Stein
in theologischer Hinsicht? Gibt es die
überhaupt? Schließlich war sie keine
Theologin.
Das ist ein weites Feld, das sich aktuell,
nicht zuletzt auch durch die Heiligspre-
chung befördert, immer weiter auftut. Denn
natürlich hat sie nie Theologie studiert. Da
drängt sich dann doch eine ganz andere
Frage auf: Ist Theologie überhaupt eine rein
universitäre, eine akademische Angelegen-
heit? Oder geht es nicht vielmehr um die
Frage der Vereinbarkeit von Wissen und
Glauben? Das wäre dann eine hochmoder-
ne Angelegenheit, und es gibt denn auch
durchaus ernstzunehmende Stimmen, die
sich dafür aussprechen, Edith Stein zur Kir-
chenlehrerin zu erheben. Eben eine Kir-
chenlehrerin, die zwar kein theologisches
Werk hinterlassen, aber eine theologische
Biografie gelebt hat. Spätestens hier käme
dann auch noch ihre jüdische Herkunft in
die Debatte, die Edith Stein als Brücken-
bauerin im Dialog zwischen Christen und
Juden geradezu prädestiniert.

Edith Steinwar zudem eine sehr politisch
denkende Person…
Dieser Aspekt verdient neben den erwähn-
ten Bedeutungen ebenfalls eigens betrach-
tet, ja, wissenschaftlich bearbeitet zu wer-
den: die zeithistorische Kontextualisierung.
Nochmals: Edith Stein war eine der ersten
weiblichen „Dr. phil“ überhaupt. Sodann ihr
Brief an Papst Pius XI. im Jahre 1933, in
dem sie den Papst kurz nach der Macht-
übernahme der Nationalsozialisten bittet,
„dass die Kirche Christi ihre Stimme erhe-
be, um diesem Missbrauch des Namens
Christi Einhalt zu tun“. Dieses Schreiben
stammt von einem sehr wachen, hellsichti-
gen und sensiblen Geist einerseits und zeigt
andererseits eine sehr bodenständig in die
Welt schauende kritische Person. Beides
hängt sicher auch mit ihrer jüdischen Her-
kunft zusammen.

Nicht zu vergessen ihre Konversion zum
Katholizismus sowie ihr Ordensleben.
Auch das ist ein weites Feld. Was bedeutet
das eigentlich genau, dieser Wechsel vom
Judentum zum Katholizismus? Wie sieht
und lebt sie die Spiritualität derKarmelitin-
nen? Wie sieht der Klosteralltag, zumal in
der damaligen Zeit, ganz praktisch aus?
Und: Wie konnte sie als Nonne in einem
Orden, der sich in erster Linie dem Gebet
verpflichtet sieht, weiter forschen und wis-
senschaftlich tätig sein? Dazu gehören dann
einfach auch ganz praktische Fragen: Wo-
her bekomme ich einen Stift, woher das
Papier? Schließlich ihre Selig- sowieHeilig-
sprechung und ihre Erhebung zu einer Pat-
ronin Europas. Da wartet noch vieles da-
rauf, genau untersucht und dargestellt zu
werden, beispielsweise in Seminaren oder
Doktorarbeiten.

Wie möchten Sie selbst Edith Stein dar-
gestellt sehen?
Ich möchte sie nicht euphorisch oder gar
hymnisch darstellen, sondern dazu beitra-
gen, dass sie in ihrer ganzen Wirkung, in
ihrem Wirkumfeld und in der ihr eigenen
Sachlichkeit dargestellt wird. Sie ist meines
Erachtens symbolisch für unsere Zeit. Sie
war stets auf der Wanderschaft, beinahe
rastlos, vielgestaltig und immer auf der Su-
che. Die vielen Brüche, Identitäten und Sta-
tionen in ihrem teils zerrissenen, fragmen-
tarischen Leben zeigen die Widersprüch-
lichkeit ihrer Zeit, die aber auch für unsere
Zeit kennzeichnend ist – und nicht zuletzt
seit dem Holocaust von zeitloser Aktualität
ist.

Antikes Jerusalem
kleiner als gedacht
Jerusalem in alttestamentlicher Zeit war of-
fenbar deutlich kleiner, als bisher angenom-
men. Zu dieser Erkenntnis kamen Archäo-
logen des Deutschen Evangelischen Insti-
tuts für Altertumswissenschaft des Heiligen
Landes (DEIAHL) laut einer am Dienstag
veröffentlichten Mitteilung bei aktuellen
Ausgrabungen. Forscher seien lange davon
ausgegangen, dass die eisenzeitliche Stadt-
mauer Jerusalems südlich des heutigen Zi-
onstors am Hang des Zionsberg zum Him-
nontal verlief, erklärte DEIAHL-Direktor
Dieter Vieweger auf Anfrage der Katholi-
schen Nachrichten-Agentur (KNA). Die
Annahme beruhte demnach auf einem
Mauerfund, den der Benediktiner Bargil
Pixner von der nahen Dormitio-Abtei in
den 1980er Jahren in die Eisenzeit (8. Jahr-
hundert vor Christus) datierte. Bei Grabun-
gen wurde laut DEIAHL ein zwölf Quad-
ratmeter großes Gebiet bis zum Felsen in
einer Tiefe von 5,50 Metern freigelegt.
Gegen die Thesen Pixners spricht laut Vie-
weger zudem, dass nur verstreut Scherben
aus der Eisenzeit gefunden wurden. Diese
sprächen für eine Nutzung imWohnbereich
oder für Landwirtschaft in dieser Epoche.
Da eine Stadtmauer der Topographie fol-
gend an Hängen gebaut wird, müsse die alt-
testamentliche Ausdehnung der Stadt klei-
ner sein als angenommen, so die Schlussfol-
gerung vonVieweger. DT/KNA
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Heilige im gefrorenen Licht
Das Glasmalerei-Museum in Linnich überzeugt mit einer

Sammlung christlicher Meisterwerke V O N A N D R E A S D R O U V E

E
in blond gelockter Jesus im
leuchtroten Gewand am Ölberg.
Die gekrönte Maria, umzogen
von schillernden Grüntönen. Der

Gekreuzigte, eingefasst in ergreifendes
Himmelblau. Was sind das für Farbfluten,
die man im Deutschen Glasmalerei-Mu-
seum auf sich einstürzen sieht!
„Glas ist der Zauber des gefrorenen

Lichts“, hat der Designer Wilhelm Wagen-
feld einmal treffend gesagt. Eine Vielzahl an
Glasschätzen hütet Deutschlands einziges
Museum dieser Art für Flachglasmalerei.
Dennoch ist es eine versteckte, wenig be-
kannte Kunstadresse: in Linnich, etwa 30
Kilometer nordöstlich von Aachen gelegen.
Etwa 6000 Besucher kommen pro Jahr,
weiß Museumsleiterin Luzia Schlösser.
Eingerichtet ist das Museum in einer eins-
tigen kurfürstlichen Getreidemühle, unter
der bis heute ein Kanal entlangrauscht.Wer
die Tür passiert, landet in stillen Räumlich-
keiten, die zum Spaziergang durch die Jahr-
hunderte einladen. Durch die Kunstwerke
flutet entweder Naturlicht oder sie sind in
künstliche Lichtkästen gefasst.

Engel, Teufel und
ein Schwein
Ein Höhepunkt der Sammlung – unter

sakralen Aspekten – ist die historische Ebe-
ne. Hier finden sich Arbeiten des begnade-
ten Freiburger Künstlers und Restaurators
Fritz Geiges (1853–1935), der sich große
Verdienste um die Wiederbelebung der
Glasmalerei erwarb. Geiges kopierte Werke
nach jahrhundertealten Vorbildern und
schuf damit „wunderbare Abbilder dessen,
was Glaskunst damals bedeutete“, so Mu-
seumsleiterin Schlösser, die auch studierte
Theologin ist.
Geiges rettete eine Darstellung Karls des

Großen aus dem Hochchor des Freiburger
Münsters ebenso über die Zeiten wie aus
derselben Epoche des 16. Jahrhunderts ein
Nikolaus-Porträt aus dem Dom von Metz.
Ungewöhnlich an Nikolaus sind die femini-
nen Gesichtszüge; es hat geradezu den An-
schein, als trüge der Heilige Wimpernver-
längerungen oder habe zumindest eine
Mascarabürste benutzt. In Kirchen sind
derlei Buntglasfenster oft weit weg – hier
kommt man ihnen ganz nah.
Eine besondere Nachschöpfung Geiges

ist die Szene von Christus am Ölberg, des-
sen Ursprungsentwurf von Albrecht Dürer
stammte. Wie magisch ziehen die satten,

kontrastreichen Farben hinein, was sich bei
einer Kopie vom Kreuzigungsfenster des
Mortuariums des Eichstätter Doms fort-
setzt; Hans Holbein der Ältere fertigte um
1505 den Entwurf für das Original.
Ein weltliches Motiv stammt aus einer

Grabkapelle des Freiburger Münsters: das
sogenannte „Stifterbildnis“. Es zeigt Kon-
rad Stürzel von Buchheim (1435–1509),
den Hofkanzler von Kaiser Maximilian I.
und Rektor der Universität von Freiburg, in
Begleitung seiner Söhne. Sie tragen kostba-
re Gewänder, teils auch schillernde Ritter-
rüstungsteile um die Oberkörper. Jeder
Einzelne kniet nieder und ist aufs Feinste
frisiert. Die Stimmung ist kontemplativ.
Dargestellt sind die Männer und Halb-
wüchsigen als Gläubige, die ergeben dort
verharren. Die Profilansicht des Ensembles
hebt sich vor einem violetten Damasthin-
tergrund ab. „Man könnte meinen, es han-
delt sich um eine Tafelmalerei“, befindet
Museumspädagogin Hilde Gottfroh. Das
Original des Stifterbildnisses schuf der Re-
naissancekünstler Hans Baldung Grien.
„Engelchen und Teufelchen zählen“ –

das, so Leiterin Schlösser, ist für Kinder die
Aufgabe bei der Betrachtung des „Jüngsten
Gerichts“. Wie viele es sind, verrät sie na-
türlich nicht, führt es aber als Beispiel dafür
an, wie „spannend“ die Exponate auch für
jüngere Besucher sein können.
Kleinere Werke komplettieren die histo-

rische Ebene, darunter Kopien von Rudolf
Geyling aus dem Wien des 19. Jahrhun-
derts: einmal die Taufe Christi, einmal ein
Heiligenmotiv von Katharina und Marga-
reta beieinander. Beim gotischen Motiv
„Fremde beherbergen“ trat wieder Fritz
Geiges in Aktion, ausgehend von einem
Radfenster im nördlichen Querschiff des
Freiburger Münsters und dem Ausdruck
der Güte und Barmherzigkeit. Kurios: das
Monatsbild von der Schlachtung eines
Schweins, was ebenfalls Geiges neu fest-
hielt; das Original stammte aus dem ehema-
ligen Westturm des Freiburger Münsters.
Eine Maria von Geiges wirft einen stechen-
den, achtsamen Blick auf Jesus in ihren Ar-
men – wobei der Sohn deutlich älter wirkt
als die eigene Mutter.
Modernere Interpretationen aus dem 20.

Jahrhundert zeigen die inhaltlich-formale
und technische Weiterentwicklung der
Flachglasmalerei. Hingucker sind die Pas-
telltöne des Kreuzigungszyklus von Johan
Thorn Prikker (1868–1932); der niederlän-
dische Künstler ließ sich nach der Jahrhun-

dertwende in Deutschland nieder und ent-
wickelte dort – ausgehend vom Jugendstil
seiner Anfänge – eine eigene Richtung, die
sich auch in Mosaiken und Wandbildern
ausdrückte.

Künstler wie Lüppertz
habenWerke geschenkt
Ein Lieblingsmotiv von Museumsleiterin

Schlösser ist der Verkündigungs-Engel von
Wilhelm Buschulte (1923–2013). „Getra-
gen sein von Gott“, umreißt Schlösser die
Farbsymbolik, bei der sich der grüne Engel
zur blauen Umrandung hinwendet. Der
Blick des Engels geht am Betrachter vorbei
in jene Richtung, in derman sichMaria vor-
stellen muss.
Die Abfolge an Meisterwerken setzt sich

mit Jochem Poensgen, Ludwig Schaffrath,
Georg Meistermann fort. Beachtenswert
sind auch die von Heinrich Campendonk
(1889–1957) erstellten Vorlagen „Adam“
und „Eva“ (Bleistift, Aquarell auf Transpa-
rentpapier) und „Heilige Monika und heili-
ger Augustinus“ (Deckfarben auf Papier).
Ein gänzlich anderes Exponat, datiert auf
den Beginn des 14. Jahrhunderts, zeigt ein
6,2 Quadratmeter großes Bleinetz eines
Königs aus dem Hochchor des Kölner
Doms. Dazu heißt es auf der Infotafel da-
runter: „Es handelt sich hierbei um ein be-
sonderes Stück, da zahlreiche Bleieinfas-
sungen der Könige aus den Hochchorfens-
tern bei der großen Restaurierung der Köl-
ner Domfenster in den 1950er Jahren ein-
geschmolzen wurden und damit typische
Zeugnisse für den mittelalterlichen Bleiriss
für immer verloren gingen.“
DasMuseum hat von Schenkungen profi-

tiert, die für die hohe Wertschätzung aus
Künstlerkreisen sprechen. So steuerte der
weltbekannte Markus Lüpertz die Werke
„Herbstfenster“ und „Kosovo“ bei, die zur
Auseinandersetzung mit Krieg und Frieden
und dem Vergehen der Welt anhalten. Die
Museumsstiftung verdankt Johannes
Schreiter die Kopie seines blaudurchtränk-
ten „Tauffensters“, hinter dem durch die
Glasfront das Grün des Museumsgartens
schimmert. Ein kontrastreicher Abschluss,
der schöner kaum sein könnte.
Das Deutsche Glasmalerei-Museum
(www.glasmalerei-museum.de) liegt
in Linnich in der Rurstraße 9–11. Öff-
nungszeiten: Di.–So., 11–17 Uhr. Ein-
tritt 6 Euro, Familienkarte 14 Euro,
Kinder bis fünf Jahre frei.

INTERNATIONALE ZEITUNGSSCHAU

Der wahre Joe Biden

Der britische SPECTATOR widmet sich
einer möglichen Präsidentschaft des vor-
läufigen Kandidaten der Demokratischen
Partei, Joe Biden, denn in knapp 100 Ta-
gen wird in den Vereinigten Staaten der
nächste Präsident gewählt. Freddy Gray ist
dem „wahren Joe Biden“ auf der Spur.
Dessen Aussichten steigen in Wahlum-
fragen immer mehr. Doch das Wahlkampf-
team von Trump pocht darauf, dass „je
näher der November rückt und die Wähler
sich auf den (noch immer vorläufigen)
demokratischen Kandidaten konzentrie-
ren, umso mehr werde sich die Dynamik
des Rennens zu ihren Gunsten verlagern“.
Denn „wenn sich der prüfende Blick der
Medien verstärkt, werden Bidens Schwä-
chen als Kandidat unübersehbar werden –
seine beginnende Demenz, die peinlicher-
weise allzu offensichtlich ist“. Biden sei als
„Teflon-Kandidat“ bezeichnet worden, an
dem alle Angriffe abprallten, doch dies
werde, so meint Gray, seiner „slipperi-
ness“, seinem einschmeichelnden Auftre-
ten, nicht ganz gerecht. Er gleiche eher
einer Sphinx: Sein wenig sichtbarer Wahl-
kampf bedeute, dass er sich gegenüber den
unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen
jeweils etwas anders repräsentieren könne:
„Für die weiße Arbeiterschaft ist er der
normale Joe, der irisch-katholische Junge
aus Scranton. Für die schwarzen Wähler
ist er Barack Obamas loyaler Vizepräsi-
dent, der stets das Clintonsche Talent be-
saß, einfühlsam zu klingen. Für die in den
Vororten lebenden Frauen ist er der ,elder
Statesman‘, der in das Oval Office wieder
Anstand bringen wird. Für frühere Repub-
likaner und Unabhängige ist er nicht
Donald Trump.“ Bidens Prioritäten im Be-
reich der Gesetzgebung seien ähnlich
schwer fassbar. Seine Ankündigungen
klängen radikal, ohne sich auf irgendetwas
Kontroverses zu verpflichten. Im Juli habe
er versprochen, „die Wurzeln des systema-
tischen Rassismus aus diesem Land he-
rauszureißen“ und „dieses Land zu trans-
formieren“. Doch wie er das schaffen will,
sagt er nicht. Auf seiner Webseite weise
der Bereich „Joes Vision“ mehr als 40
„Pläne“ oder „Agenden“ auf. Dazu gehör-
ten „Der Biden-Plan für den Klimawan-
del“, „Der Biden-Plan zur Beendigung der
Gewalt gegenüber Frauen“ sowie „Joe
Bidens Agenda für die katholische Com-
munity“. Doch wirkliche Sorgen machten
sich Konservative und Gemäßigte darüber,
dass „Präsident Biden ein trojanisches
Pferd für die ganz Linken“ sein könnte:
„Er ist so alt, dass es unwahrscheinlich
scheint“, dass er mehr als eine Amtszeit,
geschweige denn zwei, als Präsident
durchstehen könne. Schon habe Biden die
demokratische Abgeordnete – das 30-jäh-
rige Aushängeschild des amerikanischen
Progressismus – Alexandra Ocasio-Cortez
gebeten, ihm bei der Ausarbeitung seiner
politischen Handlungsstrategien zu helfen.
Was jedoch sicher ist: „Biden ist bereit,
Unmengen an Bundesgeldern auszugeben.
Die Trump-Administration hat bereits
sechs Milliarden Dollar für die COVID
19-Krise ausgegeben. Biden will noch sehr
viel mehr. ,Was auch immer es kostet‘, sagt
er. Außerdem hat er vor, die Ausgaben für
das staatliche Gesundheitswesen drastisch
zu erhöhen, und seine Antwort auf den
Rassismus ist: mehr Steuerminderungen
für schwarze Kleinunternehmer plus ein
Einhundertmilliarden-Fonds für er-
schwingliche Wohnungen für Afroameri-
kaner.“ Einige Beobachter seien über
„Bidens Zahlenverständnis besorgt. Vor
kurzem behauptete er, Amerika habe
,mehr als 120 Millionen Tote durch CO-

VID‘; bei einer Diskussion zu Beginn des
Jahres sagte er, 150 Millionen Amerikaner
seien durch Waffenkriminalität getötet
worden“.

Die Vergangenheit von Planned Pa-
renthood ist auch seine Zukunft
Die New Yorker Zweigstelle von „Planned
Parenthood“ hat angekündigt, den Namen
der Gründerin Margaret Sanger wegen
deren eugenischen Bestrebungen von
ihrem Hauptgebäude in Manhattan zu
entfernen. Dies ist eine Reaktion auf einen
offenen Brief der Angestellten der welt-
weit größten Abtreibungsorganisation, wie
der NATIONAL CATHOLIC REGISTER be-
richtet. Darin heißt es: „Planned Parent-
hood wurde von einer rassistischen weißen
Frau gegründet.“ Die Unterzeichner be-
schuldigen die Organisation nicht nur, dass
sie in Feindseligkeit gegenüber Farbigen
gegründet worden sei, sondern diese ras-
sistische Haltung bis in die Gegenwart hi-
neintrage: „Wir wissen, dass Planned Pa-
renthood eine Geschichte und eine Gegen-
wart hat, die von der Überlegenheit der
Weißen [white supremacy] durchdrungen
ist, und wir, die Mitarbeiter, sind motiviert,
die für eine Verbesserung notwendige
schwierige Arbeit zu leisten.“ Der Register
ist jedoch nicht davon überzeugt, dass
diese Botschaft das Wirken von Planned
Parenthood grundlegend verändern werde.
Es sei zwar „ein Namens-, aber kein Kurs-
wechsel“. Denn fast 80 Prozent der chirur-
gischen Abtreibungseinrichtungen befän-
den sich in Wohngegenden, in denen viele
Afroamerikaner leben: „Da ist es kein
Wunder, dass die Abtreibungsrate
schwarzafrikanischer Frauen dreimal so
hoch wie bei Weißen liegt, und dass in
New York City jährlich weit mehr schwar-
ze Babys abgetrieben als geboren werden.“
Die Abtreibungsorganisation werde auch
weiterhin aggressiv werben: „Die Vergan-
genheit von Planned Parenthood ist, so
stellt sich heraus, seine Gegenwart und
höchstwahrscheinlich auch seine Zukunft.“
Sangers rassistische Einstellung sei nichts
Neues, dennoch habe PP die Gründerin
jahrzehntelang „als Wegbereiterin im
Kampf um die Reproduktionsrechte ge-
priesen“, obwohl man gewusst habe, dass
ihre Überzeugung, bestimmte „un-
erwünschte“ Elemente der Bevölkerung
auf geringem Niveau zu halten, ein zent-
rales Ziel ihrer Organisation gewesen war.
Planned Parenthood hat nun auch um die
Entfernung des Namens seiner Gründerin
von der Straße gebeten, für deren Benen-
nung als „Margaret Sanger Square“ sie
sich selbst einst eingesetzt hatte. Doch was
geschieht eigentlich mit den „einstmals
stolzen früheren Preisträgern des Planned
Parenthood’s Margaret Sanger Award? Zu
ihnen gehören Hillary Clinton (,Ich be-
wundere Margaret Sanger außerordent-
lich‘) und die Sprecherin des US-Reprä-
sentantenhauses, Nancy Pelosi. Werden sie
aufgefordert, sich von ihrem Award zu
distanzieren?“ Es wäre an der Zeit.

China schränkt christliche Filme ein
Die kommunistischen Behörden in China
haben neue Sendeverordnungen für Filme
erlassen, die, so meldet THE TABLET, ei-
nigen Katholiken in den Medien zufolge,
christliche Programme stark einschränken
werden. Die „National Administration of
Radio and Television“ hat die Filmproduk-
tion von 20 inhaltlichen Kategorien ver-
boten, darunter Filmmaterial über heilige
Reliquien und Wunder. Der Drehbuchau-
tor Liu Ming sagte, die neuen Regeln wer-
den „der gesamten Film- und TV-Indust-
rie einen schweren Schlag versetzen“. KS

Der Gekreuzigte, eine Kopie von Fritz Geiges, basierend auf einem Entwurf von Hans Holbein dem Älteren für das Kreu-
zigungsfenster des Mortuariums im Eichstätter Dom. Foto: Drouve
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Vernichtung
statt Fairness
V O N M A R T I N L O H M A N N

Früher lernte man als Journalist noch,
dass dieser so freie Beruf etwas mit Ver-
antwortung und Fairness zu tun habe. Ver-
antwortung gegenüber den Menschen, für
die man berichtete und erst recht gegen-
über jenen, über die man berichtete. Ver-
lässlich sollte man sein. Ehrlich auch. Un-
abhängig sowieso. Das, was man anderen
zu deren Urteilsbildung anbieten wollte,
sollte stimmen. Und deshalb gehörte eine
saubere und unvoreingenommene Recher-
che dazu. Doch das ist lange her. Nicht zu-
letzt zwangsfinanzierte Vertreter des
„Qualitätsjournalismus“ beweisen, dass sie
offenbar panische Angst vor Qualität haben.
Das ARD-Politmagazin „Panorama“ zum
Beispiel. Dort wollte man jetzt offensicht-
lich „beweisen“, dass es „selbstverständ-
lich“ viel rechte Gesinnung in der Bundes-
wehr gibt. Gefunden hatte man einen
Oberstleutnant mit dessen angeblicher
Sympathie für Rechtsradikale. Zwei Likes
für Nicht-Linkes hatte man von ihm ge-
funden. Eine Extremismus-Expertin
Strobl kam zu Wort, die einfach mal rasch
aburteilte. Was spielte es schon für eine
Rolle, dass der – inzwischen seines Pos-
tens bei der Bundeswehr Enthobene –
sehr vieles likte, zum Beispiel einen Tweet
für Black Live Matter und Jan Böhmer-
mann! Und, oh Schreck, der Soldat hatte
auch einmal vor einer Burschenschaft ge-
sprochen und im Studienzentrum Wei-
kersheim, das die offensichtlich mit links-
radikalen Organisationen gut vernetzte
„Expertin“ der ARD als „Zentrum der
neuen Rechten“ ausmachte. Dumm nur,
dass dort auch schon Joachim Gauck,
Wolfgang Schäuble, Gesine Schwan und
Gerhard Schröder gesprochen hatten.
Hauptsache, man kämpft auf Kosten de-
mokratischer Bürger (in Uniform) „poli-
tisch korrekt“! Gesinnung statt Toleranz!
Verfolgung statt Dialog! Vernichtung statt
Fairness! Fakten können da nur stören -
wie in allen Diktaturen.
Aber: Feigheit vor der Gleichschaltung ist
beileibe kein Privileg nur von selbst-
ernannten Qualitätsmedien. Die Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG) will im
neuen Gesinnungsdiktat wohl nicht zu-
rückstehen. Zum hundertjährigen Be-
stehen hatte man auch den Kabarettisten
Dieter Nuhr um eine Botschaft gebeten.
Der hatte Harmloses und Selbstverständ-
liches über Wissenschaft gesagt als ver-
nünftige Basis für Wissen – und dass sie
„keine Heilslehre, keine Religion“ sei, die
absolute Wahrheiten verkünde. Ganz im
Sinne der DFG-Richtlinien, wozu „strikte
Ehrlichkeit“ zählt, „alle Ergebnisse konse-
quent anzuzweifeln sowie einen kritischen
Diskurs“ zuzulassen und gar zu fördern.
Doch diese Selbstverpflichtung der DFG
war wohl nicht so ganz ernst gemeint.
Denn weil sich einige im sozialen Netz
daran stören, dass Dieter Nuhr in der Lage
ist, nach rechts und links (ohweiohweih!)
– gleichermaßen auszuteilen, und weil der
Mann, was nun wirklich unverzeihlich ist,
schon mal die Klimabewegung und deren
Säulenheilige Greta kritisierte, löschte die
DFG die (erbetene) Wortmeldung wieder.
Ein Kotau vor der Gesinnung.
Und dann ein Kotau vor eigener Unreife?
Nach Kritik an der Löschung drehte die
DFG erklärungstechnisch mentale Pirou-
etten, bot gar eine Entschuldigung bei
Nuhr an – und wollte die Wortmeldung
wieder online stellen. Allerdings nu(h)r
kommentiert. Nuhr lehnte dieses unseriö-
se Angebot betreuter Meinung und Zensur
ab. Tja, in Zeiten verschärfter Masken-
pflicht fallen halt so viele Masken. Zeit für
Zivilcourage! Der Demokratie und der
Freiheit zuliebe, die man medialen und
anderen Feiglingen nicht leichtsinnig über-
lassen sollte. Mit Dummheit oder „Dickem
Hund“ kann man solche Gesinnungsjäger
nicht exkulpieren.

EinTraumwirdwahr
Trotz staatlichemMedienmonopol: Junge Katholiken auf Kuba gründen ein Online-Radio V O N A N D R E A S K N O B L O C H

E
ine Gruppe junger Gläubiger in
Kuba versucht mit Hilfe neuer
Technologien, die Botschaft der
Kirche zu verbreiten. RCJ Radio

El Sonido de la Esperanza (Klang der Hoff-
nung) ist der erste katholische Sender der
Insel, der 24 Stunden am Tag online sendet.
Das Online-Radio ist Teil des Kubanisch-ka-
tholischen Jugendnetzwerkes RCJ (Red
Católica Juvenil Cubana), das im Februar
2019 im Anschluss an das Weltjugendtreffen
in Panama entstand. Man wolle Kubas Ka-
tholiken informieren, Brücken schlagen, um
Gläubige auf der Insel oder im Ausland mit-
einander zu verbinden, sowie junge Men-
schen zu einem konkreten Engagement nach
den Lehren der Kirche bewegen, sagt Rubén
de la Trinidad, Mitbegründer und einer der
Generaldirektoren von RCJ, im Gespräch
mit der „Tagespost“.
Seit dem 22. Juni ist das Internetradio

rund um die Uhr auf Sendung. „Das ist eine
Neuigkeit für Kuba“, betont der 33-jährige
ausgebildete Informatiker und heutige Pries-
teranwärter. „Die katholische Kirche in Kuba
hat weder einen Fernsehkanal noch Radio-
sender.“ Die wenigen Zeitschriften und Bul-
letins hätten nur eine beschränkte Reichwei-
te. Seit Jahren bemüht sich die katholische
Kirche Kubas ummehr Zugang zu den staat-
lichenMedien – bisher vergeblich. ZuBeginn
der Corona-Krise räumte die Regierung
überraschend mehr Sendezeit für kirchliche
Programme im staatlichen Radio und Fern-
sehen ein. So werden seit Anfang April die
Botschaften der Bischöfe im staatlichen
Rundfunk ausgestrahlt.
Gleichzeitig habe sich durch die Corona-

Pandemie die Wahrnehmung der sozialen
Medien geändert, sagt De la Trinidad. „Leute,
die vorher etwas auf die SozialenMedien he-
rabgeschaut haben, waren plötzlich auf sie
angewiesen, um die Bischöfe zu hören.“ RCJ
Radio sei das zugute gekommen.Was imOk-
tober vergangenen Jahres als zehnminütiger
Podcast begann, ist mittlerweile zu einem
24-stündigen Radioprogramm geworden, das
über soziale Netzwerke wie Instagram,
YouTube oder Facebook verbreitet wird.
Selbst eine eigeneAppwurde geschaffen. Ge-

sendet werden Programme, die in den einzel-
nen Diözesen produziert werden, Nachrich-
ten Gesprächsformate, Familiensendungen,
Musik.
In Kuba, wo der Staat über sein Medien-

monopol wacht, bewegt sich RCJ in einem
rechtlichen Graubereich. „Legal gab es keine
Hürden“, sagtDe la Trinidad zwar, „da es sich
bei RCJ Radio um kein konventionelles Ra-
dio, sondern Internetradio handelt.“ Aber er
räumt ein, dass in Kuba klare Regularien für
digitalen Medien fehlten. Das sei auch in an-
deren Ländern der Fall. „Von Seiten des
Staates haben wir bisher keinerlei negatives
Feedback erhalten. Unsere Zielrichtung ist
keine politische. Wir suchen keine Konfron-
tationmit der Regierung“, betont De la Trini-
dad. „In Kuba herrscht Religionsfreiheit und
wir machen nichts anderes, als die Mission
der Kirche auf den digitalen Raum zu über-
tragen: Kommunikation und Evangelisie-
rung.“
Neben dem Internetradio gibt es einen

Webauftritt und soziale Kanäle werden be-
spielt. Mehr als 40 vornehmlich junge Leute
sind beteiligt; allein das Webradio hat rund
20 Korrespondenten in ganz Kuba. Alle
arbeiten auf freiwilliger Basis, sagt De la Tri-
nidad, da das RCJ über kein Budget verfüge.
Man sei auf Spenden angewiesen. Zudem
fehle es an Technik. „Das Programm wird
zum Teil mit Mobiltelefonen aufgenommen.
Wir haben weder professionelle Mikrofone
noch Aufnahmestudios.“ Aber davon lasse
man sich nicht unterkriegen. „Du kannst
nicht immer dasselbemachen,wenndu etwas
Neues erreichen willst“, sagt De la Trinidad.
Ein eigener Radiosender sei immer ein

Traum der Kirche auf Kuba gewesen. „Wa-
rum also nicht die Möglichkeiten nutzen,
jetzt, wo es Internet auf Kuba gibt? Konven-
tionelles Radio erscheint im Moment un-
möglich, also machen wir Online-Radio.“
Manchmal müsse man einfach loslegen und
schauen, ob es funktioniert. Und das tut es.
Bereits in den erstenWochen schalteten tau-
sende Hörer ein. „Selbst in Sri Lanka oder
Afrika hört man uns“, sagt De la Trinidad.
„Daswar eswert. VieleMenschenwurden er-
mutigt.“

Hier fließen Steuergelder hinein: Eingang zum Berliner Redaktionsgebäude der
taz. Foto: dpa

Fünf Jahre nach dem Besuch von Papst Franziskus auf Kuba – hier mit Staatschef
Raul Castro – gibt es zarte mediale Freiheiten für Katholiken. Foto: dpa

Staatshetze auf Staatskosten?
Die „taz“ bietet Linksextremen eine Plattform und wird gleichzeitig durch die Bundesregierung mitfinanziert
V O N A N N A L I A M A C H U Y

Deutschlands gesellschaftlich-politischer
Blick nach links scheint verschwommen.
Das zeigen nicht zuletzt die jüngstenDebat-
ten um die „taz“. Eine Zeitung, die diffamie-
rend über die Abschaffung der Polizei sin-
niert und die dann arbeitslosen Beamten
gleichsam als „Abfall“ nur der „Müllhalde“
würdig sieht, aber gleichzeitig von der Bun-
desregierung durch zehntausende Euros
mittels Anzeigenschaltung mitfinanziert
wird? Seit 2013 hat die Bundesregierung für
Werbemaßnahmen mindestens 276 560
Euro an die „taz“ gezahlt. Angesichts der
Auflagenstärke der Zeitung – nicht einmal
50 000 Exemplare – ist das keine geringe
Summe. Im Blick auf die jeweiligen Jahres-
summen scheint 2020 dabei den neuen
Höchstwert zu liefern: Allein in der ersten
Jahreshälfte hat die Bundesregierung 63
577 Euro „reine Schaltkosten (ohne Agen-
turhonorare und Kreationskosten)“ in die
„taz“ investiert. Das geht aus der Antwort
der Bundesregierung auf eine Anfrage des
AfD-Abgeordneten Leif Erik-Holm hervor.
Dabei ist diese Verquickung von Regie-

rungsgeldern und – so beschreibt die „taz“
ihr Profil – „kritischem, unabhängigen
Journalismus der linken Nachrichtenseite“
nicht nur angesichts der umstrittenen Poli-
zei-Kolumne problematisch. Die Werte-
Union sieht bei der „taz“ grundsätzlich
„linksextremistische Bestrebungen“ und
spricht sich in einemoffenenBrief daher für

eine Beobachtung durch den Verfassungs-
schutz aus. „Der jüngst veröffentlichte Ver-
fassungsschutzbericht zeigt einen erschre-
ckenden Anstieg linksextremer Delikte um
vierzig Prozent. Die Gesellschaft darf dem
nicht länger tatenlos zusehen, sondern
muss – wie dies beim Rechtsextremismus
vollkommen zu Recht bereits der Fall ist –

auch hier ideologische Anstifter beim Na-
men nennen“, erklärte der Bundesvorsit-
zende der WerteUnion, Alexander Mitsch.
Die „taz“ biete gewaltorientierten und
linksextremistischen Akteuren und deren
Narrativen immer wieder eine Plattform,
heißt es im Schreiben selbst. Dabei lasse
sich eine „Strategie“ erkennen, die darauf

abziele, die Öffentlichkeit gegenüber links-
extremer Hetze und Gewaltanstiftung zu
desensibilisieren.
Staatshetze auf Staatskosten? Die „taz“

selbst bekräftigt gegenüber dieser Zeitung,
„eine unabhängige Zeitung“ zu sein. „Die
Trennung von Verlag und Redaktion und
damit die Unabhängigkeit der redaktionel-
len Arbeit von Anzeigenkunden ist bei uns
grundlegendes Prinzip.“ Die umstrittene
Kolumne „All cops are berufsunfähig“, die
die „taz“ mit der Pressefreiheit verteidigt
hat, wird am 8. September vor dem Deut-
schen Presserat verhandelt werden, wie die-
ser mitteilte. Bundesinnenminister See-
hofer hatte zunächst eine Strafanzeige
gegen die Kolumnistin Hengameh Yaghoo-
bifarah erwogen. „Eine Enthemmung der
Worte führt unweigerlich zu einer Enthem-
mung der Taten und zuGewaltexzessen, ge-
nauso wie wir es jetzt in Stuttgart gesehen
haben. Das dürfen wir nicht weiter hinneh-
men", erklärte Seehofer dazu. Es sei eine
„schwierige Schnittstelle zwischen Presse-
freiheit und Strafrecht“. Kurz darauf ent-
schied Seehofer jedoch, von einer Anzeige
abzusehen und den Fall der „freiwilligen
Selbstkontrolle der Presse“ zu überlassen.
Der Presserat begrüßte diese Entscheidung.
Nichtsdestotrotz bleibt die deutsche Links-
blindheit doch vor allem auch eine politi-
sche Aufgabe.
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Auf der Suche nach einem alten Freund kommt Cheng (Pak Hon Chu) in ein ab-
gelegenes Dorf in Lappland. Über die chinesische Küche kommen sich Cafébesit-
zerin Sirkka (Anna-Maija Toukko) und Cheng auch näher. Foto: Han Ruan Yuan He

Regisseur Mika Kaurismäki.
Foto: Marianna Films Oy

ÜBER DEN FILM
Ein abgelegenes Dorf im finnischen Lapp-
land. Aus einem Bus steigt ein junger
Mann mit einem Kind: Der chinesische
Koch Cheng (Pak Hon Chu) sucht nach
einem alten finnischen Freund, den jedoch
niemand zu kennen scheint. Die Cafébe-
sitzerin Sirkka (Anna-Maija Toukko) bie-
tet ihm eine Unterkunft an; dafür hilft
Cheng ihr in der Küche. Bald lernen die
Einheimischen die chinesische Küche
kennen und schätzen. Cheng fühlt sich
immer wohler dort – was auf Gegenseitig-

keit stößt. Plötzlich sind drei Monate um,
und Chengs Touristenvisum läuft ab ...
Regisseur Mika Kaurismäki erzählt mini-
malistisch, wobei die Landschaft und die
Musik in seinem Film eine zentrale Rolle
spielen.
„Master Cheng in Pohjanjoki“ schildert die
Begegnung zweier Kulturen, die unter-
schiedlicher kaum sein könnten. Ein Bei-
trag zu einer positiven Globalisierung, die
Menschen näherbringt, statt sie gegenei-
nander aufzubringen. J.G.

„Menschen glücklich machen“
Ein chinesischer Koch in Lappland: Regisseur Mika Kaurismäki zu seinem Spielfilm „Master Cheng in Pohjanjoki“ V O N J O S É G A R C Í A

Wie sind Sie auf den Gedanken für Ihren
Film gekommen? Er erinnert an „Babet-
tes Fest“, in dem eine französische Meis-
terköchin mit ihren Kochkünsten einfa-
che Menschen in einem kleinen däni-
schen Dorf glücklich macht. Aber der
geografische wie kulturelle „Abstand“
China – Lappland ist weitaus größer …
Ich bin seit Jahrzehnten ein großer Lapp-
land-Fan, fahre dorthin mindestens zwei-
mal im Jahr, einmal im Sommer und einmal
im Winter, meistens in der Weihnachtszeit,
wenn es dort ganz dunkel ist und kaumTou-
risten zu sehen sind. Als ich aberWeihnach-

ten 2017 mit meiner Familie dort ankam,
war ich erstaunt, dass es im kleinen Dorf
Saariselkä vor Menschen wimmelte. Es
handelte sich um chinesische Touristen. Die
„chinesische Invasion“ in Lappland hatte
tatsächlich angefangen. Als dann mein
Drehbuchautor mir erzählte, dass er sich
für chinesische Traditionen und besonders
für die traditionelle Medizin interessiert, in
der das Essen eine sehr große Rolle spielt,
kam mir die Idee, beide Aspekte zu verbin-
den, einen Film über eine positive Basisglo-
balisierung zu machen, wo das Essen zwei
ganz unterschiedliche Kulturen verbindet.
Es war mir von Anfang an klar, dass ich
einen Feel-Good-Film machen wollte, der
Leute zusammenführt, statt sie voneinan-
der zu trennen.

Ist Pak Hon Chu ein guter Koch, oder
musste er sich die Kochkünste für den
Film aneignen? Können Sie etwas über
die in Deutschland unbekannte Anna-
Maija Tuokko erzählen?
Da der Plot ziemlich einfach ist, beruht der
Film hauptsächlich auf Atmosphäre sowie
auf Präsenz und Arbeit der Schauspieler.
Deshalb war es mir superwichtig, dass sie
sehr professionell sind. Chu Pak Hong ist
zweimal zum besten (Theater-)Schauspie-
ler Hongkongs gewählt worden. Als ich ihn
aber fragte, ob er kochen kann, antwortete
er, dass er nur Tee und Fertignudeln kochen
kann. Also musste er einiges für die Rolle
dazulernen. Mit Hilfe eines chinesischen

Master Chefs haben wir dann die Küchen-
szenen einigermaßen gemeistert. Anna-
Maija Tuokko hat eine große Karriere so-
wohl im Helsinki Stadttheater als auch im
Finnischen Nationaltheater gemacht.
Die beiden haben erst kürzlich angefangen,
im Kino zu arbeiten. „Master Cheng“ war
für Chu Pak Hong sein erster Kino-Lang-
spielfilm überhaupt. Für Anna-Maija (Tu-
okko) war es auch eine ihrer ersten Haupt-
rollen. Obwohl Kari Väänänen und Vesa-
Matti Loiri finnische Kino-Ikonen sind,
haben die beiden ebenfalls große Karrieren
auf der Bühne hinter sich. Für mich war
aber auch sehr wichtig, dass die beiden ein
langes und liebevolles Verhältnis zu Lapp-

land haben. Kari Väänänen ist sogar in
Lappland geboren, und lebt seit zwanzig
Jahren wieder in Lappland. Auch Vesa-
Matti Loiri hat dort ein Haus. Die Seele der
beiden ruht in Lappland. Deshalb sind sie
glaubwürdig in ihren Rollen als lokale Ein-
wohner. Der kleine Lucas Hsuan, der den
Sohn von Master Cheng spielt, war der ein-
zige „Laiendarsteller“. Aber er war so talen-
tiert, dass er seine erste Rolle in einemFilm
überhaupt wie ein richtiger Profi gemeistert
hat.

In dem Film geht es um unterschiedliche
Kulturen. Cheng sagt aber einmal: „Men-
schen glücklich machen, ist wichtig. Gu-

tes Essen macht Menschen glücklich.“
Gilt das universell?
Die „Botschaft“ des Films heißt ja „zusam-
menführen statt trennen“. Wie kann man
besser Menschen zusammenführen als
durch gutes Essen? Die beiden Figuren,
Sirkka und Cheng, suchen das Glück, das
ihnen fehlt, und durch das Essen finden sie
es endlich. Das Essen ist natürlich nur ein
Mittel, nicht das Ziel. Ich denke, es ist uni-
versell; in ihren Grundbedürfnissen und
Grundgefühlen sind Menschen ziemlich
gleich, unabhängig davon, wo sie auf der
Welt leben. Ich kann das aus eigener Erfah-
rung bestätigen, ich habe ja in vielen Kultu-
ren und Ländern gewohnt.

In einem Dialog zwischen Chen und
Romppainen geht es um Hoffnung. Mei-
nen Sie das auch allgemeiner, eben als
Metapher für unsere Zeit?
Absolut meine ich es alsMetapher für unse-
re Zeit; solange wir nicht aufgeben, gibt es
Hoffnung. Es stehen so viele soziale und
ökologische Herausforderungen vor uns,
und ohne Hoffnung können wir sie nicht
meistern. Aber Hoffnung alleine reicht na-
türlich nicht, man muss auch etwas für sein
Glück tun.

In der Filmmusik sind sowohl finnische
als auch chinesische Klänge zu hören.
Wie haben Sie die Musik ausgewählt?
Mit meinem Filmkomponisten Anssi Ti-
kanmäki und seinen zwei Söhnen haben wir
dann entschieden, dass wir ein typisches
Instrument aus beiden Kulturen wählen
und sie in verschiedenen musikalischen
Themen mischen. Das typische finnische
Instrument ist Ziehharmonika und das chi-
nesische ist Erhu, eine zweiseitige Röhren-
spießlaute, „eine chinesische Geige“. Erhu
und Harmonika haben überraschend gut
zusammengepasst, und wir haben die Kom-
bination sehr oft genutzt. Der Film beginnt
gleich mit einem Thema mit nur diesen
zwei Instrumenten. Zusätzlich gibt es auch
typische Lieder aus beidenKulturen, wie et-
wa den finnischen „Lapin Tango“ von dem
großen Unto Mononen und das alte Volks-
lied, das Cheng auf dem See singt.

MenschenunwürdigeHaft
Die australische Serie „Stateless“ handelt von den unmenschlichen Bedingungen in Abschiebelagern des Landes,

aber auch von Gewissensentscheidungen V O N J O S É G A R C Í A

I
nspiriert von wahren Begebenhei-
ten“, heißt es zu Beginn der australi-
schen sechsteiligen Miniserie „State-
less“. Im Mittelpunkt der tatsächli-

chen Ereignisse steht eine deutsch-australi-
sche, ehemalige Flugbegleiterin, die sich in
den Jahren 2004 und 2005 zehn Monate
lang unrechtmäßig in Abschiebehaft in
Australien befand.
In „Stateless“ heißt sie Sofie Werner

(Yvonne Strahovski). Zu Beginn kommt sie
Weihnachten zu ihren deutschen Eltern.
Bei der Familienfeier auch dabei: ihre äl-
tere, verheiratete SchwesterMargot (Marta
Dusseldorp), Mutter zweier Kinder. Die
Stimmung ist gereizt, denn die Eltern und
wohl auch die Schwester drängen Sofie,
endlich zu heiraten. Auf der Suche nach
sich selbst gerät sie in die Fänge einer Psy-
chosekte, die sich als ein von Gordon
(Dominic West) und Pat Masters (Cate
Blanchett) geführtes Tanzstudio tarnt.
Gegengeschnitten zu Sofies Geschichte

wird das Bemühen des afghanischen Leh-
rers Amir (Fayssal Bazzi), für sich und seine
Familie Plätze in einem von Schleppern or-
ganisierten Boot zu ergattern, das sie nach
Australien bringen soll. Als sich aber he-
rausstellt, dass die Schlepper Betrüger sind,
und es gar kein Boot gibt, muss sich Amir
etwas einfallen lassen. Die zwei weiteren
Hauptfiguren in der geschlossenen Minise-

rie (Limited Series) stehen auf der Gegen-
seite: Der einfache, seine kleine Familie lie-
bende Cameron Sandford (Jai Courtney)
heuert bei der Firma an, die für die Sicher-
heit bei dem Abschiebegefängnis zuständig
ist, in dem sowohl Sofie als auch Amir lan-
den. Dessen Leitung übernimmt Clare Ko-

witz (Asher Keddie) im Auftrag der Regie-
rung. „Stateless“ verknüpft die Geschichten
der vier Hauptcharaktere sowie einiger
Nebenfiguren miteinander in einer stimmi-
gen, komplexen Handlung. Die Serienent-
wickler Tony Ayres, Cate Blanchett und
Elise McCredie sowie die Regisseurinnen

Emma Freeman und Jocelyn Moorhouse
enthüllen in dramaturgisch klug eingesetz-
ten Rückblenden nach und nach die Vorge-
schichte von Sofie und Amir. Im Gegensatz
zu manch anderen Filmen und Serien brau-
chen sie keine ausdrücklichen Hinweise auf
die Zeit, in der „Stateless“ angesiedelt ist.
Die aus heutiger Sicht altmodischen Han-
dys reichen vollkommen aus: Es ist einfach
die „Vor-Smartphone-Zeit“.
DieMiniserie verdeutlicht diemenschen-

unwürdigen Bedingungen der Flüchtlings-
Auffanglager Australiens, die als „Detention
Center“, als Abschiebegefängnis, geführt
werden. Davon zeugen nicht nur etwa die
Geschichte von Amirs Familie, sondern
auch weitere Figuren, etwa zwei tamilische
Flüchtlinge, die auf dem Dach einer Bara-
cke die Öffentlichkeit auf die Lebensbedin-
gungen im Camp aufmerksammachen wol-
len, oder auch der alteMann, der seit sieben
Jahren neben dem gepackten Koffer auf
einem Stuhl sitzt und auf die Entscheidung
über sein Schicksal wartet.
„Stateless“ rückt darüber hinaus immer

wieder die Gewissensentscheidungen man-
cher Amtsträger in den Mittelpunkt. Und
nicht zuletzt unterstreicht die Miniserie die
Bedeutung der Familie einschließlich Ge-
schwisterliebe.
„Stateless“, sechsteilige Miniserie mit
insgesamt 315 Minuten. Auf Netflix

Die Australierin deutscher Abstammung Sofie Werner (Yvonne Strahovski) wird
in einem Abschiebe-Camp unrechtmäßig festgehalten. Sie gibt ihre Identität
nicht preis und möchte nach Deutschland abgeschoben werden. Foto: Netflix

ccccccc

Diese Woche auf Twitter

Das widerlicheWeltbild einer Berliner Grü-
nen: Ungeborene bis kurz vor der Geburt tö-
ten und Internetzugang sind die wichtigen
Themen. Könnte kotzen!
Pressesprecher (CDU) Michael Kruse
über Laura Sophie Dornheim, die mit
ihrer Partei (Grüne) für die Abschaf-
fung des § 218 kämpfen will

Viele ÄChristen konnten aufgrund der
ÄSED-Politik kein Abitur machen. Sie
haben heute eine wesentlich geringere Ren-
te als Anhänger der Partei. Nähme die ÄLin-
ke als Fortsetzungspartei ihre sozialistischen
Parolen ernst, müsste sie ihr Vermögen den
von ihr einst Unterdrückten geben.
Der evangelische Theologe Helmut
Matthies zur Linken

Thilo ÄSarrazin hat Kritisches über kultur-
fremde Zuwanderung, Integrationsproble-
me und den Islam geschrieben – lesenswerte
Bücher, wie ich finde. Lesenswert auch sein
Buch über den „Tugendterror“. Nunmuss er
die SPD verlassen. Die ÄSPD schafft sich ab.
Philip Plickert (FAZ) zu Thilo Sarrazin

DC Police verhaftet Pro-Life-Studenten für
die friedliche Kreidenotiz „vorgeburtliche
Black Lives Matter“. Warum wird „BLM“
-Spray auf der Straße akzeptiert, aber „vor-
geburtliche Black Lives Matter“-Kreide auf
dem Bürgersteig kriminalisiert?
Lila Rose (Präsidentin von LiveAction)
kritisiert die Doppelmoral
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Schrieb ein Standardwerk ohne Fußnoten: Ernst Kantorowicz. Foto: IN

Ein Querdenker, der sein Fach liebte
Als Historiker in Europa und Amerika anerkannt: Die Biographie von Ernst Kantorowicz zeigt, was Deutschland verloren hat V O N U R S B U H L M A N N

E
rnst Kantorowicz, von Freunden
EKa (1895–1963) genannt, ge-
hört zu den erratischen Figuren
deutschen Geisteslebens in der

erstenHälfte des letzten Jahrhunderts.War
er Historiker? Man ist versucht zu sagen,
ein historisch informierter Feuilletonist,
dessen erstes Werk über Kaiser Friedrich
II. mit bald 600 Seiten ohne Fußnoten he-
rauskam, ein Affront für die deutsche Pro-
fessorenschaft. Was hätten sie erst gesagt,
wenn sie gewusst hätten, dass der 32-jähri-
ge Autor auf Geheiß von Stefan George, zu
dessen Kreis er gehörte, jene auf den ersten
Blick mehr mythisch als faktisch orientierte
Sicht auf den Staufer vorgelegt hatte.
Der amerikanische Historiker Robert E.

Lerner hat dem aus jüdischem Haus Stam-
menden, der, wie so viele Glaubensgenos-
sen seiner Generation, als Nationalist be-
gann, um aber nach der Vertreibung kom-
plett auf die andere Seite zu wechseln, eine
ungemein faktenreiche Biographie gewid-
met – perfekt übersetzt vonThomasGruber
– die auf lange Zeit das letzte Wort zum
Historiker-Dandy und Bonvivant Kantoro-
wicz sein dürfte. Aus wohlhabendem Haus
stammend – die Familie betrieb eine Likör-
und Schnaps-Fabrik – erhielt er in Posen
eine rein deutschsprachige und preußisch-
nationalistische Ausbildung und Prägung.
Anders als die gläubigen Eltern entfremde-
te er sich dem Judentum und feierte nie
eine Bar-Mizwa. Als Kriegsfreiwilliger er-
lebte er Gefechte imWesten und Osten, be-
kam von Preußen das Eiserne Kreuz und
von der Türkei den Eisernen Halbmond;
dort zeigte sich zum ersten Mal, was kenn-
zeichnend sein sollte: Das unglaubliche
Glück, das er sein Leben lang haben würde
und das ihm gerade in schweren Stunden zu
Hilfe kam, und eine Gewitztheit oder
eigentlich Frechheit, die ebenfalls Konstan-
te werden sollte: Als Vizewachtmeister, also
noch nicht einmal Offizier, eine Affäre mit
der Geliebten des Marschalls Liman von
Sanders, seines Befehlshabers, anzufangen,
war dreist. Die Nachkriegszeit, die ihn zu-
nächst als Kämpfer gegen die Spartakisten

sah, brachte ihm als Studenten in Heidel-
berg die Begegnung mit Stefan George, die
lebensverändernd war und in dessen Bann
und Kreis er sofort geriet. Später, im neuen
amerikanischen Leben zum politischen
Linken gewandelt, war EKa stolz darauf,
dass mit Claus Schenk von Stauffenberg ein
Kreis-Mitglied das Attentat auf Hitler wag-
te. Immer sollte neben dem des Vaters auch
ein Foto Georges den Nachttisch zieren.
Kantorowicz hatte als Student der Natio-

nalökonomie begonnen – es gab Pläne, dass
er die elterliche Firma übernehmen sollte –
wechselte dann aber zur Geschichte, insbe-
sondere des Mittelalters, und legte 1921
eine Dissertation von 104 Seiten vor, die

sein Biograph trocken mit einer heutigen
Bachelor-Arbeit vergleicht, nur aus der Se-
kundärliteratur erarbeitet. Der Umgangmit
den Quellen war sehr frei, bis hin zu erfun-
denen Zitaten, „wenn es dann passte“. Ler-
ner ist sich sicher, dass George den Auftrag
zur Friedrich-Biographie erteilte, jener
George, der seit den 1920ern in Gedichten
ein „Neues Reich“ herbeisehnte. Als Kanto-
rowicz sieben Jahre später sein Buch zum
Staufer, jenem zwischen Okzident und
Orient wandelnden Herrscher, vorlegte,
war es jedenfalls ein Ereignis, sein Verfasser
wurde schlagartig berühmt. Aus mehreren
Gründen: Ein eigenartig schwärmender
Ton, der in die damalige Zeit passte, aber in

historischen Werken ungewohnt war, vor
allem aber ein neuer Ansatz: Nicht zu zei-
gen, wie es oder in diesem Fall er „gewor-
den“ war, sondern wie er „war“. Kantoro-
wicz, mit seiner stets gewählten Kleidung,
der eigenartig singenden Sprechweise – gar
parfümiert, wie ein Professor stirnrunzelnd
anmerkte – war zum Star geworden, der
sich auf dem Historikertag für sein Buch
rechtfertigen musste – und dies auch glän-
zend tat. Un-habilitiert (wiederum ein Ver-
stoß im Land der Ordinarien) bekam er
einen Lehrstuhl an der neuen „Bürger-Uni-
versität“ in Frankfurt.
Doch während der Professor in seiner

Vorlesung „Das Adelsproblem des späten
Mittelalters“ unverhohlen das Georgesche
Elite-Denken vertrat, war es 1933 gewor-
den. Im Dezember des Jahres musste Kan-
torowicz den Katheder verlassen. Zwar
schützte ihn zunächst noch sein Front-
kämpfer-Status, doch bat er selber um Ent-
pflichtung. Viele neue Freunde machte er
sich dort; Kantorowicz erkannte schnell,
dass die Angelsachsen gerade bei Geistes-
wissenschaftlern ein pompöses, gespreiztes
Auftreten verabscheuen und kehrte die Ge-
selligkeit hervor. Zu einer regelrechten Pro-
fessur kam es nicht, doch war Kantorowicz
nun „imprägniert“, um 1939 den Sprung
über den großen Teich zu wagen und an der
Universität Berkeley in Kalifornien zu lan-
den. Doch dauerte es bis 1945, dass EKa
einen richtigen Lehrstuhl erhielt, auch des-
wegen, weil die USA von meist hoch quali-
fizierten europäischen Emigranten über-
rannt waren.
Ein letztes Mal in seinem Leben hatte er

Glück: Man holte ihn auf Lebenszeit zum
„Institute for Advanced Study“ in Prince-
ton. Das privat finanzierte Institut verlang-
te keine Lehrtätigkeit, wohl aber intensives
Forschen. Das letzte große Buch über „Die
Zwei Körper des Königs“, ein bis heute fas-
zinierendesWerk, verdankt sich dieser Zeit,
ein Versuch, zwischen dem natürlichen und
sterblichen Körper desMonarchen und sei-
nem scheinbar unsterblichen „institutionel-
len“ zu unterscheiden. Eka kam darauf, als

er sich fragte, was der zeremonielle Ruf:
Der König ist tot, es lebe der König! eigent-
lich bedeutet. So beziehungsreich ist das
Buch, aus entferntesten Quellen schöpfend,
dass es unmöglich ist, eine Übersicht auch
nur zu versuchen.
Ernst Kantorowicz – er selber konnte

spannend schreiben und verdient es, dass
sein Leben so meisterhaft geschildert wird
wie in dieser Biographie – war typisch und
untypisch für eine bestimmte Generation
deutsch-jüdisch Gelehrter: Das nationalis-
tische Denken war typisch für die Juden
seiner Zeit, die „deutscher als die Deut-
schen“ sein wollten, aber ein Kämpfer
gegen die Spartakisten zu sein, der dann in
den Geruch der Kommunisten-Freundlich-
keit geriet, war untypisch. Sein durchaus
vorhandener Fleiß und seine starke Detail-
freudigkeit – manchmal nahmen die Fuß-
noten mehr Platz ein als der Haupttext –
war ganz deutsch. Sein kaustischer Humor
eher nicht; bei einer Papstaudienz für die
Teilnehmer eines Kongresses ist er auf
einemFoto direkt hinter Pius XII. zu sehen.
Er versandte esmit denWorten: „Achtet auf
den Mann mit Brille, halb verdeckt vom
Gestatoria-Träger. Es ist ein Unterstützer
von Thron und Altar, eskortiert von der
päpstlichen Garde.“ Seine geradezu unver-
schämte Lebensfreude, unterstützt von vie-
len Flaschen Mosel-Riesling, die er auch in
den USA nicht missen wollte, half ihm zu
überleben. Lerner schreibt, EKa wusste
deutlich mehr über den Katholizismus als
die meisten Katholiken, hatte aber für prak-
tizierte Religion nur Spott übrig. Doch als
ihn einer seiner Schüler einen Atheisten
nannte, brauste er auf: „Womit habe ich Dir
Anlass zu dieser Meinung gegeben?“ Kan-
torowicz starb mit 68 Jahren einen plötzli-
chen Herztod, wie er es sich gewünscht
hatte, und verfügte, dass seine Asche zu-
sammen mit seinem Lieblingskorkenzieher
beizusetzen sei. So geschah es.
Robert E. Lerner: Ernst Kantorowicz
– Eine Biographie. Verlag Klett-Cotta,
Stuttgart, 2020, 553 Seiten, ISBN
978-3-608-96199-7, EUR 48,–

Können linke Globalisten und „volks- und heimatnahe“ Rechte des Glaubens
gegenübergestellt werden?, fragt der Rezensent. Unser Bild zeigt traditionelle
Tölzer beim Leonardiritt. Foto: dpa

Getaufter Nationalismus?
Ein Sammelband fragt nach dem rechten Platz des Christen in der weltanschaulichen Wirrnis dieser Zeit V O N S T E P H A N B A I E R

E
in wenig wie zufällig zusammen-
gekehrt wirken solche Sammel-
bände mitunter, so dass sich der
geneigte Leser erst einmal auf die

Suche nach den Perlen machen muss. Im
vorliegenden Werk bietet sich dafür der
Beitrag des jungen Philosophen Daniel
Zöllner über das christliche Europa als
„Kontinent der Säkularisierung“ an. In er-
frischend unideologischer Argumentation
weist der Autor progressive wie reaktionäre
Geschichtskonstruktionen zurück und
zeigt, dass die Errungenschaften der Neu-
zeit nicht in einem Gegensatz zum christli-
chen Glauben stehen, sondern aus ihm her-
vorgingen: „Die Neuzeit setzt eine Dynamik
frei, die imChristentum selbst angelegt ist.“
Zöllners geschichts- und religionsphilo-

sophische Analysen sind von vielen Den-
kern inspiriert und dennoch originell. Etwa
wenn er in der Leugnung der Erbsünde und
der starken Betonung der Prädestination im
Islam einen Rückfall in „kosmotheistische“
Sichtweisen ortet, die bereits das Judentum
– und in dessen Folge und Überbietung das
Christentum – mit der „Entweltlichung
Gottes“ überwunden hatte. Gut belegt und
argumentiert ist jedenfalls seine Grundthe-
se, dass sich Europa gerade als „Kontinent
der Säkularisierung (…) als ein durch das
Christentum geprägter Kontinent“ erweist.
Zöllner beschreibt treffend das Christen-
tum als „eine geistige Revolution“, die die
Welt entgöttert und dem Menschen gerade
so „die Entscheidung über sein Erbe, über
sein Handeln in der Welt nach dem Gut-
dünken der eigenen Vernunft“ ermöglicht.

Freilich unterscheidet Zöllner die vom
Christentum ermöglichte Säkularisierung
sauber von einem „Missverständnis der Sä-
kularisierung“, das sich „in Form von Heils-
lehren und Ideologien sowie in Form eines
,Nihilismus‘“ äußere. Leider ist das vorlie-
gende Werk nicht durchgehend von dieser
analytischen Kraft getragen. Manche Bei-
träge sind – ob gewollt oder ungewollt –
eher als polemische Essays einzuordnen.
Auch wird eine Nähe zur AfD, deren Etab-
lierung als „Erfolg“ und „Ergänzung des
Pluralismus“ begrüßt wird, nicht bestritten,
etwa wenn es heißt: „Die teils ungenügend
deutliche Abgrenzung von Extremisten und
untragbare Formulierungen Einzelner ma-
chen es politischen Gegnern i.Ü. leicht, die
AfD ins falsche Licht zu rücken.“
Was demgegenüber das rechte Licht wä-

re, kann wohl am ehesten der Beitrag von
Volker Münz zeigen, welcher ja AfD-Bun-
destagsabgeordneter ist. Er malt das Bild
einer gespaltenen Gesellschaft (wohlge-
merkt im Westen), in der sich eine „Elite“
von Politikern, Wirtschaftslenkern und „so-
genannten Intellektuellen“ vom „gemeinen
Volk“ abgekoppelt habe. Diesen Eliten wirft
er vor, „in der globalen Infrastruktur einen
Platz ergattert“ zu haben undmit ihrem glo-
balistischen Denken und Handeln die De-
mokratie zu gefährden. Demgegenüber be-
wirbt er den Populismus „als eine Gegenbe-
wegung gegen die Macht der Gewinner der
Globalisierung“. Populismus sei „eine Re-
aktion auf die Krise der Demokratie im Zei-
chen des Globalismus“. Die Grundannah-
me, es gebe eine globalistische Strategie

oder Ideologie, und dieser müsse man Wi-
derspruch entgegensetzen, bestimmt auch
die Überlegungen des Theologen und Poli-
tikwissenschaftlers Felix Dirsch. Auch er
sieht „globalistische Eliten“ amWerk, die er
als „humanitaristisch ausgerichtete Gut-
menschen“ verhöhnt. Dirsch geht es weni-
ger um eine gesellschaftspolitische Diagno-
se, sondern um eine kirchliche oder kir-
chenpolitische. Er konstruiert einen Kont-
rast „zwischen einer eher linksglobalisti-
schen Ausrichtung des Glaubens und einer
dieser entgegengesetzten volks- und hei-

matnahen Variante“. Immerhin bestreitet
auch Dirsch nicht, dass „dem Christentum
von Anfang an eine zentrale universalisti-
sche Dimension innewohnt“, ja, er an-
erkennt sogar Papst Johannes Paul II. als
„leidenschaftlichen Universalisten und
gleichzeitigen polnischen Patrioten“. Dass
die sogar im Politischen recht willkürlich
konstruierten Typen des linken Globalisten
und des „volks- und heimatnahen“ Rechten
für das Christentum einfach unpassend sein
könnten und eine Taufe des Nationalismus
nicht gelingen kann, darauf kommt er je-

doch nicht.
Der ehemalige evangelische Pfarrer und

heutige AfD-Bundestagsmitarbeiter Tho-
masWawerka schreibt „Nächstenliebe“ und
„Barmherzigkeit“ in seinem Beitrag bevor-
zugt mit Anführungszeichen und qualifi-
ziert sie als „Moralschmalz“. Ungeachtet
der Traditionen der christlichen Soziallehre
postuliert er: „Christus hat zu politischen
Positionierungen nichts zu sagen, dagegen
alles in Bezug auf das konkrete Verhalten
einzelner Menschen. Nichts liegt ihm an
einer wie auch immer gearteten Gestaltung
der Gesellschaft, alles aber daran, dass der
Einzelne Eingang ins Reich Gottes finde.“
Dieser These widerspricht der Beitrag

des Schriftstellers André Thiele, der im
Kreuz auch „die Einsicht in die Notwendig-
keit universaler Ordnungen, das heißt der
Notwendigkeit des Naturrechts“ sieht. Und
weiter: „Kein Christ ist ganz Bürger. Er
unterwirft sich den Gesetzen der Gesell-
schaft, ohne ihnen zu erlauben, auf seinen
Geist überzugreifen.“
Ein solcher innerer Vorbehalt gegen die

Machtergreifung politischer Kategorien in
der spirituellen und binnenkirchlichen De-
batte ist ein erfreulicher Widerspruch
gegen eine allzu „volks- und heimatnahe“
Konstruktion des Christlichen.
Felix Dirsch/ Volker Münz/ Thomas
Wawerka (Hg.): „Nation, Europa,
Christenheit. Der Glaube zwischen
Tradition, Säkularismus und Populis-
mus“. Ares Verlag, Graz 2019, 240
Seiten, ISBN 978-3-99081-020-0,
EUR 19,90



bereits für den „Nihilismus“ entschieden, als es diesen Ausdruck, den erst
Friedrich H. Jacobi erfand, noch gar nicht gab. Europa glaubt nämlich – so
Severino – seit Jahrtausenden an das heimliche, schließlich manifest wer-
dende Nichtsein aller Dinge, an ihre Flüchtigkeit und Vergänglichkeit, und
sucht darum verzweifelt, sie und sich aus demMeer des Nichts zu „retten“.
Die Sache beginnt bei denGriechen, die – seit Äschylus – denMenschen als
primär „sterblich“, nicht als ewigen Zeugen des Seins und seinerWahrheit,
verstehen. Die Sache wird durch das Christentum nicht besser, das eben im
Sinneder „creatioexnihilo“allesSeinals „geworden“undmithinalswesent-
lich „nichtig“ ansieht. Der permanent lauernden „Gefahr“ der Vernichtung
entzieht sich die Neuzeit dann zunehmend dadurch, dass sie auf neue „Si-
cherungsinstrumente“ setzt: Der Staat soll uns, so lehrt es ThomasHobbes,
vor dem „Krieg aller gegen alle“ schützen; eine aufWissenschaft gegründete
Technik soll uns, so Francis Bacon, zuHerren der Naturmachen und gegen
alle Gefahr von ihrer Seite sicherstellen. Der neue „souveräne“ Staat wie
auch die Technik, mit denen Europa „glänzt“, sind entsprechend Geburten
einer ontologischen Angst, ihr Zweck ist immer die „Rettung“ von Sein, das
sich, wie es scheint, nicht selbst helfen kann, sodass der Mensch mit Hand
anlegen –mit „manipulieren“ muss.Wir retten heute „das Klima“mitWin-
drädern,Wärmedämmern undElektroautos –mit technischenMitteln also,
die die drohendeApokalypse abhalten sollen–derStaat sichert uns zugleich
gegen Armut, Fake News und Seuchen. Wir „digitalisieren“ nicht nur die
menschliche Kommunikation, sondern auch alle Bildung und Kunst, ja – in
Corona-Zeiten zumal – die Heilige Messe, die wir auf der Festplatte gegen
die da draußenwütende „Realpräsenz“ desVirus „sichern“.
Der Staat wiederum schafft Geld aus dem Nichts, um „Existenzen“ zu

retten, ja er greift mitMaske, Abstand undGrundrechtseinschränkungen in
daswirklicheLebenein, umeinmöglichesSterbenzubannen–erkommt im
„Ausnahmezustand“ eigentlich erst zu sich selbst, auf seine „Retterfunktion“
zurück. Für den großenSprung nach vorne schließlich,mit demderMensch
auf eigeneFaust „derEvolutionnachhelfen“ soll, planen „Transhumanisten“
den auf pharmakologischem Wege physisch und moralisch „optimierten“
Menschen, der am Ende gar durch ein „Mind-Upload“ seine Sterblichkeit
abstreifensoll.Undselbst viele, dieandiese „allerletzten“Erfolge, vondenen

unter anderemdas SiliconValley träumenmag, nicht recht glaubenwol-
len, glauben doch an die Spritze, die eines Tages ganz sicher „das Vi-

rus“ und also dasNichts besiegt habenwird – sei es gleich umden
Preis der genetischen Manipulation des alten, des bisherigen

Menschen, der eben nur mit Hilfe technischer Selbstopti-
mierung der letztenVernichtung zu entgehen vermag.

Severino hat Thesen wie die hier komprimiert
vorgetragenen in den letzten Jahrzehnten in

verschiedenen Büchern zur Wissenschaft,
zur Technik, zum Kapitalismus, ja auch

zur „Philosophie der Zukunft“ entfaltet, die
a l l e eine enorme zeitkritische Potenz

aufweisen. Das eigentlich Auf-
rüttelnde an diesen Büchern ist
dabei gar nicht nur die Kritik,
sondern die unausweichli-
che Frage, die sie stellen:
Von welchem Standpunkt
aus blickt ihr „modernen
Menschen“ denn ei-
gentlich auf die Dinge?
Worauf verlasst ihr
euch wirklich, wenn
ihr glaubt, dem
Nichts ins Auge
zu sehen und
euch vor ihm
retten zu müs-

Auswege
ausEuropas
pandemischem
Nihilismus

Vor fünfzig Jahren
trennte dieKirche

sich von demPhilo-
sophenEmanuele

Severino. Die Erin-
nerung an ihn gibt

Anlass, es wiedermit
Theologie statt Trivi-
alitäten zu versuchen

VON PROFESSOR THOMAS SÖREN HOFFMANN

Im Januar dieses Jahres ist mit Emanuele Severino (1929–
2020) der wohl wichtigste italienische Gegenwartsphilosoph
gestorben – ein Philosoph, der in seiner Heimat niemals nur
ein Geheimtip für Akademiker, sondern eine tatsächlich öf-
fentliche Figur war, eine Figur, auf die der Reisende aus dem
Ausland schon im Bahnhofsbuchhandel stoßen und über die
ihn sogar sein Hotelier ins Gespräch verwickeln konnte. Se-
verino hat dabei eine etwas komplizierte Laufbahn absolviert:
In Pavia Schüler von Gustavo Bontadini (1903–1990), einem

der namhaftesten Neuscholastiker seiner Generation, seit 1954 dann selbst
Professor an der KatholischenUniversität inMailand, geriet er in den 60er
Jahren in Konflikt mit der Kirche – in einen Konflikt freilich, der ganz und
gar nichts mit den Standardquerelen selbstbewusster Zeitgeistlichkeit mit
demLehramt zu tun hatte, sondern auf einer Ebene spielte, mit derenRele-
vanz schon keinermehr rechnenwollte: auf derEbenederMetaphysik.
In der Tat hatte Severino nichts Geringeres als eine Kontroverse um die

Grundbegriffe des abendländischen Denkens überhaupt provoziert, eine
Auseinandersetzung, die im Kern um die Frage ging, was mit dem „Sein“
alleine gemeint sein kann. Bereits in einem stattlichen, frühen Hauptwerk
aus den 50er Jahren, dann 1964 nochmals in einer Programmschrift, die
denTitel „RitornareaParmenide“– „ZurückzuParmenides“ trug, hatte sich
Severino mit viel Verve zu dem uralten „eleatischen“ Seinsdenken bekannt
und allen späteren Ontologien, so auch dem für die Scholastik so wichtigen
Aristotelismus, eine klare Absage erteilt. In dem entstehenden Streit ging es
–vereinfachendgesprochen–vorallemumdieFrage, inwelchemSinneman
sagen kann, dass es „ein Werden gibt“. Mit dem Vorsokratiker Parmenides
(ca. 540–480 v. Chr.), dem Gründer eben der Schule des alten, süditalieni-
schenElea, bestreitet Severino, dass esmöglich ist, demWerdenSeinsquali-
tät zu verleihen: Seinwird nicht, Sein ist; dasWerden seinerseits ist nicht, es
scheint amSein, ohnedabei selbst zu sein–es spiegelt sichnur inderEinheit
vonDenkenundSein, diewir alsMenschen sind.Das klingt tatsächlich „von
weit hergeholt“ und ist es auch, weil es eine 2500-jährige Tradition, die an
dasWerden zu glauben entschlossen war, zurücknimmt. Es klingt zunächst
auch „abstrakt“ und ungreifbar, wird aber sofort konkret, wennman die ele-
atische These ausbuchstabiert und dann zum Beispiel zu sagen genötigt ist:
Es gibt keine Schöpfung, da damit einWerden des Seins aus demNichts ge-
dacht werdenmüsste – was unmöglich ist. Es gibt auch keine Auferstehung,
die man nur denken kann, wenn man ein Nichtseinkönnen des Seienden
voraussetzt – was widersprüchlich ist. DerMensch schließlich, insofern
er ist, ist nicht sterblich – er gehört in das Licht des Seins, das nicht
verlöschen kann. 1970, vor fünfzig Jahren also, endete aufgrund
von Thesen wie diesen Severinos Engagement an der Cattolica
in Mailand. Er ging nach Venedig, das unverhofft ein neues
Eleawurde.
Fünfzig Jahre später freilich gibt es dringenden An-

lass, auf Severino zurückzukommen– auch aus Sicht
der Theologie. Damit ist nicht gemeint, dass die
Theologie „eleatisch“ zu werden hätte – sie hat
gute Gründe, dies nach wie vor nicht zu tun,
auch wenn es für Fundamentaltheologen
gewiss keine schlechte Übung wäre, mit
ähnlich hohem intellektuellem Aufwand, wie
ihn Severino entfaltet, klarzumachen, was eigent-
lich gegen einen „theologischenEleatismus“ spricht.
Aktuell geht es um etwas anderes: um das,

was Severino im Auge hatte, wenn
er davon sprach, dass Europa im
Zeichen seines Glaubens an das
Werden jedwede Chance auf eine tra-
gende Seinsgewissheit längst verspielt
hat. Europa, das das Werden für seiend
hält, hatte sich nach Severino in der Tiefe

sen? Ist – umbei „Corona“ zu bleiben –wirklich der Immunitätsausweis, die
„App“ und die Spritze die letzte Antwort, die ihr zu geben wisst? Habt ihr,
wenn dem so ist, denn ganz vergessen, dass dieWürde desMenschen auf et-
was Unantastbares zeigt, das niemand herbei- und auch nicht wegspritzen
kann? Habt ihr vergessen, dass das Nichts nur als der Affe des Seins, nicht
aber als dessenwirklicherFeind „dasein“ kann?Undmerkt ihr nicht, was für
ein gewaltiger Unterschied es ist, ob ihr vonAngst getrieben nach Sicherung
ruft oder aus der Gewissheit des Seins – eures Seins – heraus handelt, dabei
Seinaufscheinen lasstundbezeugt, sodassdieSchattendemLicht,dieeinge-
bildeten „Möglichkeiten“ der wahrhaftenWirklichkeit weichen?Weiß denn
nicht schoneinKind,wasdieDifferenzzwischendempolitischen„Furchtap-
pell“ und der Liebe ist, die den wegisolierten Alten eben nicht seinen einsa-
men, aber sterilenTod sterben lässt?
Severino spricht indiesemKontextdavon, dassderGrundtondermensch-

lichen Existenz im Zeichen des Nichts immer die Angst, im Zeichen des
Seins aber rein die Freude ist, in der sich das Sein selbst bejaht und die des-
halb „ewig“ gegründet ist. Auf welcher Seite wir stehen, entscheidet sichmit
derPerspektive, diewir einzunehmen vermögen.
Fünfzig Jahre, nachdem sich dieKirche auswie gesagt durchaus nachvoll-

ziehbaren Gründen von Severino getrennt hat, kann dieser nach dem Ge-
sagtenmindestens zwei Fragen provozieren, mit denen sich auseinanderzu-
setzen der Kirche und der Theologie nur guttun kann. Die erste Frage wäre:
Aus welcher Perspektive genau schaut ihr auf die vermeintliche Allmacht
desNichts, dieMenschen immer und so auch heute in Angst und Schrecken
versetzt? Die Antwort, die darauf Priester geben, die die Kommunion mit
Maske und Gummihandschuh, dafür ohne Spendeformel reichen, dürfte so
wenig überzeugend sein, wie es der Anblick eines Spenders für Desinfekti-
onsmittel imWeihwasserbecken sein kann. Die Antwort kann vielmehr nur
indemMutbestehen,denchristlichenGlaubenwieder inseineUrdimension
zusetzen, indererdasgroßeGanze imBlickhat, indererauchohneweiteres
metaphysisch ist und wieder Theologie im eigentlichen Sinne betreibt, statt
mancherlei Trivialitäten, auch sanitäre, fürWeisheit zu halten.
Die andere, nochmals tiefer zielende Frage aber ist: Woher gewinnt denn

ihr dieGewissheit des Seins, derer es nicht nur imDenken, sondern auch für
ein Handeln bedarf, das etwas anderes erstrebt als nur das, ein braves Glied

der Bürgergemeinde zu sein? Seins-
gewissheit stammt nicht aus behörd-
licherAnerkennungodersonsteinem
äußeren Zuspruch: Seinsgewissheit
setzt die Erfahrung der Wahrheit,
das Sehen in ihrem Licht und die
Freude an ihrem Sich-Offenbaren
voraus. Christliche Theologie hat
dies auch lange gewusst und täte gut
daran, sichdarauf–vielleicht sogar in
Erinnerung an Severino – erneut zu
besinnen.DieAnzeichen,dass ihrdas
gelingen mag, scheinen einstweilen
spärlich gesät.

Die Neuzeit sucht sich der Gefahr
der Vernichtung durch „Siche-
rungsinstrumente“ zu entzie-
hen: Der Staat soll die Menschen
vor dem „Krieg aller gegen alle“
schützen, Wissenschaft und Tech-
nik sollen sie zuHerren derNatur
machen und gegen deren Bedro-
hungen absichern. Der „souve-
räne“ Staat wie auch die Technik
sind letztlichGeburten einer onto-
logischenAngst, dermit sanitären
Weisheiten allein nicht beizukom-
men ist. Dem pandemischen Ni-
hilismus kann auch praktisch nur
eine unzerstörbare Seinsgewiss-
heit entgegengesetzt werden, wie
sie der christliche Glaube durch-
aus kennt.Bilder Fotomontage: stock.adobe.com
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Ehe und Glück
Spielt die Ehe keine Rolle für das Glück? Eine Studie wendet fragwürdige Methoden an V O N J Ü R G E N L I M I N S K I

E
mpirische Studien sind heute die
neuen Grundlagen des Wissens
und damit der Meinungen und
Glaubenssätze. Das ist zwar bes-

ser als bloße Ansichten undMeinungen oh-
ne empirische Belege, aber nicht jede Stu-
die ist wahr, nur weil mit Zahlen hantiert
wird. Manchmal dienen Forschungen nur
dazu, alte Wahrheiten und Traditionen in
Misskredit zu ziehen. Das gilt vor allem für
Studien, die sich mit den natürlichen Insti-
tutionen Ehe und Familie befassen. Da
lohnt es sich, genauer hinzuschauen. Im
Journal of Positive Psychology ist jetzt eine
umfangreiche Studie veröffentlicht worden,
die nahelegt, dass es beim Glücklichsein
oder dem Sich-glücklich-fühlen kaum
Unterschiede gebe zwischen Eheleuten, Al-
leinlebenden oder Geschiedenen (Loved
and lost or never loved at all? Lifelong ma-
rital histories and their links with subjective
well-being). Autoren sind mehrere Profes-
soren der staatlichen Universität von
Michigan. Sie haben anhand einer Umfrage
unter 7532 Teilnehmern (54 Prozent da-
von Frauen) den Glücksstand der Befragten
gemessen und daraus Schlüsse für die All-
gemeinheit gezogen.
Die führenden Autoren der Studie, Wil-

liam Chopik undMariah Purol, kommen zu
dem Ergebnis, dass die Unterschiede mini-
mal seien. Aber sie haben zum einen dieGe-
schiedenen etliche Jahre nach der Schei-
dung befragt und die Zeit der Scheidung
selbst ausgeblendet, mithin eine Moment-
aufnahme geliefert. Das ist bei emotionalen
Beschreibungen kritisch zu betrachten. In
der Regel werden hier Ergebnisse über lan-
ge oder längere Zeiträume von mindestens
sechs Jahren erfasst, um Schwankungen
einzuordnen. Zum zweiten leben nur 13

Prozent der befragten Personen geschieden
oder getrennt, was Vergleiche ebenfalls ver-
zerrt. Und zum dritten wurden ganz unter-
schiedliche Altersgruppen befragt von 18
bis 60 Jahren. Allein dieses wissenschaft-
lich fragwürdige Vorgehen lässt ernsthafte
Zweifel aufkommen.

Ernsthafte Zweifel am
Vorgehen der Studie
Ganz erstaunlich aber ist, dass der Psy-

chologe William Chopik in einer früheren
Studie mit einem Kollegen von der Univer-
sität Chicago, Ed O’Brian, zu dem Ergebnis
kam, dass verheiratete und bereits in Rente
lebende Paare gesünder sind als Unverhei-
ratete oder Geschiedene. Hier hatte er sich
an die üblichenKriterien gehalten: Gleiches
mit Gleichem zu vergleichen (Altersgrup-
pen von 50 bis 90) und das über einen län-
geren Zeitraum (sechs Jahre). Diese Studie
bestätigte Forschungen seit den siebziger
Jahren, wonach Verheiratete gesünder und
länger leben, was oft mit der gegenseitigen
Pflege und gesünderen Ernährung, Wohl-
stand im Alter und geringerem Stresslevel
zu tun hat. Natürlich können Alleinlebende
sich auch gesund ernähren und durch ein
gepflegtes Innenleben beziehungsweise
eine selbstreflektierende Beziehung zuGott
(etwa regelmäßiges Gebet) Stress abbauen
und Glücksmomente erleben. Das aller-
dings setzt einen praktizierten Glauben vo-
raus.
Trotz der Mängel der Michigan-Studie

lassen sich einige Schlussfolgerungen von
William Chopik nachvollziehen. So ist of-
fenkundig, dass ein glücklicher Ehepartner,
eine glückliche Ehepartnerin, sich mehr um
das Glück in der Ehe kümmert und ein un-

glücklicherMensch sich eher auf seine eige-
nen Probleme und Beschäftigungen zu-
rückzieht. Ebenso selbstverständlich er-
scheint, dass ein glücklicher Ehepartner
eher beispielhaft wirkt für den Lebenswan-
del als ein unglücklicher. Wer am Glück
des/der anderen interessiert ist, wird sich
entsprechend darum bemühen.
Hier, bei der persönlichen Mühe und In-

tention, endet allerdings der Bereich des
empirisch Messbaren. Wer will die Liebe
messen? „Die Liebe ist langmütig, die Liebe
ist gütig. Sie ereifert sich nicht, sie prahlt
nicht, sie bläht sich nicht auf. Sie handelt
nicht ungehörig, sucht nicht ihren Vorteil,
lässt sich nicht zum Zorn reizen, trägt das
Böse nicht nach. Sie freut sich nicht über
das Unrecht, sondern freut sich an der
Wahrheit. Sie erträgt alles, glaubt alles, hofft
alles, hält allem stand. Die Liebe hört nie-
mals auf.“ So heißt es im Hohelied der Lie-
be (vgl.1 Kor, 13). Diese Liebe ist das wirk-
liche Geheimnis des Eheglücks. Und das ist
nicht messbar.

Trotz sozialer Absicherung
sinkt die Lebenserwartung
Messbar sind einige Folgen: Gesundheit,

Lebenserwartung, Wohlstand. Aber auch
diese Folgen sind von vielen Faktoren ab-
hängig, gerade die Gesundheit, und zwar
auch von Faktoren, die jenseits der eigenen
Verantwortung und persönlicher Hand-
lungsoptionen liegen, etwa die Sauberkeit
der Luft und des Wassers.
Auch bei der Lebenserwartung ist zu be-

obachten, dass sie derzeit auch in den rei-
chen Industrieländern deutlich sinkt – trotz
sozialer Sicherungssysteme und besserer
Ernährung. Möglicherweise gibt es Zusam-

menhänge zwischen der psychischen Be-
lastbarkeit und Befindlichkeit auf der einen
und dem Zustand der Ehe und Partner-
schaft sowie der Energie, die man in diese
Beziehung investiert, auf der anderen. Des-
halb sind Forschungen subjektiver Befind-
lichkeiten nicht a priori sinnlos. DieMetho-
den der Vergleichbarkeit müssen stimmig
sein.
In diesem Sinn ist eine neuere Studie des

amerikanischen Institute for Family Stu-
dies interessant. Sie geht von vornherein
davon aus, dass die direkten positiven Fol-
gen der Ehe nicht unmittelbar messbar
sind. Erst der Vergleich von Altersgruppen
und ähnlichenUmständen erlaubt belastba-
re Schlussfolgerungen.
So geben 40 Prozent der Verheirateten

zwischen 18 und 50 Jahren an, sich sehr
glücklich zu fühlen, während es bei den Un-
verheirateten nur 22 Prozent sind. Bei ge-
trennt lebenden oder geschiedenen Ehe-
partnern ohne Kinder sind es 24 Prozent
(mit Kindern nur noch 18 Prozent).
Aus den Datensätzen dieses Instituts, die

belastbarer sind als die Michigan-Studie,
lässt sich also immerhin ableiten, dass die
Ehe, statistisch gesehen, eine Quelle per-
sönlicher Stabilität, des Glücks und der Ge-
sundheit ist. Das umso mehr, wenn man an
sich und damit an der Beziehung selbst
arbeitet.
Um die anthropologisch in allen Kulturen

gegebene, natürliche Institution der hetero-
sexuellen Ehe – das „konjugale Prinzip“
nennt es der Kultursoziologe Claude Levy-
Strauss – in Zweifel zu ziehen und dem-
nächst womöglich mit gleichgeschlechtli-
chen Partnerschaften zu relativieren, rei-
chen schiefe Vergleiche und fragwürdige
Methoden jedenfalls nicht aus.

Die Liebe ist das wirkliche Geheimnis des Eheglücks. Und dieses Glück ist nicht messbar. Messbar sind lediglich einige Folgen: Gesundheit, Lebenserwartung, Wohl-
stand. Foto: Adobe Stock

KOMMENTAR

Verwirrung von oben
VON FRANZ SALZMACHER

Die Corona-Vorsorge ist geklärt, aber die
Bundesbildungsministerin verunsichert
Eltern und Schulen.
Bildung ist Ländersache. Das weiß in
Deutschland eigentlich jedes Schulkind.
Pünktlich zum Schulbeginn in mehreren
Ländern hat nun die Bundesministerin für
Bildung und Forschung, Anja Karliczek,
sich für eine Maskenpflicht ausgesprochen
und an die Länder appelliert, diese Pflicht
umzusetzen. Der Appell ist unnötig und
sorgt bei Eltern und Lehrern für Verwir-
rung. Denn seit Wochen beraten die
zuständigen Länderminister und die
Staatskanzleien der Länder, moderiert
vom Chef des Bundeskanzleramtes Helge
Braun, wie sie in Corona-Zeiten der
Schulpflicht, dem Recht der Kinder auf
Bildung und ihrem Gesundheitsschutz Ge-
nüge leisten können. Es wurden auch Be-
schlüsse gefasst, von der Kultusminister-
konferenz im Juni und von den Gremien
um Helge Braun im Juli. Dabei wurde
unter anderem auch die Maskenpflicht be-
schlossen. Dabei ist der Präsenzunterricht
die Regel, der Distanzunterricht die Aus-
nahme.

„In allen Gremien war
immer von einem „ange-
passten Schulbetrieb in
Corona-Zeiten“ die Rede.
Die Familien können be-
ruhigt sein. Die Maß-
nahmen wurden nicht nur
in den Kreisen politischer
Entscheidungsträger
besprochen, sondern
wochenlang und intensiv
auch mit Verbänden,
Gewerkschaften und
Vertretern der Schulen.“

Über all diese Beratungen und Beschlüsse
hätte die Bildungsministerin sich leicht
informieren können – ein Anruf im Bun-
deskanzleramt hätte vermutlich schon ge-
reicht. Ihr Appell nun erweckte den Ein-
druck, als hätten die zuständigen Stellen
der Länder nicht miteinander gesprochen.
Denselben Eindruck erweckte der Brief
der grünen Fraktionschefin Katrin-Göring
Eckert, die der Bundesregierung schwere
Versäumnisse im Management der
Corona-Krise vorwirft. Das, was sie for-
dert, war längst beschlossen. Es gilt Mas-
kenpflicht in allen weiterführenden Schu-
len, sobald die Schüler von ihren Plätzen
in der Klasse aufstehen. Die meisten Län-
der stellen auch Masken zur Verfügung.
Auch bei der zweiten Forderung, die Ein-
haltung von Hygieneregeln, läuft die Bil-
dungsministerin durch offene Türen. Dazu
gehört zum Beispiel die regelmäßige und
wirksame Durchlüftung der Unterrichts-
räume. In allen Gremien war immer von
einem „angepassten Schulbetrieb in
Corona-Zeiten“ die Rede.
Die Familien können beruhigt sein. Die
Maßnahmen wurden nicht nur in den
Kreisen politischer Entscheidungsträger
besprochen, sondern wochenlang und in-
tensiv auch mit Verbänden, Gewerkschaf-
ten und Vertretern der Schulen.
Warum die Bildungsministerin so für Ver-
wirrung sorgte oder den Fach-Journalisten
von ARD und Welt am Sonntag auf den
Leim ging, die ja über die Kompetenzen
Bescheid wissen müssten, bleibt ihr Ge-
heimnis und das ihrer Presseleute. Der
Fettnapf war jedenfalls groß genug, um
nicht übersehen zu werden.
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Mitmachen beim Synodalen Weg soll Schülern im Religionsunterricht nahegelegt werden. Foto: KNA

Zwischen fünf und sechs
Warum das Material über den Synodalen Weg für den Religionsunterricht nicht einmal ein „Ausreichend“ verdient V O N M I C H A E L K A R G E R

D
as Institut für Religionspädago-
gik der Erzdiözese Freiburg hat
eine Broschüre mit Unterrichts-
materialien zum Synodalen

Weg für Gymnasien („Synodaler Weg“,
Sonderausgabe der Reihe „Themen im Re-
ligionsunterricht“ 2020) herausgegeben.
Bereits im Vorwort werden Anlass und
Ursache der Krise der Kirche „in deren Rei-
hen in den vergangenen Jahrzehnten se-
xueller und geistlicher Missbrauch in unge-
ahntemAusmaß begangenwurde und deren
Strukturen den Missbrauch erleichtert und
seine Ahndung erschwert haben“ einseitig
monokausal begründet und bewertet. Fi-
nanziert wurde die knapp einhundert Sei-
ten umfassende Arbeitshilfe (Auflage
12000 Exemplare) von der Deutschen Bi-
schofskonferenz. Auf einen ersten Teil mit
sechs Aufsätzen folgen im zweiten Teil aus-
gearbeitete Unterrichtsmodelle.
Da die Unterrichtsideen überwiegend aus

den vorangestellten Aufsätzen entwickelt
wurden, müssen diese zuerst genauer be-
trachtet werden. Warum nur „Sprachpuris-
ten … über den Ausdruck Synodaler Weg
den Kopf schütteln“, da doch der griechi-
sche Begriff Synode bereits „gemeinsamer
Weg“ bedeutet, fragt man sich. Am Anfang
steht ein Beitrag des Bischofs von Osna-
brück, Franz-Josef Bode. Man muss ihm
danken für ein schönes Zitat von Alfred
Delp in seinem Text, das es verdiente, als
Motto im Frankfurter Synodenplenum an-
gebracht zu werden: „DieWucht der imma-
nenten Sendung der Kirche hängt ab vom
Ernst ihrer transzendenten Hingabe und
Anbetung. Der anmaßende Mensch ist
schon in der Nähe der Kirche immer von
übel, geschweige denn in der Kirche und gar
im Namen der Kirche oder als Kirche.“
Leider geht der stellvertretende Vorsit-

zende der Deutschen Bischofskonferenz
nicht auf diese prophetischen Worte des
Glaubenszeugen Delp ein. Interessant sind
die Akzentsetzungen hinsichtlich der Be-
schreibung der Arbeitsgruppen (Foren) des
SynodalenWeges: „1. Macht und Gewalten-
teilung in der Kirche – Gemeinsame Teil-
nahme und Teilhabe am Sendungsauftrag“;
„2. Priesterliche Existenz heute“, verbun-
den mit dem vorweggenommenen Ergebnis
der auf zwei Jahre veranschlagten Beratun-
gen: „Lebensform der Ehe oder der Ehelo-
sigkeit für Priester je nach den Erfordernis-
sen einer guten Evangelisierung“; „3.
Frauen in Diensten und Ämtern in der Kir-
che“ (Ziel der „sakramentalenWürdigung …
durch die Diakonatsweihe von Frauen oder
durch einen amtlichen Verkündigungs-
dienst“); „4. Leben in gelingenden Bezie-
hungen – Liebe leben in Sexualität und (!)
Partnerschaft („Grundprinzip der Liebe“
jetzt „menschennäher und lebensnäher an-
gehen“).“ Erstaunlich anzusehen ist, wie
sich der Oberhirte von einer romantischen
Verzückung davontragen lässt: Heraus aus
„Jerusalem, der großen, festen Stadt, dem
Ort der religiösen, politischen und gesell-
schaftlichen Mächte und des Machtgehor-
sams“. Bode projiziert sich zurück in das
„Galiläa desUrsprungs“, in „kleineGemein-
schaften der Eucharistie an Orten des Ver-
trauens“, zu „eher offene(n) und überschau-
bare(n) Lebenseinheiten“.
Höhepunkt ist ein Drewermann-Zitat,

mit dem Bode 2000 Jahre Kirchenge-
schichte meint überspringen zu können, um
sich vor der Verantwortlichkeit für die
Glaubensüberlieferung in der Gegenwart in
die rückwärtsgewendete Utopie zu flüch-
ten: „Bewusst zu leben beginnen, was vor
dem in Galiläa in der Unmittelbarkeit der
,Nachfolge‘ Jesu geschah.“ Auch Neutesta-
mentler und Synodenmitglied Thomas Sö-
ding arbeitet in seinem Beitrag nach der
Methode der pauschalen moralisierenden
Entlarvung: „Die Kirche bleibt nicht wie sie
ist. Sie muss aufbrechen, weil sie in Tausen-
den von Fällen Missbrauch begünstigt und
gedeckt hat; …“ Zudemwird betont, dass die
vier Themen des Synodalen Weges „Macht
und Partizipation, priesterliches Leben,

Frauen im Dienst der Kirche sowie Sexual-
ethik“ allesamt „aus der Nacharbeit der
MHG-Studie entstanden“ sind.
Konsequent wird nicht von Glaubensleh-

re und Dogma gesprochen, sondern von
„Traditionen“ im Sinne von unverbindli-
chem Brauchtum: Ethik und Kirchenstruk-
tur stünden deshalb im Mittelpunkt, „weil
sich auf diesen Feldern die Erwartungen an
Selbstbestimmung, die für eine säkulare
Welt typisch sind, mit den Traditionen ka-
tholischer Lehre (!) am stärksten stoßen“,
oder noch deutlicher an anderer Stelle, an
der die „Grundsatzfrage“ gestellt wird:
„Welche der Traditionen, die durch Dogma
und Kirchenrecht geheiligt scheinen, zur
Disposition gestellt werden müssen, weil es
sich, bei Lichte betrachtet, doch um
menschliche Traditionen, nicht aber um
göttliche handelt.“
Söding plädiert für eine „charismentheo-

logische Neubegründung des kirchlichen
Dienstes“, beruhend auf dem „Unterschied
der Kompetenzen“, was wohl auf eine funk-
tionale Amtsbegründung hinausläuft oder
an sich selber scheitert, da eine die Charis-
men prüfende Instanz abgelehnt wird. Die
Aufforderung an die Bischöfe, auf die vom
Konzil eingeschärfte personale Ausübung
des Hirtenamtes zu verzichten, wird in Fra-
geform gekleidet, „wie sie auf Privilegien
verzichten wollen und sich in das Ganze des
Gottesvolkes einbinden lassen können …“.
Wenig erstaunlich ist, dass auch der Beitrag
der Erfurter Dogmatikerin Julia Knop
ebenfalls unkritisch dem Verdächtigungs-
schema folgt: Es sei nun „von externer wis-
senschaftlicher Seite … ein besonderes Ge-
fährdungspotenzial für sexualisierte Gewalt
und Machtmissbrauch identifiziert worden.
Man darf ihm nicht mehr ausweichen.

Das kirchliche Priesterbild, das kirchliche
Frauenbild, sexualethische Vorgaben und
die Verurteilung beziehungsweise Tabuisie-
rung von Homosexualität müssen auf den
Prüfstand. Denn sie stützen ein System, in
dem körperliche und seelische Integrität
von Jungen undMädchen und Frauen mas-
siv Schaden genommen hat und weiter
Schaden nehmen.“
Folglich werden die klerikalen Machtha-

ber als reformunfähig, weil machtbesessen,
abqualifiziert: „Es braucht auch andere als
die Entscheider dieses Systems, um die Pa-
thologien des Systems zu identifizieren und
eine nachhaltige Reform zu erarbeiten.“
Sachlich und informativ ist dagegen der
Text des Münsteraner Kirchenrechtlers
Klaus Lüdicke. Er informiert darüber, dass
„die Vollmacht zu Entscheidungen über das
Leben der Kirche nur dem Papst – für die
Gesamtkirche – und den Bischöfen – für

ihre jeweiligen Teilkirchen – zukommt. Auf
den Bischofssynoden haben nur Bischöfe
ein Stimmrecht. Zudem haben die Be-
schlüsse einer Bischofssynode für den Papst
nur beratende Bedeutung.
Im Beitrag von Melitta Menz-Thoma

wird darauf hingewiesen, dass der „Verzicht
Kardinal Marx’ auf eine zweite Amtsperio-
de als Vorsitzender der Deutschen Bi-
schofskonferenz“ für Irritationen gesorgt
habe. Richtig muss es heißen, dass Kardinal
Marx sich kein zweites Mal zur Wahl ge-
stellt hat.
Im zweiten Teil folgen die Unterrichts-

modelle für Gymnasien. Im ersten Entwurf
sollen Schüler die Rolle eines Synodenteil-
nehmers einnehmen und „in deiner zuge-
teilten Rolle auf das Gehörte reagieren.
Unter den Rollen gibt es die eines Bischofs,
„dem die Beibehaltung der kirchlichen Tra-
dition wichtig ist“, und eines Mitbruders,
„dem die Zusammenarbeit mit Laien wich-
tig ist“. Falsch ist die Information, dass der
Apostel Paulus mit der Rede vom „Leib
Christi” (1 Kor 12, 12–17) nicht Kirche mei-
ne.

B
esonders ärgerlich sind die he-
rangezogenen Aussagen von
Karlheinz Ruhstorfer: „Die Kir-
che zu gründen, lag Jesus selbst

wohl fern.“ Ohne Stiftungswille Jesu wäre
die Kirche ohne jede Legitimation und wäre
die Rede von Kirche als Leib Christi reine
Anmaßung. „Nach und nach bildete sich
eine jüdische Sekte heraus, die Jesus als
ihren Messias erkannte. Mehr noch, Jesus
wurde im Glauben … schließlich zur Inkar-
nation Gottes. Er wurde selbst als Gott ver-
ehrt.“ Damit wird die Gottessohnschaft
Jesu zum nachträglichen Interpretament
ohne jeden Bezug zum historischen Jesus.
Ist das die Weise, wie die heutige Heraus-
forderung, Getaufte „im Glauben zu alpha-
betisieren“, von der Söding sprach, geleistet
werden soll? Den Schülern wird eine zu-
treffende Definition des Begriffs der apos-
tolischen Sukzession bewusst vorenthalten.
Karikierend wird dieser wesentliche Glau-
bensinhalt entstellt: „Die Apostel, die Ge-
fährten und Freunde Jesu suchen Men-
schen aus, denen sie den Geist durch Hand-
auflegung weitergeben. Das ist ja nur die
Theorie, die eine Bewegung vom Apostel
zumNachfolger behauptet. Eigentlich (!) ist
die Bewegung ja anders herum: Der Nach-
folger glaubt sich in der Nachfolge des
Apostels. Diese Nachfolge unterscheidet
autoritativ, welche Verhaltensweisen Jesus
entsprechen.“
Im zweiten Unterrichtsmodell wird der

Synodalgedanke durch die gesamte Kir-

chengeschichte nachgezeichnet. Diese an-
spruchsvolle Arbeit mit zahlreichen Quel-
lentexten eignet sich für ein Proseminarmit
Theologiestudenten im Fach Kirchenge-
schichte, nicht für heutige Gymnasiasten.
Für den Auszug aus der Silvesterpredigt des
Bischofs von Regensburg (2019) muss man
den Herausgebern auch gegen ihre Inten-
tion danken. Nur hier wird darauf hingewie-
sen, dass es beim Synodalen Weg um die
Entscheidung für das Bekenntnis zur „Kir-
che als Stiftung Jesu Christi“ geht. Nur hier
wird noch von der „sakramentalen Struktur

der Kirche“ im Sinne des Konzils gespro-
chen. Nicht zuletzt widerspricht Bischof
Voderholzer den unhaltbaren Folgerungen
aus der MHG-Studie, an der die gesamte
„Entlarvungsstrategie“ sich festgemacht
hat, mit dem „wissenschaftlich belegten“
Hinweis, dass die Ehelosigkeit um desHim-
melreiches von sich aus mit sexuellem
Missbrauch nichts zu tun hat und dass die
allermeisten Fälle dieses Verbrechens im
familiären Umfeld geschehen durch Men-
schen, die nicht zölibatär leben.
Im dritten Unterrichtsmodell wird die

zeitgeistkonforme evangelische Synode
dem SynodalenWeg gegenübergestellt, wo-
bei natürlich die evangelisch-parlamentari-
sche dem Zeitgeist näherliegt und die Ka-
tholiken in Rechtfertigungszwang versetzen
soll. Das vierte Modell besitzt Erkenntnis-
wert, weil es den Beitrag von Lüdicke über
die verschiedenen Formen synodaler Pro-
zesse in eine Tabelle überführt.

S
ind diese Modelle für den katholi-
schen Religionsunterricht zu emp-
fehlen? Das Fazit ist ernüchternd:
Grundaussagen der katholischen

Glaubenslehre werden gezielt geleugnet,
der Bezug zur Lebenswelt der Schüler fehlt
fast gänzlich, methodisch-didaktisch sind
die Stundenmodelle sehr textlastig, bei in-
teressanten Inhalten wird deutlich zu viel
vorausgesetzt. Weder Evangelisierung noch
Sensus Ecclesiae, für Papst Franziskus die
„bestimmenden Elemente” der Synodalität,
prägen die enttäuschende Publikation. Sie
bringt junge Katholiken dem Ziel, von dem
der Papst in seinem Brief an die deutschen
Katholiken sprach, „dass die Kirche in Ver-
kündigung der Freude des Evangelium, der
Grundlage, auf der alle Fragen Licht und
Antwort finden, täglich treuer, verfügbarer,
gewandter und transparenter wird“ keinen
Schritt näher.
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EZB: Das „Big
Business“ profitiert
V O N F E L I X H E I D E R

Die EZB beflügelt mit ihren gewaltigen
geldpolitischen Maßnahmen die Investi-
tionen in „grüne“ Projekte. Die Betreiber
beispielsweise von Windkraftanlagen und
Solarparks besitzen ohnehin schon ein
hohes Vermögen. Dadurch findet eine Um-
verteilung von unten nach oben statt. Aber
es bleibt nicht nur dabei: Durch die ver-
mehrten Käufe von Unternehmensanlei-
hen werden die Finanzierungskosten von
Großunternehmen gesenkt. Mittelständler
finanzieren sich selten am Anleihemarkt –
von Kleinunternehmen ganz zu schweigen.
Auch hier profitiert also „big business“, ob-
wohl gerade kleine Unternehmen beson-
ders durch die coronabedingten Ein-
schränkungen belastet sind. Werden auch
diejenigen an den Kosten der wirtschaft-
lichen Folgen der Coronakrise beteiligt,
deren Einkommen direkt vom Staat
kommt, wie zum Beispiel Politiker oder
Beamte? Was ist mit den Angestellten der
Parteiapparate oder den Beschäftigten in
staatlich finanzierten NGOs? Hier könnte
man auch über Einkommenskürzungen
nachdenken, welche zur Finanzierung der
enormen Staatsdefizite beitragen.
Die eigenständigen Unternehmer haben
durch Umsatzeinbußen schon genügend
gelitten. Geholfen wurde ihnen überwie-
gend durch neue Kredite und die Stun-
dung von Steuerzahlungen – alles Maß-
nahmen, welche die Belastungen nur in
die Zukunft verschieben.
Die Besitzer von Aktien, Anleihen, Immo-
bilien oder Edelmetallen profitieren über-
proportional von den Rettungsmaßnah-
men der EZB, denn ihr Eigentum wird vor
Verlusten geschützt. Die Kosten dafür
werden den zukünftigen Generationen
durch eine erhöhte Staatsverschuldung
aufgelastet. Es wird nochmals schwieriger
werden, durch Ersparnisse vernünftig für
das Alter vorzusorgen, weil die Zinsen
niedrig bleiben werden und vermutlich
sogar noch weiter fallen. Geschützt wer-
den durch die Maßnahmen der Noten-
banken vor allem Banken, Versicherungen,
Pensionskassen oder Hedgefonds.
Das marktwirtschaftliche Prinzip der Haf-
tung wird mit Füßen getreten – die Ver-
luste der „Großen“ werden sozialisiert,
während die Gewinne ausgeschüttet wer-
den. Nur ein Gedankenexperiment: Hätte
man die Billionen an Rettungsgeldern di-
rekt an die Bürger überwiesen, dann wäre
auch eine Stabilisierung der Konjunktur
erreicht worden und die soziale Schere
hätte sich eminent verkleinert.
Die Politik und die mit ihr verbundene
Bürokratie gewinnen in der Krise an
Macht und spielen sich als Retter auf. An-
statt die sozialen Folgen zu vermindern,
werden diese noch verschärft. Unterneh-
merexistenzen gehen zugrunde und wir
erben eine Wirtschaftsstruktur, bei der es
der Mittelstand noch schwerer hat.
Die Mittelschicht schrumpft und noch
weniger Menschen können es sich leisten,
eine politisch unerwünschte Meinung zu
vertreten, weil ihre Einkommen zuneh-
mend vom Komplex aus Politik und Groß-
unternehmen abhängen.
Am Ende wird diese Struktur als „Markt-
wirtschaft“ bezeichnet und antikapitalis-
tisch-demagogisch ausgeschlachtet, was in
Wahrheit das Ergebnis von Staatsinter-
ventionen und weichem Sozialismus ist.

Der Autor hat als Wissenschaftlicher
Mitarbeiter in Betriebswirtschaftslehre
an der Universität Düsseldorf gearbei-
tet und bereitet sich zur Zeit auf das
Priestertum in der Priesterbruderschaft
St. Petrus vor. Foto: Privat
Die Kolumne erscheint in Kooperation
mit der Katholischen Sozialwissen-
schaftlichen Zentralstelle.

Die Corona-Krise kann ein Anstoß sein, über eine Neugestaltung unseres Gesundheitswesens nachzudenken. Dazu müsste es einen offenen Ideenwettbewerb
geben, an dem sich alle Akteure beteiligen. Foto: dp

Ich will einen Runden
Tisch mit den relevanten
Akteuren, an dem darüber
nachgedacht wird, ob die
Gesundheitswirtschaft
nicht die neue
Leitökonomie
sein sollte.“

Gesundheit neu denken
Ein Plädoyer für
einen
Ideenwett-
bewerb um die
Zukunft des
Gesundheits-
wesens.
Ein Gastbeitrag
VON KLAUS HOLETSCHEK

A
uch wenn die SARS-CoV-2-Pan-
demie Deutschland bislang weni-
ger hart getroffen hat, als viele an-
dere Staaten, mussten wir fest-

stellen, wie anfällig unser Gesundheitssys-
tem ist. Jede Krise bietet auch die Chance,
aus den gemachten Erfahrungen zu lernen,
Fehler zu korrigieren, Gutes besser und ins
Wanken geratene Strukturen durch krisen-
festere zu ersetzen. Ich kenne niemanden,
der behauptet, in Deutschland sei das weder
möglich noch nötig. Warum also nutzen wir
die Krise nicht, um unser Gesundheitssys-
tem noch besser aufzustellen?
Tatsächlich liegt in unserem Gesund-

heitssystem vieles im Argen. Und es gibt
manches, das weder so bleiben kann noch
sollte. Wann, wenn nicht jetzt, ist die Zeit,
sich diesbezüglich ehrlich zu machen? Und
wenn wir das tun, müssen wir uns dann
nicht eingestehen, dass in unseremGesund-
heitssystemEiniges längst unverantwortlich
auf Kante genäht ist? Was sagt es zum Bei-
spiel über die Wertschätzung aus, die wir
den im Gesundheitssystem Tätigen ent-
gegenbringen, wenn wir nicht einmal in der
Lage sind, die von ihnen benötigte Schutz-
kleidung im erforderlichen Umfang vorzu-
halten? Oder hat das eine mit dem anderen
gar nichts zu tun? Und: Wird unser oft ge-
rühmtes Prinzip der Selbstverwaltung nicht
vielleicht doch überschätzt? Ist es, wenn wir
ehrlich sind, nicht letztlich auf eine Schön-
wetter-Medizin ausgelegt?
Ich meine, wir sollten den Mut haben,

Gesundheit völlig neu zu denken. OhneVor-
gaben und Schere im Kopf. Auch Bund und
Länder sind hier gefragt. Denn es leuchtet
schlechterdings nicht ein, dass der Staat,
wenn er in der Krise Steuerung und Verant-
wortung übernehmen muss und kann, in

Nicht-Krisenzeiten auf seine Organisa-
tionshoheit und Steuerungsfunktion in der
gesundheitlichen Daseinsvorsorge verzich-
ten soll. Warum zum Beispiel denken wir
Gesundheit eigentlich nicht auch einmal
von den Leistungsempfängern her, statt
immer nur von den Leistungserbringern?
Und warum fördern wir eigentlich letztlich
Krankheit, statt Gesundheit? Wenn wir uns
entschieden, es künftig umgekehrt zu ma-
chen, welchen Stellenwert hätte dann Prä-
vention?
Als Vorsitzender des Landesgesundheits-

rates in Bayern, der den Bayerischen Land-
tag und die Bayerische Staatsregierung in
sämtlichen Fragen des Gesundheitswesens
berät und als ehemaliger Bürgerbeauftrag-
ter weiß ich, dass das Thema Prävention für
viele Bürger einen hohen Stellenwert be-
sitzt. Immer mehr Menschen wenden –
nicht nur in Bayern – viel Zeit und Engage-
ment auf, ummöglichst gesund zu leben und
sich fit zu halten. Für viele Bürgerinnen und
Bürger sind gesunde Ernährung, Gesund-
heitssport und ausreichend Schlaf keine
bloßen Hobbys oder Luxus mehr, sondern
ein Lebensstil. Einer, der viel Disziplin und
manchen Verzicht erfordert und obendrein
die Solidargemeinschaft entlastet. Nur be-
lohnt wird er in unserem Gesundheitssys-

tem bislang nicht. Muss das sein? Wenn ja,
wer hat das festgelegt, wer darüber abge-
stimmt? Und: Geht es nicht auch anders?
Werden wir gleich gegängelt, wenn unser
Gesundheitssystem Prävention künftig groß
statt weiter klein schriebe? Gibt es nicht
vielleicht doch einen gesunden Mittelweg,
den wir beschreiten könnten?
Warum halten wir an diagnosebezogenen

Fallpauschalen, den sogenannten DRGs
(DRG=Diagnosis RelatedGroups) fest, ob-
wohl wir aus vielen Studien wissen, dass
diese das Personal in Medizin und Pflege in
Teilen an den Rand der Verzweiflung trei-
ben und Patienten mitunter schaden? Ist
das Absicht oder nur Nebenwirkung? Ver-
sündigen wir uns letztlich nicht an den Bür-

gerinnen und Bürgern, wenn wir zulassen,
dass unser Gesundheitssystem die Zuwen-
dung zum Patienten ökonomisch bestraft?
Kann es richtig sein, die Interventionszeit
von medizinischem und Pflegepersonal zu
honorieren, nicht aber das Zuhören und
Aufnehmen der Patientenwünsche, das
sorgfältige Beraten und Überdenken von
Optionen, das jeder Therapieentscheidung
notwendig vorausgeht? Ist Pflege im Minu-
tentakt eigentlich noch menschenwürdig?
Kann es richtig sein, dass die Angehörigen
von Pflegeberufen mehr Zeit für die Doku-
mentation ihrer Tätigkeiten aufwenden
müssen, als mit diesen selbst? Sind wir mit
„satt und sauber“ wirklich schon am Ende
der Fahnenstange dessen angekommen, was
Pflege leisten kann und soll? Dürfen alte
und kranke Menschen hier wirklich nicht
mehr Phantasie von uns erwarten? Ich bin
der festenÜberzeugung, dass wir auf all die-
sen Feldern mehr Ganzheitlichkeit und we-
niger Geschwindigkeit brauchen.
Benötigen wir nicht längst auch bauliche

Veränderungen in unseren Pflege-, Alten-
und Seniorenheimen? Ist es wirklich ver-
tretbar beziehungsweise angemessen, vul-
nerable Personengruppen in Gänze mona-
telang von ihren Angehörigen zu trennen,
weil es keine Quarantänezonen gibt, in
denen Infizierte zum Schutz der anderen
isoliert werden können? Ist es nicht ein ko-
lossaler Kultur- und Zivilisationsbruch,
wenn wir zulassen, dass Menschen einsam
und verlassen sterben, weil wir Angst haben
müssen, die Bewohner eines ganzen Heims
zu infizieren? Sollten wir hier nicht heilsam
über uns erschrecken? Kann es sein, dass
ein Gesundheitssystem, für dessen Rettung
aktuell ein dreistelliges Milliarden-Hilfspa-
ket geschnürt wurde, nicht schon vorher
unterfinanziert war? Und falls die Antwort
„Ja“ lautet, wäre es dann nicht ökonomisch
sinnvoller, dieses jetzt besser auszurüsten,
um in der Krise besser dazustehen?
Ist es fair, systemrelevanten Berufsgrup-

pen wie Pflegerinnen, Physiotherapeuten
und Hebammen erst in der Krise Hochach-
tung und Respekt zu zollen? Haben sie das
nicht generell verdient? Müssen wir uns
nicht mit aller Kraft und Einfallsreichtum,
um die Steigerung der Attraktivität von Ge-
sundheitsberufen sorgen? Sollten wir uns
nicht längst über den Aufbau von Personal-
reserven in Medizin und Pflege Gedanken
machen? Und schließlich: Gibt es neben
systemrelevanten Berufen nicht auch sys-
temrelevante Güter – Schutzkleidung, Des-
infektionsmittel, Antibiotika et cetera –, die
wir zukünftig im eigenen Land herstellen
sollten, statt sie im Fall eines Falles so müh-
sam wie überteuert auf leergefegten Welt-
märkten zusammenzusuchen?

Halten wir also einfach mal inne. Neh-
men wir uns die Zeit und die Freiheit, Ge-
sundheit völlig neu und anders zu denken.
Trauen wir uns, in unserem Gesundheits-
system alles auf den Prüfstand zu stellen.
Erlauben wir uns, unser Gesundheitssystem
selbst aus- und – wo nötig – auch umzuge-
stalten, statt es von Körperschaften öffent-
lichen Rechts bloß verwalten zu lassen. Da-
mit wir uns nicht falsch verstehen: Ich will
kein staatliches Gesundheitssystem wie in
Großbritannien oder Italien, in denen Be-
hörden die medizinische Versorgung regeln.
Ich will, dass wir überlegen, wie wir sicher-
stellen, dass die Menschen das Beste von
dem bekommen, was Medizin und Pflege
leisten können. Ich will einen Runden Tisch
mit den relevanten Akteuren an dem die
hier gestellten Fragen und viele anderen so
leidenschaftlich wie phantasievoll diskutiert
werden. An dem darüber nachgedacht wird,
ob Gesundheit keine Querschnittsaufgabe
und die Gesundheitswirtschaft nicht die
neue Leitökonomie sein sollte und welche
Beiträge hierbei Prävention, aber auch etwa
Digitalisierung und Künstliche Intelligenz
leisten können. An dem wir uns darüber
verständigen, was uns Gesundheit wert sein
sollte und welche Formen des Wettbewerbs
wir fördern und welche wir stoppen sollten.
Ich bin überzeugt, wir sparen an den fal-
schen Stellen, wenn wir Pflegekräfte, Phy-
siotherapeuten und Hebammen unzurei-
chend entlohnen und zulassen, dass die Pro-
duktion systemrelevanter Güter wie Arznei-
mittel und Schutzkleidung in Ländern wie
China oder Indien ausgelagert werden.
Die Krankenschwester, Begründerin der

modernen westlichen Krankenpflege und
Reformerin des britischen Gesundheitswe-
sens, Florence Nightingale (1820–1910),
wusste: „Gäbe es niemanden, der unzufrie-
den wäre mit dem, was er hat, würde die
Welt niemals besser.“ Erlauben wir uns, wie
Nightingale, kreativ unzufrieden zu sein.
Kreative Unzufriedenheit hat nichts gemein
mit bloßer Nörgelei, sondern ist ein starker
Motor für Innovation. Noch ist Zeit, aus
unseren Fehlern zu lernen und unser Ge-
sundheitssystem besser und krisentaugli-
cher zu machen. Auf die lange Bank sollten
wir das nicht schieben. Denn das nächste
Virus kommt bestimmt. Starten wir daher,
am besten noch heute, einen gesunden
Wettbewerb der Ideen. Rufen wir die vor
uns liegende Dekade zu einem Jahrzehnt
der Gesundheit aus. Die SARS-CoV-2-Pan-
demie hat gezeigt: Es gibt viel zu tun. Pa-
cken wir es an!
Der Autor ist Vorsitzender des Lan-
desgesundheitsrates Bayern und
Staatssekretär im bayerischen Bau-
und Verkehrsministerium.
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Die Kuppel der Kirche der archäologischen Fundstätte al-Maghtas im Sonnenuntergang. Die Taufstätte, etwa 60 Kilometer südwestlich der Stadt Amman, steht
auf der Liste des Weltkulturerbes. Foto: dpa

EinOrtnahamHimmel
Das Jordanische
Königshaus
sucht Investoren
für die traditio-
nelle Taufstelle
Jesu. Geplant ist
der größte Kir-
chenkomplex
des Nahen Os-
tens - in einem
islamisch ge-
prägten Land
V O N J O H A N N E S Z A N G

W
ir empfehlen jedem, min-
destens drei Stunden an die-
sem Ort zu verweilen.“ Das
rät der lutherische Pfarrer

Jonas Bodin, der von 2016 bis 2019 in Jor-
danien an der traditionellen Taufstelle Jesu,
„al-Maghtas“, im Pilgerzentrum der luthe-
rischen Kirche seelsorgerisch tätig war.
Gruppen aus Hongkong und den USA, aus
Tasmanien und anderen Weltgegenden
empfing der aus Schweden stammende Pas-
tor. „Tiefe spirituelle Erfahrungen mitei-
nander teilen und sich gegenseitig begleiten
zu können, wenn auch nur für kurze Zeit, ist
ein großer Segen“, fasste der Pfarrer seine
Erfahrungen zusammen, die er für das Ma-
gazin „Im Lande der Bibel“ verschriftlichte.
Immer wieder erlebte der Theologe jedoch,
dass viele Reisegruppen sich angesichts
„voll verplanter“ Reiseprogramme nur 45
Minuten für die Taufstätte Jesu Zeit neh-
men.
Für diesen Pilgermagnet – auch Betha-

nien jenseits des Jordans genannt – sucht
das jordanische Königshaus nun Investoren
und internationale Geldgeber. König Ab-
dallah II. hat den Tourismus als lebens-
wichtig für die jordanische Wirtschaft und
dasKönigreich bezeichnet. Die traditionelle
Taufstelle Jesu ist dabei nur einer von meh-
reren Orten, für die internationale Investo-
ren gewonnen werden sollen.
Jordanien kann nicht nur mit großartiger

Wüstenkulisse, abenteuerlichenWadis, Na-
batäer-Erbe, römischer Vergangenheit und
Kreuzfahrerarchitektur aufwarten, das Kö-
nigreich ist Heiliges Land. Die nach archäo-
logischen Befunden authentische Taufstelle
Jesu liegt auf der Ostseite des Jordanflüss-
chens. Dass das wüstenartige, karge, men-
schenleere militärische Sperrgebiet östlich
des Jordanrinnsals überhaupt zu neuem
Leben erwachte, ist dem derzeitigen König
zu verdanken. Bald nach der Thronbestei-
gung 1999 erklärte er 350000 Quadratme-
ter Land zumNationalpark und stellte allen
Konfessionen Grundstücke für die Errich-
tung von Kirchen und Pilgerherbergen zur
Verfügung. Mittlerweile sind sieben Kir-
chenbauten sowie ein Informationszent-
rum für Besuchergruppen samt Tagungs-
stätte entstanden – eines Tages sollen es
zwölf Kirchen sein. Dann wird die römisch-

katholische Kirche laut Internetseite
www.baptismsite.commit 30000 Quadrat-
metern über den „größten Kirchenkomplex
desNahenOstens“ verfügen. „Dass so etwas
möglich ist in einem islamisch geprägten
Land, ist nicht selbstverständlich“, meint
Heilig-Land-Kenner Dr. Georg Röwekamp,
der den Deutschen Verein vom Heiligen
Land in Jerusalem vertritt. Er erachtet es
als „großen Gewinn für Pilgerreisen nach
Jordanien, dass die Taufstelle Jesu zugäng-
lich gemacht worden ist“. Das sei eine bibli-
sche Stätte, „die quasi von Anfang an zum
,Pflichtprogramm‘ aller Pilger gehörte“.
Dass dort die in Jordanien vertretenen Kir-
chen Gotteshäuser errichten durften und
weiterhin dürfen, ist für Röwekamp „ein
eindrucksvolles Zeichen für das gute Mitei-
nander der Konfessionen und Religionen
im Haschemitischen Königreich“. Dessen
neueste Ambitionen sieht der Theologe je-
doch skeptisch-kritisch: Zum einen ver-
weist er auf die Nähe der Hotels am Toten
Meer, die seiner Meinung nach den Betten-
bedarf gut decken können, zum anderen auf
die Corona-Pandemie. Jordanien ist bisher
mit circa 1200 Infizierten, aktuell fünf
Neuinfektionen am Tag und insgesamt elf
Todesfällen vergleichsweise glimpflich da-
vongekommen; in Israel beklagt man da-
gegen eine 50mal, im palästinensischen
West-Jordanland eine etwa zehnmal so ho-
he Zahl an Infizierten. „Ob allerdings gera-
de in diesen Zeiten, wo aufgrund der
Corona-Pandemie nicht abzusehen ist,
wann der Tourismus wieder möglich ist“,
Bedarf für neue Bauvorhaben besteht, er-
scheint Röwekamp „mehr als zweifelhaft“.
Nicht wenige Reisegruppen fahren nicht
nur ins Königreich, sondern entscheiden
sich für eine Kombi-Reise nach Jordanien,
Israel und Palästina.
Der theologische Leiter von Biblische

Reisen GmbH in Stuttgart, Thomas Maier,
kennt die Taufstelle ebenfalls bestens, ja er
sitzt sogar im Auftrag der EKD im interna-
tionalen Gremium Bethany Beyond Jordan
Board, welches über das eingangs erwähnte
Pilgerzentrum der Evangelisch-lutheri-
schen Kirche Jordaniens und des Heiligen
Landes (ELCJHL) die Aufsicht ausübt.
Gruppen, die mehr Zeit an der Taufstelle
verbringen möchten, empfiehlt Maier das

„stimmungsvolle, direkt am Jordan gelege-
nenRussische Pilgerhaus“. Alternativ böten
sich, da ist er sich mit Röwekamp einig, die
Hotels in Sweimeh am Toten Meer an.
Auch er äußert dieser Zeitung gegenüber
Bedenken bezüglich der Investitionsabsich-
ten des Königshauses. Welche Motivation,
welches Ziel treibt den König da an? Maier
verweist auf die andere Seite des nicht ein-
mal zehn Meter breiten Jordans und mut-
maßt: „Der Taufstellen-Massenbetrieb an
der gegenüberliegenden israelischen Seite
weckt natürlich Begehrlichkeiten. Ich kann
nachvollziehen, dass man nun auf jordani-
scher Seite versuchen möchte, durch ent-
sprechende Investitionen die Taufstelle
Jesu verstärkt zu vermarkten.“ Maier hält
jedoch die vorhandene Infrastruktur der
Taufstelle für völlig ausreichend. „Manch-
mal ist weniger tatsächlich mehr!“, lautet
seine Überzeugung.
Wolle Jordanien mehr Besucher an die

Taufstelle locken, sollte man auf die Erhe-
bung einer Eintrittsgebühr verzichten,
meint Thomas Maier. Den aktuellen Ein-
trittspreis hält er für „befremdend“ und
„recht hoch“. Schließlich, gibt der Theologe
zu bedenken, handele es sich um eine Pil-
gerstätte. Da sollte der Zugang gratis mög-
lich sein. VomTaufort Jesu auf jordanischer
Seite, 2015 zum UNESCO-Welterbe er-
klärt, ist Maier nach wie vor sehr angetan.
„Er besticht durch seine Schlichtheit und
das völlige Fehlen jeglichen religiösen Kit-

sches.“ Wäre es damit vorbei, sollte das In-
vestitionsansinnen des Königshauses um-
gesetzt werden?
Richtiggehend „glücklich“ war Monsig-

nore Max Pinzl aus dem Bistum Passau, als
er nach vielen Heilig-Land-Reisen endlich
einmal die Taufstelle Jesu in Jordanien be-
suchen konnte. Damals sah der langjährige
Vorsitzende des DVHL in seiner Diözese
die Ruinen der „alten Kirche und die zwei
neuen Kirchen“. Das neue Investitionsvor-
haben des Königshauses besorgt ihn, „dass
die Wirtschaft Jordaniens damit angekur-
belt, aber möglicherweise das Ökosystem
nachhaltig geschädigt wird“. Das wäre in
seinen Augen eine Katastrophe für die un-
berührte Natur dieser Region.
Das seit zehn Jahren bestehende evange-

lisch-lutherische Pilgerzentrum an der
Taufstelle bietet Pilgern und Touristen jetzt
schon einiges: Rundgänge auf dem Tell
Elijah, wo nach biblischer Überlieferung
der Prophet Elijah in den Himmel auffuhr,
zur Taufstelle Jesu und zur Kirchenruine
aus byzantinischer Zeit. Gruppen können
außerdemKirche undTagungsstätte für Be-
gegnungen, Gottesdienste, Taufen und
Tauferneuerungsliturgien nutzen. Falls ge-
wünscht, kann das Zentrum auch Gottes-
dienste direkt am Jordanufer ermöglichen.
Zudem ist es angemessen gekleideten Pil-
gern gestattet, auch die orthodoxenKirchen
mit ihren wunderschönen Ikonostasen zu
betreten und dort zu beten und zu meditie-
ren. Theologe Röwekamp gibt gegenüber
unserer Zeitung Folgendes zu bedenken:
„Insgesamt ist der Besuch für jede Gruppe
ein Gewinn – kann man doch hier theolo-
gisch-biblisch einen weiten Bogen spannen
von Mose über Elijah bis zu Johannes und
Jesus.“
Pfarrer Jonas Bodin hat seine Zeit im Pil-

gerzentrum als Segen undHerausforderung
erlebt, lebt man doch weit abgelegen in der
Wüstenwildnis, ohneNachbarn, ohne sozia-
les Umfeld. „Es ist ein besonderer Ort, ein
Ort nahe amHimmel“, urteilt er trotz allem
oder vielleicht gerade deswegen. Mit Grup-
pen hat er oft die Erfahrungmachen dürfen,
„dass der Himmel hier offen ist und der
Geist uns hier an diesem Ort besonders be-
wegt“ . Kann man etwas Schöneres über
eine heilige Stätte sagen?

„Die Taufstelle
besticht durch
ihre Schlichtheit
und das völlige
Fehlen jeglichen
religiösen
Kitsches.“
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52
Eine Mehrheit von 52

Prozent der Deutschen gibt
an, dass die katholische
Kirche auf sie intern zu
zerstritten wirkt, als dass

sie ihnen Halt und
Orientierung geben könnte.
Das hat eine repräsentative
Umfrage von INSA im
Auftrag der „Tagespost“

ergeben.
Für 13 Prozent ist dies
nicht der Fall und 22

Prozent wissen nicht,wie
sie dazu stehen.

Die jüngsten Befragten
stimmen der Aussage am
wenigsten stark zu (38 %;

17 % Ablehnung).
Größte Zustimmung zur

Aussage kommt von den ab
60-Jährigen, die zu 61
Prozent zustimmen und
lediglich zu elf Prozent
ablehnen (17 % „weiß
nicht“, 12 % „keine

Angabe“).
Katholiken stimmen der
Aussage zu 50 Prozent zu.

55 Prozent der
Konfessionslosen ebenfalls.

GLOSSE

Kantig und
integriert
VON HOLGER FUSS

Es gibt vielfältige Zugänge, um in der
Politik Karriere zu machen. Von Integ-
rationsbeauftragten sind bislang keine
spektakulären Aufstiege in der politi-
schen Hierarchie bekannt. Dies könnte
sich ändern. Anfang August hat die
parteilose Journalistin Güner Yasemin
Balci ihr Amt als Integrationsbeauf-
tragte in Berlins Problembezirk Neu-
kölln angetreten. Balci ist im Kiez ge-
boren, ihre Eltern stammen aus der
Türkei – kein Wunder, dass sie sich
gegen 78 Mitbewerber durchsetzen
konnte. Erwartbar die Proteste, die
Linke und Grüne aufziehmännchen-
gleich zu Protokoll geben. Die Neu-
köllner Linkspartei beanstandet: „Frau
Balci ist für Aussagen wie ,Der Islam
ist eine geladene Waffe‘ bekannt.“ Die
Grünen-Abgeordnete Susanna Kahle-
feld postet: „Was für eine bizarre Fehl-
besetzung! Hey, hier ist nicht mehr
Buschkowsky-Time.“ Hey, dürfte die
Verunsicherung von Balcis Gegnern
daher kommen, dass die 45-Jährige
wiederholt auf kulturbedingte Assimi-
lationsprobleme muslimischer Ein-
wanderer hingewiesen hat und identi-
tätspolitische Schönredner sie nicht
auf routinierte Weise mit der Rassis-
muskeule zum Schweigen bringen
können? Als kantige Persönlichkeit
könnte Balci Wählerherzen erobern.

EineOase des Streits
Auf dem Berg Athos rumort es: Einigen Mönchen ist der Patriarch nicht orthodox genug V O N B A R B A R A W E N Z

D
ie griechische Mönchsrepublik
Athos – für viele auch nichtor-
thodoxe Christen ein Bollwerk
von Tradition und authenti-

schem christlichen Glauben. Friedlich müs-
se es dort zugehen, könnte man meinen.
Doch im Juli dieses Jahre ist ein Konflikt
endgültig eskaliert, der schon seit vielen
Jahren schwelt. Am 8. Juli hatte nämlich
der griechische Verfassungsgerichtshof die
„Zeloten“ genannten aufmüpfigen ultraor-
thodoxenMönche zur Räumung ihrer Abtei
Esphigmenou aufgefordert. Darauf folgte
am 24. Juli ein groß angelegter Polizeiein-
satz auf einem außerhalb der autonomen
Republik Athos liegenden Klostergut, bei
dem das Gut selbst und ein Pilgerhospiz ge-
räumt wurden.
Nun geht es um das Kloster Esphigme-

nou selbst, eines von 20 Klöstern auf dem
Athos nahe der Hauptstadt Karyes, im Nor-
den der Halbinsel, in dem sich an die 110
Mönche hinter den Wehrmauern aus dem
13. Jahrhundert verschanzt haben und bei
der letzten Auseinandersetzung vor einigen
Jahren auch nicht zögerten, gegen die von
Regierungsseite eingesetzten Bulldozer mit
Molotow-Cocktails – so berichtete jeden-
falls die säkulare Presse – vorzugehen.
Der Athos ist ein Faszinosum, für westli-

che – jedenfalls männliche – Gottsuchende,
die Frauen dürfen ihn ja nicht betreten, ein
regelrechtes Eldorado, ein Phänomen, das
im römisch-katholischen Kosmos seines-
gleichen sucht. Für orthodoxe Gläubige hat
er Leuchtturmfunktion, so abgeschottet
diese Welt für sich zu sein scheint, so viele
spirituelle Impulse gehen immer wieder
von ihr aus. Eine Bastion des alten christli-
chen Glaubens, eine Oase des Friedens in
einer unruhigen, krisen- und kriegsgeschüt-
telten Welt, so schien es den meisten Beob-
achtern. Ein Dokumentarfilm zum Athos
trägt deshalb den bezeichnenden Titel „Im
Jenseits dieserWelt“. Er ist Teil der griechi-
schen Halbinsel Chalkidiki und seine Ur-

sprünge lassen sich auf das frühe Christen-
tum zurückverfolgen, wenngleich histori-
sche Belege für Klostergründungen dort
„nur“ in das 9. Jahrhundert reichen. Der
Athos ist zudemUNESCO-Weltkulturerbe.
Es gibt dort nicht nur griechische ortho-

doxe Klöster und Mönche, sondern auch
rumänische, georgische, bulgarische, serbi-
sche, sogar italienische und auch russische.
Mit den Russen gab es zuletzt eine größere
Auseinandersetzung, denn um die vorletzte
Jahrhundertwende probten rund eintau-
send russische Mönche auf dem Athos den
Aufstand gegen den Heiligen Synod und
wurden daraufhin von griechischen Sicher-
heitskräften auf Geheiß des russischen Bot-
schafters in Istanbul vertrieben und nach
Russland deportiert.
Der aktuelle Konflikt schwelt schon seit

mehreren Jahren und richtet sich in erster
Linie gegen Patriarch Bartholomaios von
Konstantinopel, dem 270. Nachfolger des
Apostel Andreas, dessen Amtssitz sich im
heutigen Istanbul befindet. Bartholomaios
hält das Amt schon seit 30 Jahren inne, als
Ökumenischer Patriarch ist er der Primus
inter pares aller autokephalen orthodoxen
Kirchen. Und er hat zahlreiche Feinde. Tür-
kische Ultranationalisten hatten schon
einen Mordanschlag geplant, die Grauen
Wölfe sammelten Unterschriften gegen
seine Person und sein Amt, die türkische
Regierung erkennt ihn nicht an. Den Mön-
chen von Esphigmenou ist er zu liberal, zu
sehr an Ökumene und an einem Dialog der
Religionen untereinander interessiert. Für
sie ist er vom wahren Glauben abgefallen,
denn er habe mit dem Papst gebetet und sei
noch dazu ein Teil der sogenannten Neuen
Weltordnung.
Die Männer sind bereits seit einigen

Jahren vomPatriarchen aus derKirche aus-
geschlossen worden, den sie wiederum ih-
rerseits als Häretiker verachten. Angeführt
von ihrem Abt Methodios weigern sie sich
seit Jahren beharrlich, ihr berühmtes Klos-

ter zu verlassen, aus dem der Gründer der
Kiewer Lavra, des Höhlenklosters von
Kiew, der heilige Antoni Petscherski
stammt, obwohl ihnen die Athos-Regierung
bereits freien Abzug in ein anderes Kloster
ihrer Wahl gewährt hat.
Schon im Jahre 2011 wurden vierzehn

Mönche des Christi-Himmelfahrt-Klosters
Esphigmenou zu sechs Monaten Haft ver-
urteilt, weil sie sich geweigert hatten, einem
entsprechenden Gerichtsurteil zur Räu-
mung des Klosters Folge zu leisten. Ende
Juli dieses Jahres ging der Kampf in die
nächste Runde und scheint zu eskalieren.
Seit dem ersten Gerichtsurteil leben die
Mönche von Esphigmenou in einem regel-
rechten Belagerungszustand. Alles, was sie
benötigen und nicht selbst auf ihren Fel-
dern anbauen oder in ihren kleinen Werk-
stätten herstellen können, muss per Fi-
scherboot ins Kloster hineingeschmuggelt
werden – der einzigeWeg, das Kloster über-
haupt zu erreichen.

Die Haltung zu Rom spielt
auch eine wichtige Rolle
So führen sie ihren Kampf vor allem auch

mithilfe der neuenMedien und inmehreren
Sprachen: Es gibt ein Blog in griechischer
Sprache, eine englischeWebseite mit Infor-
mationen über das Kloster, einer Möglich-
keit, mittels Paypal für die orthodoxe Sache
zu spenden und natürlich einen Twitterac-
count, der neben einem Foto des pittores-
ken Klosters auch einen Schnappschuss
zeigt, wie einer der Mönche gerade von
einem Polizisten abgeführt wird. Auf der
englischsprachigen Webseite haben die
Mönche Presseberichte zusammengestellt
und dokumentiert, außerdem einen kriti-
schen Brief an den Patriarchen, aus dem
Jahre 2006 datierend, den damals noch alle
zwanzig Athos-Klöster gemeinsam unter-
zeichnet hatten. In ihrer Verantwortung für
dieHeilige Tradition und dieGläubigen ste-

hend, heißt es dort, müssten sie unter
Schmerz erklären, dass sie nicht mit dem
gemeinsamen Gebet des Papstes, das der
Patriarch anlässlich des Besuches aus Rom
vorgenommen hat, einverstanden seien,
denn diese und andere liturgische Treffen
würden den Eindruck machen, als würde
die orthodoxe Kirche die römischen Gläu-
bigen und den Papst als kanonischen Bi-
schof von Rom akzeptieren. Ebenfalls hätte
der Gegenbesuch des orthodoxen Erzbi-
schofs im Vatikan einen großen Quell von
Schmerz in ihren Herzen verursacht. Und
das sei alles umso schlimmer deswegen,
weil die päpstliche römische Tradition
nichts an ihren häretischen Lehren geän-
dert hätte.
Die Wurzeln dieses Konfliktes sitzen tief

und die Erbitterung währt schon gut eintau-
send Jahre – also seit dem Morgenländi-
schen Schisma. Doch zugrunde liegen auch
einige innerorthodoxe Streitigkeiten; unter
anderem brachte die Kalenderreform vom
julianischen zum gregorianischen (auch
noch dazu ein römischer Papst ...) bereits in
den zwanziger Jahren des vergangenen
Jahrhunderts erheblichen Unfrieden und
Streit, ähnlich übrigens der Situation bei
den Römisch-Katholischen nach der Litur-
giereform. Schon damals entfernten die
Athos-Klöster, bis auf ein einziges, das auch
den neuen Kalender übernahm, denNamen
des damaligen Ökumenischen Patriarchen
aus allen liturgischen Fürbitten.
Auf der Kampfstandarte des Klosters Es-

phigmenou steht der Wahlspruch nachzu-
lesen: „Orthodoxie oder Tod!“ Die Männer
scheinen zum Äußersten bereit, wozu auch
gehört, als Märtyrer für die Rechtgläubig-
keit zu sterben. Für die Sache mit dem
Molotow-Cocktail zumindest haben sie
eine andere Erklärung: Der Bulldozer hätte
versucht, eine Wand einzudrücken, hinter
der ein Mitbruder stand. Man habe darauf-
hin einen brennenden Lappen als Notsignal
und Alarmzeichen geworfen.

Es geht auch anders: Dieser Athos-Mönch greift statt Molotow-Cocktails lieber zur Kamera, um friedlich die Natur der Umgebung zu fotografieren. Foto: dpa
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Bild der Woche
Die Kette von Anschlägen
auf Kirchen in Nicaragua
reißt nicht ab. Vergange-
nen Freitag traf es die
Sakramentskapelle der
Kathedrale von Managua.
Täter: unbekannt. Fast
völlig zerstört wurde da-
bei ein Kruzifix aus dem
17. Jahrhundert. Die Erz-
diözese Managua sprach
laut „Kirche in Not“ von
einem „Terrorakt“ und
widersprach damit der
Vizepräsidentin Nicara-
guas. Sie hatte erklärte,
der Brand sei durch bren-
nende Kerzen ausgelöst
worden. Foto: AFP/O. NAVARRETE

BEIM NAMEN GENANNT

Das Verhältnis zwischen der katholischen
Kirche und der Piusbruderschaft ist nach
den Worten ihres deutschen Distriktobe-
ren STEFAN PFLUGER von einem „Time-
out“ gekennzeichnet. Es gebe aktuell we-
der eine weitere Entfernung noch eine An-
näherung, sagte Pfluger in einem Inter-
view der Katholischen Nachrichten
(KNA). Laut Pfluger gab es vergangenen
Jahrzehnt „ein Hin und Her, bei dem es –
vereinfacht formuliert – immer darum
ging, ob wir vorbehaltlos alles akzeptieren,
was beim Zweiten Vatikanischen Konzil
beschlossen wurde“. Theologisch gehe es
darum, ob es eine für alle geltende Glau-
benswahrheit gebe. Aus Sicht der Pius-
bruderschaft stünden dem Dokumente des
Konzils entgegen, etwa das Papier zur Re-
ligionsfreiheit.

PAPST FRANZISKUS hat zum Gebet und
zur Unterstützung für die Opfer der Ex-
plosionen in Beirut aufgerufen. Alle poli-
tischen, religiösen und gesellschaftlichen
Verantwortungsträger müssten sich an der
Bewältigung „dieser tragischen und
schmerzhaften Situation“ beteiligen, so der
Papst bei seiner Ansprache zur General-
audienz im Vatikan. Bei zwei Explosionen
im Hafengebiet von Beirut waren am
Dienstagabend mindestens 100 Personen
ums Leben gekommen, rund 4000 wur-
den verletzt. Die Druckwelle der Explo-
sion in einer Lagerhalle des Hafens war
massiv. In der Halle sollen 2750 Tonnen
hochexplosiven Ammoniumnitrats gelagert
gewesen sein.

Der von einem Skandal um Schmiergeld-
zahlungen bedrängte spanische Ex-König
JUAN CARLOS verlässt seine Heimat und
zieht ins Ausland um. Das teilte der
82-Jährige seinem Sohn und Nachfolger
Felipe VI. in einem veröffentlichten Brief
mit. Mit seiner Entscheidung wolle er da-
zu beitragen, die Ausübung der Arbeit sei-
nes Sohnes als Staatschef zu erleichtern,
„angesichts der öffentlichen Auswirkun-
gen, die gewisse vergangene Ereignisse
derzeit verursachen“, so Juan Carlos.Angekommen am Altar: Dominik Żyła und Thomas Kaiser. Foto: JJ

GewundeneWege zuGott
Zwei Männer, zwei ungewöhnliche Lebensläufe: Im Juni wurden sie zu Priestern geweiht V O N J O S E F I N E J A N E R T

D
ominik Żyła ist schon daran ge-
wöhnt, dass Menschen in
Deutschland nach der Ausspra-
che seines Nachnamens fragen.

„Dschywa“ wiederholt der dunkelhaarige
Mann mehrmals. Als es gelingt, lächelt er.
Auch die Frage, warum er als Priester aus-
gerechnet in dem Land lebt, das so eine
schmerzvolle Geschichte mit seiner Heimat
Polen verbindet, hat der 44-Jährige offen-
bar schon oft beantwortet. Das sei eben
Gottes Weg für ihn, sagt er routiniert, „eine
Gottesfügung. Ich komme zurecht mit den
Deutschen“, erklärt Dominik Żyła. „Ich
habe da keine Vorurteile, weil die Dinge, die
passiert sind, jetzt Vergangenheit sind.“
Er finde es allerdings schade, dass viele

Deutsche so wenig wissen über die Ge-
schichte Polens. Dass die Nachbarstaaten
Polen mehrfach unter sich aufgeteilt hatten,
sei vielen Deutschen nicht bewusst. Und
auch nicht, welche Gräueltaten während
der deutschen Okkupation Polens im Zwei-
ten Weltkrieg geschahen. „Das war schlim-
mer als die deutsche Besatzung in Frank-
reich oder Holland, davon weiß man hier
wenig“, sagt Żyła und seufzt.
Ein schwieriges Thema. Dabei fühlt er

sich wohl in seiner Herz-Jesu-Gemeinde
im Südwesten der Hauptstadt. Hier in Ber-
lin-Zehlendorf ist das Bildungsbürgertum
zuHause. Inzwischen sind es auch viele Fa-
milien aus Spanien, Portugal, afrikanischen
Staaten und eben Polen. „Die Gemeinde ist
bunt“, sagt Dominik Żyła. Das gelte im Üb-
rigen auch für andere katholische Gemein-
den in Berlin. Diese katholische Vielfalt sei
mit ein Grund dafür, dass er sich in der
Stadt zu Hause fühlt.
Am 13. Juni wurde Dominik Żyła zusam-

men mit vier anderen Männern im Erzbis-
tum Berlin zu Priestern geweiht. Ein Mit-
schnitt auf dem Portal Youtube, der inzwi-
schen immerhin 5200Mal angeklickt wur-
de, zeigt, wie die Zeremonie in Corona-Zei-
ten vor sich ging. Immer wieder musste sich
Erzbischof Heiner Koch vor dem Handauf-
legen die Hände desinfizieren. Und die
Männer mussten andauernd ihren Mund-
schutz an- und wieder ablegen. Trotzdem
war der Akt stimmungsvoll. Die Kirche war
voll, aber gleichzeitig auch leer, weil die an-
wesenden Familien den Corona-Sicher-
heitsabstand zwischen sich ließen. Eine un-

gewöhnliche Situation, die Dominik Żyła
trotzdem genossen hat. „Die Pandemie hat
mir geholfen, mich auf das Wesentliche zu
konzentrieren, auf diesen Moment, in dem
Gott mir die Gnade schenkt, als Priester ge-
weiht zu werden“, sagt er.
Hinter Żyła liegt ein weiter Weg. Das ist

typisch für Männer, die sich heutzutage für
das Priesteramt entscheiden. Früher war es
üblich, dass Männer schon nach der Schule
diese Richtung einschlugen. Heute haben
viele die Dreißig oder Vierzig überschritten.
Dieses Plus an Lebenserfahrung mag ihnen
dabei helfen, Menschen aus ihrer Gemein-
de besser zu verstehen, die sich in einer
schwierigen Situation an ihren Geistlichen
wenden.

Nur Gott gibt Erfüllung und
inneres Glück
Mit neun Jahren, zu seiner Erstkommu-

nion, habe er bereits daran gedacht, Priester
zu werden, erzählt Dominik Żyła. Doch ob-
wohl er in Polen in einer katholischen
Familie aufgewachsen ist, hielt er seinen
Wunsch damals für abwegig. „Ich habe mir
gesagt: Nein, das ist zu schwierig. Das ist
verrückt. Das versteht keiner“, erinnert er
sich. „Deswegenwollte ichmein eigenes Le-
ben schaffen: Familie, ein Haus, eine
Arbeit.“ Als junger Mann sei er „in Alkohol,

Drogen, Sexualität eingetreten. Das Ganze
hat mich von Gott getrennt. Aber Gott war
treu zu dieser Berufung.“
Żyła studierte Öffentliche Verwaltung,

nahm einen Job im Hafen der polnischen
Stadt Swinemünde an. Den gab er 2007 auf,
um ins Priesterseminar einzutreten. Schon
kurz nach der Jahrtausendwende hatte er
sich für den Neokatechumenalen Weg ent-
schieden. Diese Bewegung innerhalb der
katholischen Kirche geht auf den spani-
schen Geistlichen Kiko Argüello zurück.
Die Mitglieder wollen ihre Glaubenserfah-
rungen mit anderen Menschen teilen und
sie so für die Kirche gewinnen.
Auch jetzt, nach seiner Priesterweihe,

trifft sich Dominik Żyła in Berlin weiter mit
Anhängern des Neokatechumenalen Wegs.
Seinen Zick-Zack-Weg zum Priesteramt
kommentiert er so: „Ich habe ganz liberal
gelebt und die Regeln der Kirche missach-
tet. Ich habe alles ausprobiert und gesehen:
Das bringt kein Glück! Das bringt eine in-
nere Leere. Nur Gott gibt Erfüllung und in-
neres Glück!“
In der Sankt-Nikolaus-Gemeinde in Ber-

lin-Reinickendorf ist Thomas Kaiser tätig,
der ebenfalls im Juni zum Priester geweiht
wurde. Kaiser ist ein zurückhaltender
Mann von 39 Jahren, ebenfalls mit einer
besonderen Geschichte. Seine Mutter ist
evangelisch, erzählt er. Doch in der DDR-

Zeit sei sie aufgefordert worden, ihren
Glauben zu verbergen. Das war so üblich
bei pädagogischen Berufen – Thomas Kai-
sers Mutter arbeitete in einem Kindergar-
ten. „Einmal hat sie mich zur Seite genom-
men und hat mit mir das Vaterunser gebe-
tet, ummir zu zeigen, was ein Gebet ist“, er-
innert er sich. „Aber sonst gab es bei uns zu
Hause keine Berührungspunkte mit dem
Glauben.“
Diese fand Thomas Kaiser über die Mu-

sik. Als Jugendlicher stieß er zufällig auf
eine Zeitungsanzeige. Die evangelische Ge-
meinde hatte einen Gospelchor gegründet
und suchte Mitstreiter. Er ging hin – ließ
sich mit 20 Jahren evangelisch taufen und
studierte in Greifswald Kirchenmusik. Auf
einer Fahrt zum ökumenischen Männeror-
den von Taizé in Frankreich öffnete sich
eine weitere Tür für ihn. „Beim ersten Be-
treten der Kirche hatte ich einen kurzen
Augenblick eine Gotteserfahrung, so würde
ich es nennen“, sagt Kaiser. „Für einen ganz
kurzen Augenblick spürte ich eine Liebe
oder eine innere Wärme, die mein Leben
verändert hat. Ich bin als anderer Mensch
wieder zurückgekehrt.“
Nach diesem Erlebnis habe er in seiner

evangelischen Gemeinde „irgendetwas ver-
misst“– und es in der katholischen Gemein-
de von Greifswald gefunden, wo er vertre-
tungsweise Orgel spielte. „Heimatgefühl“
nennt es Thomas Kaiser: „Im Nachhinein
weiß ich, dass es mit der Gegenwart von
Christus im Tabernakel zutun hat.“ 2007
konvertierte er – und begann den langen
Weg zum Priesteramt. Er studierte Katholi-
sche Theologie in Bamberg und Erfurt.
Thomas Kaiser hat eine Wohnung im

Norden Berlins und lebt ein modernes Le-
ben: Er verabredet sich mit Freunden zum
Joggen, unternimmt Radtouren auf dem
Mauerweg, der den ehemaligen Verlauf der
deutsch-deutschen Grenze markiert. Vor
der Pandemie ging er auch gern mal zu
einemKonzert derHeavy-Metal-Band Iron
Maiden.
Egal, ob solche harten Klänge oder eine

Bachkantate – Musik hat es ihm nach wie
vor angetan: „Sie geht mir nahe und macht
mich innerlich sehr lebendig. Und ich den-
ke, dass Gott diesen Weg bei mir gefunden
hat, ummich Stück für Stück durch das Le-
ben zu führen.“
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MOMENT MAL

Verehrte Leser, vergangene Woche ist
die neue Ausgabe unserer Beilage zum
Synodalen Weg „welt&kirche“ erschie-
nen. „Wie geht Evangelisierung?“,
haben wir gefragt. Autoren, die mit
der Glaubensverkündigung in Theorie
und Praxis vertraut sind, machten sich
Gedanken und waren sich einig: mis-
sion is possible. Sie können gerne
kostenlos Exemplare der Beilage bei
uns bestellen. Sie erreichen uns unter
info@die-tagespost.de oder zu den üb-
lichen Bürozeiten unter
0931/30863-0. Wir haben noch ge-
nügend Exemplare vorrätig. Ihre Be-
kannten freuen sich sicher über die
klugen Gedanken zur Neuevangeli-
sierung. Jederzeit können Sie zudem
die aktuelle wie die bereits erschiene-
nen Ausgaben von „welt&kirche“ auf
unserer Seite www.die-tagespost.de
ausdrucken oder als pdf herunterladen
oder weiterleiten. Sie finden sie unter
dem Menüpunkt „Synodaler Weg“.
Wir freuen uns zudem über Ihre
Rückmeldung zu den Inhalten der
Beilage. Richten Sie Ihre Zuschriften
bitte an leserbrief@die-tagespost.de.
Gute Lektüre! IHRE REDAKTION

BEILAGENHINWEIS
Die Gesamtauflage enthält Beilagen
von Legionäre Christi und Schwes-
tern von der heiligen Elisabeth
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uns vor. Wir lesen alle Zuschriften auf-
merksam, bitten aber um Verständnis, dass
wir keine Auskunft darüber geben können,
warum einzelne Leserbriefe nicht veröf-
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Zuschriften: leserbrief@die-tagespost.de.
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Der Philosoph Peter Kreeft

Sex im
Himmel?
Das Porträt des „gefährlichen Denkers“
Peter Kreeft (DT vom 9. Juli) ist beson-

ders wohltuend, weil es auf den „Charme“
und die „warme Ironie“ des Philosophen
hinweist. Wäre er kein Amerikaner, könnte
er mit diesen Eigenschaften auch (Alt-)
Österreicher sein! Schon ein Blick auf die
Homepage des Autors lässt schmunzeln,
wenn man dort liest: „He loves his five
grandchildren, four children, one wife, one
cat, and one God.“ Mit dieser Unkompli-
ziertheit kann er auch einen Aufsatz
schreiben, der die scheinbar unmögliche
(aber von manchem wohl insgeheim schon
erwogene) Frage stellt: „Sex im Himmel?“
Und zugleich erweisen sich seine Texte als
so scharfsinnig, dass ihr humoriger Cha-
rakter unversehens in die Weisheit des
echten Gelehrten übergeht. Gestatten Sie
mir den Hinweis, dass zwei der von Marco
Gallina erwähnten fiktionalen Treffen des
Sokrates („Socrates meets …) auch in
deutscher Übersetzung vorliegen.
Hans-Ulrich Kopp,
90607 Rückersdorf

Zukunft des Priesterberufs

Bischöfe vernebeln
Priesterbild
Regina Einig hat sich in ihrem Artikel
„Gold unter der Kruste“ (DT v. 23. Juli
2020) wie gewohnt kenntnisreich, infor-
mativ und urteilssicher mit der traurigen
Tatsache der geringen Zahl von Priester-
weihen in Deutschland befasst. Einen As-
pekt möchte ich zusätzlich unterstreichen.
Ich habe noch Bischöfe – auch in unserem
Land – wie selbstverständlich sagen hören:
Ohne meine Priester wäre ich völlig hilf-
los, ohne sie könnte ich meine apostoli-
sche Aufgabe nicht erfüllen. – Inzwischen
haben zu viele Bischöfe bei uns dazu bei-
getragen, das Priesterbild in einen Nebel-
schleier geraten zu lassen.
Das böse Totschlagwort vom zu überwin-
denden „Klerikalismus“ war bis in höchste
kirchliche Kreise zu vernehmen. Aber
dieses Schlagwort war ohne präzisen In-
halt, den sich jeder nach seinem Gusto
ausmalen kann. Und so geschieht es denn
auch. Ein erster Aufschrei gegen die kürz-
lich veröffentlichte Instruktion der Klerus-
kongregation verstieg sich zu der Bemer-
kung, wenn nur ein Priester einer Pfarrei
verantwortlich vorstehen kann, bedeutet
das die Zementierung des Klerikalismus.
Noch wehrt man sich nicht dagegen, dass
nur ein Geweihter (Bischof oder notfalls
Priester) einer Teilkirche (Diözese) vor-

stehen kann, obwohl man diese Tatsache
doch in derselben Logik als Ausdruck
eines Superklerikalismus ansehen müsste.
Allerdings haben wir ja keinen Bischofs-
mangel zu beklagen.
Immerhin: Sieht man von anderen Fakto-
ren ab, die zur geringen Zahl geistlicher
Berufungen beitragen, muss man doch die
wenigen jungen Männer bewundern, die
bei einem – auch medial verstärkten – so
schwach gezeichneten Priesterbild den
Schritt wagen, auf ihre Berufung mit
Bereitschaft zu antworten. Die Priester
müssen ihres Bischofs ganz sicher sein
können, und zwar auch darin, dass die
Priester die ersten und unentbehrlichen
Mitarbeiter ihres Bischofs sind. Das ist ein
herausragendes Element einer verantwor-
tungsvollen Berufungspastoral.
Allerdings geht es letztlich um das katho-
lische Kirchenverständnis. Frau Einig er-
wähnt in ihrem Artikel die Aussage des
Aachener Priesters Heinz Portz: Die ka-
tholische Kirche brauche eine Rückbesin-
nung auf ihr sakramentales Wesen. Damit
hat er ins Schwarze getroffen. Das eigent-
liche Problem der Kirche in unserem Land
und in manchen Gegenden der westlichen
Welt liegt darin, dass die Kirche immer
mehr die Grundlagen ihrer göttlichen Sen-
dung durch Jesus Christus und die bevoll-
mächtigte Sendung an die Apostel für
nicht mehr so wichtig erachtet und sie
schließlich vergisst.
Die Kirche wird so schleichend verändert
zu einem mit viel Einsatz und oftmals
auch mit gutem Willen religiösen Verein.
Das darf niemals geschehen. Das walte
Gott!
Prof. Dr. Winfried Aymans,
München

Kirche und Umweltschutz

Öko-Religion
ist Realität
Natürlich hat Ulrich Steiner in seinem
Leserbrief (DT vom 30. Juli) Recht, wenn
er schreibt: „Am Handeln der Kirche ist
nicht zu kritisieren, dass die ökologische
Thematik aufgegriffen wird.“ Ebenso, wie
es spätestens seit „Rerum novarum“ eine
katholische Soziallehre gibt, ist es nicht
nur legitim, sondern auch verpflichtend,
dass die Kirche sich zu dem überaus wich-
tigen Thema positioniert. Das war aber
nicht Absicht des ausgezeichneten Beitrags
„Volkskirche ohne Volk“ von Norbert Bolz,
weshalb der Vorwurf zurückzuweisen ist,
er vermeide, „sich mit der empirischen
Faktenlage über die physischen Zusam-
menhänge unserer Lebensgrundlagen aus-
einandersetzen zu müssen“.
Der pseudoreligiöse Charakter im Zusam-
menhang mit Natur- und Klimaschutz,
den Bolz thematisiert, ist mit Händen zu
greifen und ist sogar diesem Schutz selbst

keineswegs dienlich. Der leider so jung
verstorbene Reinhard Löw, Mitarbeiter
von Robert Spaemann, schrieb in einem
lesenswerten Essay bereits 1989, „dass aus
dem gutgemeinten Gedanken einer Tabui-
sierung der Natur bei seiner Umsetzung in
die Praxis vermutlich die absolute Willkür
einiger Entscheidungsträger“ entstehe und
so „der Begründungsversuch“ doch in die
„Gruppe der anthropogenen Nutzungsar-
gumente“ falle. Tatsächlich wurde jüngst
der Idealismus der Jugend im Sinne der
von bestimmten Milliardären finanziell ge-
stützten Fridays for Future-Demonstratio-
nen für deren Ziele missbraucht. Sogar die
Geburt von Kindern wurde als klima-
schädlich denunziert. Im Sinne unseres
christlichen Glaubens erwächst nach Löw
nun aber aus der „Mitgeschöpflichkeit des
Kosmos und seiner Wesen mit dem Men-
schen … eine Dimension von Verantwor-
tung des Menschen auch nicht-mensch-
lichen Wesen gegenüber“; in diesem Sinne
könne man von der „Heiligkeit der Natur“
sprechen.
Dagegen wird in der katholischen Kirche
gegenwärtig umgekehrt der christliche
Glaube oft für rein innerweltliche Ziele
verzweckt, die selbst pseudoreligiös auf-
geladen werden. Die Enzyklika „Laudato
sı́“ etwa lobt ohne Einschränkung die Erd-
Charta und die Ziele der UNO (im Sinne
der Agenda 2030) sowie deren einschlä-
gige NGOs, die besonders auch die Ab-
treibung als angebliches Menschenrecht
auf ihre Fahnen geschrieben haben und
bei denen die „Mutter Erde“ dahin ten-
diert, den Rang des göttlichen Schöpfers
einzunehmen, wie vielfach belegt werden
kann.
Prof. Dr. Lutz Sperling, Magdeburg

Christliche Weltverachtung?

Unterschiedliche
Sichtweisen
Durch den Artikel „Die Antwort“ (DT vom
16. Juli) wurde ich erstmals auf eine Au-
torin namens Beile Ratut aufmerksam.
Anders als die Leserbriefschreiberin Dr.
Friederike Hoffmann-Klein konnte ich bei
dieser Autorin keine „verkehrte Sichtwei-
se“ auf die Realität, vor allem auf die
menschliche, erkennen. „Gott sah, dass es
gut war“ – das war bitte vor der Sintflut.
Danach war die Rede Gottes eine ganz
andere: „Der Trieb des menschlichen Her-
zen ist zum Bösen geneigt von Jugend an“
(Gen 8,21). Auch Jesus hatte keine allzu
gute Meinung von seinen Zeitgenossen;
bezeichnete er sie nach Mt 12,39 doch ex-
plizit als „böses und ehebrecherisches Ge-
schlecht“. Und wer könnte behaupten, dass
sich das Menschengeschlecht in den letz-
ten zweitausend Jahren gebessert hätte.
Der Apostel Paulus mahnt die Christen in
Röm 12,2 ausdrücklich: „Macht euch nicht
die Art dieser Welt zu eigen, sondern wan-
delt euch um durch Erneuerung eures
Denkens, …“ Und die Geringschätzung
„weltlicher Belange“, die Paulus in 1 Kor
7, 29–31 predigt, hat es erst recht in sich.
Ein Letztes: Mir persönlich liegt die (ge-
mäßigte) Contemptus Mundi Spiritualität
des Mittelalters allemal näher als die
grenz-esoterische Wohlfühlmentalität, die
heute in zahllosen Publikationen und Vor-
trägen unters Volk gebracht wird – gerade
auch von christlichen Autoren und „geist-
lichen Begleitern“.
Dr. Johann Hahn, A-4320 Perg

Ökumenisches Eucharistie-Votum

Kontroverse
Haarspalterei
Dass uns der Synodale Weg auf den Pro-
testantismus zutreibt, ist sicher, aber das
liegt an soziologischen Strukturen (Kirche
von unten/synodaler Aufbau und damit
demokratisch gewähltes Beamten-Pries-
tertum statt Weihegewalt sowie die Ma-
rienverehrung im heutigen Frauenbild der
„Frauen-power“) und nicht am Eucharis-
tie-Verständnis. Hier längst überholte
Streitigkeiten vergangener Jahrhunderte,

reformatorischer wie gegenreformatori-
scher Propaganda wieder auszugraben,
verletzt die Liebe wie die Wahrhaftigkeit.
Das galt schon für die Haarspalterei und
bewusst kontrovers ausgelegten Texte im
Artikel von Kardinal Cordes in der vor-
letzten „Tagespost“, gestützt von Bischof
Algermissen, und prägt jetzt wieder diesen
„Bei(?)“-trag von P. Prosinger: Warum die
Lutheraner auf ein extrem calvinistisches
Bekenntnis des 16. Jahrhunderts festna-
geln? Mit welcher Arroganz kritisieren
beide die evangelische Position, anstatt
diese selbst zu Wort kommen zu lassen?
Die Evangelischen könnten uns ebenfalls
viel vorwerfen, wenn sie auf unsere Praxis
schauen: Glauben wir mit der „Transsubs-
tantiation“ an einen mittelalterlichen Be-
griff aus heidnischer Philosophie oder an
den lebendigen Christus? Wird das Sakra-
ment, das wir für ein Anliegen aufopfern
und bezahlen, nicht magisch verdinglicht?
Bringt Gewohnheits-Kommunikanten
diese Speise nicht das Gericht? Dieses Ge-
zänk um Seinen Leib und Sein Blut kann
dem Herrn nicht gefallen. Sind wir damit
den Pharisäern nicht schon ähnlich?
Karl Walter, Trier

Frankfurter Ökumene-Papier

Tabernakel wegen
Ökumeneweglassen?
Das 2019 in Frankfurt vorgestellte ökume-
nische Theologenvotum „Gemeinsam am
Tisch des Herrn“ unterstreicht legitime,
geschichtliche, ursprüngliche, bunte Viel-
falt der Mahltraditionen. Die gibt es be-
stimmt in den Formen, ja. Aber auch im
dogmatischen Kern? Luther sagte 1533
ausgerechnet in Frankfurt, es sei ihm
schrecklich zu hören, dass in einer Kirche
die einen glauben, sie empfingen nichts als
Brot und Wein, die anderen den wahren
Leib und das wahre Blut Christi. Es ist zu
bezweifeln, dass das Problem der Be-
kenntnisverschiedenheit nach der im Text
vielfach zitierten Leuenberger Konkordie
von 1973 gelöst ist. Es hat sich ins Subjek-
tivistische aufgelöst. Jeder scheint berech-
tigt, sich zur heiligen Kommunion seine
eigenen Gedanken zu machen. Schon Kar-
dinal Kasper fragte, ob Luther und Leuen-
berg wirklich zusammenpassen.
Jedenfalls sind im ökumenischen Votum
harte Begrifflichkeiten aller lutherischen
Bekenntnisse und katholischerseits der
Dekrete des Trienter Konzils vom „wah-
ren“, „wahrhaften“ „wirklichen“ „wesent-
lichen“ Leib und Blut Christi per Such-
funktion nicht zu entdecken. Das ist ein
Mangel. In Leuenberger Weichheit heißt
es: „Brot und Wein im Mahl repräsentie-
ren Jesus Christus. Der Geber ist in seiner
Gabe personal präsent. So ist das Mahl
(...) vergegenwärtigendes Zeichen der An-
wesenheit (..) Jesu Christi.“
Bischöfe der SELK (Selbständige Ev.-
Luth. Kirche) sagen zu Recht: Die Real-
präsenz des wahren Leibes und Blutes
Christi wird zur Personalpräsenz Christi
und ins Symbolische aufgelöst. Das sakra-
mentale Geschehen wird spiritualisiert. Sie
sind enttäuscht, dass Katholiken sich
„gründlich“ und „hurtig“ von katholischer
Lehrtradition abwenden. Sie sagen Nein
zum Frankfurter Papier.
Ein Beispiel zuletzt: Gegenwart Christi ist
laut Votum den eucharistischen Gaben nur
bei „stiftungsgemäßem Gebrauch“ verhei-
ßen. Darunter verstehen fast alle Protes-
tanten: nur bis zum Genuss der Kommu-
nion. Da nun laut Votums-Rat alles zu ver-
meiden ist, was den ökumenischen Partner
stört, stellt sich die Frage: Sollen Katholi-
ken aus ökumenischer Höflichkeit Taber-
nakel und Fronleichnam und anderes spe-
zifisch Katholische besser weglassen?
Alfons Zimmer, 44805 Bochum
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